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Kampfesrüſtung.
Gegen Diktatoren und Reichszerſtörer.

Die Vorgänge in Zabern und die Straßburger militär
gerichtlichen Urteile haben der moraliſchen Wertung des Deut
ſchen Reiches im Auslande den empfindlichſten Abbruch getan.
Alle bisher bekannt gewordenen Aeußerungen der ausländiſchen
Preſſe drücken die Ueberzeugung aus, daß in Deutſchland Ver-
faſſung, Recht und Geſetz gegen die militäriſche Gewalt unter-
legen ſind, und ſie äußern die Befürchtung, daß dem auch in
Zukunft ſo ſein werde. Ein Staat aber, der die Gewalt über
Geſetz und Recht ſtellt, hat den Todeskeim in ſich und wenn er
noch ſo ſehr gerüſtet iſt. Die moraliſche Schwäche, die aus den
Urteilen vom 10. Januar und den Vorgängen in Zabern und
im Reichstag vom Auslande wahrgenommen wird, iſt zugleich
eine Schwächung Deutſchlands in politiſcher und wirtſchaft
licher Beziehung. Man wird ja nach dem junkerlichen und
großmäuligen Rezept der Rüſtungsintereſſenten den Verſuch
machen, das verloren gegangene Preſtige durch verſtärktes
Säbelgeraſſel, vielleicht ſogar durch neue Rüſtungen, wieder zu
gewinnen. Der Verſuch wird nichts fruchten. Das Ausland
hat erfahren, daß das deutſche Heer durch ſeine Führer in
einen Gegenſatz gebracht iſt zum deutſchen Volke und zu deſſen
Auffaſſung von Recht und Geſetz. Ein Staat aber, deſſen Heer
nicht mehr das Heer des Volkes iſt iſt moraliſch fertig, ſeine
Auflöſung iſt nur eine Frage der Zeit.

Soweit hat der Militarismus das Deutſche Reich gebracht!
Die Depeſche des Generalmajors Pelet-Narbonne, womit dieſer
Vorſitzende des Kriegsgerichts gegen Reuter und Schadt deren
Freiſprechung den Herren v. Jagow und v. Oldenburg mit-
teilte, wird einſt große geſchichtliche Bedeutung erlangen. Es
iſt ein Glückwunſch, den die zerſtörenden Mächte des Reiches
ſich gegenſeitig abſtatteten.

Der moraliſche Zuſammenbruch des Reiches vor dem Aus-
lande wird aber zugleich zu einer wirtſchaftlichen Kataſtrophe
werden. Wäre die Sozialdemokratie die Partei des kraſſen
und rückſichtsloſen Egoismus, dann könnte ſie ſich die Hände
reiben. Das Wohl des Volkes, das bei einer politiſchen und
wirtſchaftlichen Kataſtrophe am meiſten leidet, ſteht uns aber
viel zu hoch. Deshalb gilt es Kampf mit aller Energie dem
Zerſtörungswerk am Reiche, das die preußiſchen Junker aus
Haß gegen Deutſchland und aus egoiſtiſchen Vorteils- und
Herrſchaftsgelüſten in Szene ſetzen.

Und die Junker und die Militärs haben nicht nur das mora-
liſche Anſehen des Deutſchen Reiches im Auslande zerſtört und
dadurch ſeine politiſche und wirtſchaftliche Stellung ſchwer er
ſchüttert, ſie bedrohen auch den inneren Beſtand des Reiches
auf das ernſtlichſte.

Aus Süddeutſchland kommt die Nachricht, daß man ſich in
Bayern nicht ſo ohne weiteres mit der Reſolution der Herren
häusler und mit den Erklärungen des preußiſchen Miniſter
präſidenten, der ja auch der Reichskanzler iſt, einverſtanden
erklärt. Jn Bayern ſind ſich ſämtliche Parteien darin einig,
gegen die überhebende und anmaßende Junkerkritik im Reichs
tage Proteſt zu erheben. Und das mit Recht.

Das Fundament des Deutſchen Reiches iſt das in ſeinen
Grundzügen immerhin demokratiſche Reichstagswahlrecht. Nur
durch ein ſolches Wahlrecht konnte das demokratiſcher empfin-
dende Süddeutſchland dem Reichsgedanken gewonnen werden.
Die Kritik der Herrenhäusler am Reichstag wegen ſeines
demokratiſchen Zuges“ iſt deshalb zugleich eine Kritik am

Reiche ſelbſt. Die Verächtlichmachung des Reichstages wegen
ſeiner auf allgemeiner Wahl beruhenden Eigenſchaften iſt zu
gleich die Verächtlichmachung des Reichsgedankens überhaupt.
Und dieſes Werk betreiben zurzeit die preußiſchen Junker.

Aber auch hier wird die Sozialdemokratie am entſchloſſenſten
den junkerlichen Reichsgerſtörer entgegentreten. Die kümmer-lichen demokratiſchen Rechte men nicht nur verteidigt wer-

den, ſondern ihr weiterer Ausbau iſt eine Notwendigkeit für
den Beſtand des Reiches und für das Anſehen des deutſchen
Volkes.

Die Geſchichte ſchreibt immer die glänzendſten Satiren: Die
Junker, die ſich das „Staatserhaltend“ im höchſten Superlativ
anmaßen, ſind aus erbärmlichem Eigennutz und frecher Herrſch-
begier die Zerſtörer des Reiches geworden. Diejenigen,
die ſie die „Staatsfeinde“ zu nennen belieben, ſind die Er-
halter des Reiches zum Wohle des Volkes.
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Bayern gegen die Säbeldiktatur.
Die allgemeinen Erörterungen über den Militäretat in der

bayeriſchen Kammer ergaben eine erwünſchte Aufklärung. Die
Staatszeitung hatte Mitteilungen über den Waffengebrauch
des Militärs gebracht, aus der hervorging, daß es auch in
Bayern zuläſſig ſei, daß die Militärgewalt aus eignem Recht
gegen die Zivilbevölkerung zum Waffengebrauch ſchreiten dürfe,
wenn ſie finde, daß die Zivilverwaltung zu lange zögere. Der
Kriegsminiſter v. Kreß erklärte nun am Dienstag mit allem
Nachdruck, daß die Notiz der Staatszeitung falſch ſei und
amtlich dementiert werden würde: Jn Bahyern ſeien die Be-
ſtimmungen ganz klar, niemals dürfe das Militär ohne Requi-
ſition der Zivilbehörde einſchreiten. Mit dieſer Erklärung
ſtellte der bayeriſche Kriegsminiſter wenigſtens für das baye-
riſche Gebiet die bürgerliche Rechtsordnung wieder her; ſeine
Ausführungen wirkten überhaupt beinahe „antimilitariſtiſch“,
wenn man die aberwitzigen Hurra-Reden der bürgerlichen Ab-
geordneten vorher hören mußte.

Sozialdemokratiſches Organ
für Balle und den Saalkreis, die Kreile Merleburg Buerfurt, Belißſch- Bikkerkeld,

wikkenberg Schweinißh, Torgau- Tiebenwerda, Sangerhauſen Erkartsberga und die Mansfelder Kreiſe.

Bauptgeſchäftoſtelle:
Varz42/48. Fernſprecher 1047
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Erfreulich berührte auch die Erklärung des Kriegsminiſters,
in der er die „redneriſche Entgleiſung“ eines Kriegsgerichts-
rats, der von Sozialdemokraten als minderwertigen Elementen
geſprochen hatte, mißbilligte.

Beim Kapitel Militärjuſtizverwaltung kam der Abg. Ge-
noſſe Süßheim auf den Straßburger Prozeß gegen den
Oberſt v. Reuter zurück. Die Verhandlungen hätten nichts
mehr mit Recht zu tun gehabt, ſondern ſeien lediglich eine Be-
kundung militäriſcher Jntereſſenſolidarität geweſen. Die
Militärjuſtiz trug keine Binde, ſondern ein Monokel, kein
Wunder, daß ſie ein ſeitig ſah. Der Redner legte dar, daß
auch in Bayern die Militärgerichte verſchieden urteilen, je
nachdem es ſich um Offiziere oder um Soldaten handele. Er
forderte die völlige Beſeitigung der militäriſchen Sonder-
gerichtsbarkeit, die nur ein Urteil der Richter in eigner Sache
darſtelle. Von der Militärverwaltung wurde die unterſchied-
liche Behandlung beſtritten. Ein Erlaß der Militärjuſtizver-
waltung aus dem Jahre 1910 habe ausdrücklich verfügt, daß
zwiſchen Vorgeſetzten und Untergebenen in der Militärjuſtiz
kein Unterſchied gemacht werden dürfe.

Zabern Jnterpellation im badiſchen Landtage.
Jm badiſchen Landtage brachte am Mittwoch die ſogialdemo-

kratiſche Fraktion folgende Jnterpellation ein: „Jm Urteil
des Straßburger Militärgerichts vom 10. Januar wird be-
hauptet, daß die preußiſche Kabinettsordre vom 17. Oktober
1820 noch in Geltung ſei und daß die Offiziere ſich bei An
wendung dieſer Vorſchrift nicht darum zu kümmern brauchten,
ob die Ordre mit den Geſetzen im Einklang ſtehe. Da auch die
in Baden liegenden Truppenteile zum preußiſchen Kontin-
gent gehören, erſuchen wir die Regierung um Beantwortung
der Frage: „Welche Schritte hat die Regierung getan oder ge
denkt ſie zu tun, um die perſönliche Freiheit der badiſchen
Staatsbürger und das Anſehen der badiſchen Zivilverwaltung
zu ſchützen.“

Die Fortſchrittliche Volkspartei reichte folgenden Antrag
ein: „Die Regierung wird erſucht, beim Bundesrat die als-
baldige Vorlage eines Geſetzentwurfs zu betreiben. durch
welchen die Militärgerichtsbarkeit auf rein militäriſche
Delikte beſchränkt wird.“

Deine Reviſion im Reuterprozeß
Der Deutſche Kurier will erfahren haben, daß im Prozeß

gegen den Oberſt v. Reuter vom Gerichtsherrn auf das Rechts-
mittel der Reviſion verzichtet werden wird. Maßgebend für
die Entſchließung ſei die Erwägung, daß auf Grund des vor
liegenden Tatſachenmaterials auch das Oberkriegsgericht nur
zu einem freiſprechenden Urteil gelangen würde,
andererſeits durch eine abermalige Aufrollung des Prozeſſes
nur den „preußenfeindlichen Elementen“ gedient werden würde.

Nach einer weiteren Meldung desſelben Blattes aus Straß-
burg beabſichtigen ſämtliche Unterſtaatsſekretäre gemeinſam
mit dem Staatsſekretär ihr Abſchiedsgeſuch einzureichen, wenn
der Statthalter Graf Wedel ſeinen Abſchied nimmt. Die
Unterſtaatsſekretäre werden an dieſer Abſicht wahrſcheinlich
auch dann feſthalten, wenn Graf Wedel im Amte bleibt und
der Staatsſekretär Frhr. Zorn v. Bulach ſeinen Abſchied
nimmt.

Pöbel? Unter den vielen Gratulanten zur Freiſprechung
des Oberſten von Zabern befindet ſich auch der Nationale Ver-
ein für Nordhauſen. Der Vorſtand ſandte nämlich fol
gendes Telegramm:

Dem mannhaften und furchtloſen Vertreter der Armee
und des Deutſchtums in den Grenzlanden, dem Wahrer der
Autorität gegenüber der Willkür des Pöbels ſendet herz-
liche Glückwünſche zur Freiſprechung.

Der Nationale Wahlverein Nordhauſen.
Bekanntlich wurde in Zabern auch ein Landgerichtsrat und

ein Stagtsanwalt feſtgenommen. Ein Staatsanwalt war aber
auch Kandidat des grakulierenden Vereins bei der letzten Land-
tagswahl. Ja, ja, es iſt etwas luſtiges um die „Willkür des
Pöbels“.
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Kampfestöne im Elſaß.
Zabern im elſaß-lothringiſchen Landtage.

Jn der Sitzung vom Mittwoch verlas der Präſident zunächſt
folgende von ſämtlichen vier Parteien abgegebene Erklärung:
Die Zweite Kammer iſt mit der Regierung der Ueberzeugung,
daß die Zivilverwaltung in Zabern durchaus ihre Pflicht getan
und zu den Eingriffen des Militärs jeder tatſächliche Anlaß
und jede rechtliche Grundlage gefehlt hat. Sie ſtellt feſt, daß
die Regierung auch im Rahmen ihrer verfaſſungsmäßigen
Befugniſſe eine größere Energie zur Erlangung einer Genug-
tuung für die dem elſaßlothringiſchen Volke zugefügte Be
leidigung hätte entfalten ſowie zur Aufklärung und Be-
ruhigung der Bevölkerung etwas hätte tun müſſen. Sie ver-
mag endlich in der Erklärung der Regierung keinerlei Garan-
tien gegen eine Wiederholung ſolcher Geſetz und Recht verletzen-
den Vorkommniſſe zu per Die Zweite Kammer bittet den
Reichstag, dem ſie für ſein energiſches Eintreten den Dank des
elſaß-lothringiſchen Volkes ausſpricht, in Fortführung des
Kampfes um die Wahrung von Geſetz und Recht einzutreten
für: 1. eine den modernen bürgerlichen Anſchauungen ent
ſprechende reichsgeſetzliche Abgrenzung der Gewalten; 2. eine
Reform der Militärgerichtsbarkeit; 3. einen Ausbau unſerer
Verfaſſung in der Richtung der vollen bundesſtaatlichen Selb-
ſtändigkeit Elſaß-Lothringens.

Als Vertreter der Regierung ergriff der Unterſtaatsſekretär
für die Juſtiz, Dr. Petri, das Wort, um ſcharf gegen den
Oberſt Reuter vorzugehen. Reuter hätte in der Gerichtsver-

handlung abfällige Aeußerungen über die Gerichtsbarkeit ge
tan. Er habe daraufhin ſeine Gerichtsperſonen als Zeugen
vernehmen und ſie vom Dienſteide entbinden laſſen. Der Oberſt
habe gar keinen Grund zu ſeinen Anklagen gegen die Juſtiz
verwaltung gehabt, er weiſe die Unterſtellungen des Oberſt
Reuter ganz entſchieden zurück. Auch müſſe er Verwahrung
einlegen gegen die Begründung des Oberſten, weshalb

die Gefangenen im Pandurenkeller behalten
worden ſind. Dann gab er dem Hauſe bekannt, daß die Juſtiz-
verwaltung dem Generalkommando mitgeteilt habe, der Oberſt
ſolle ſich an die Staatsanwaltſchaft und nicht an die Gen-
darmen wenden.

Der erſte Redner iſt Abgeordneter Ha u ß vom Zentrum. Er
freut ſich, daß die Regierung heute endlich energiſche Worte
gefunden habe; denn die geſtrige Erklärung des Staatsſekretärs
läßt die Garantien, die nötig ſind, vermiſſen. Abg. Hauß er-
klärt frner, daß Zabern
einen Verfaſſungs- und Rechtsbruch darſtelle und daß der

Reichskanzler jetzt das Fauſtrecht proklamiert habe.
Der Rock des Königs werde nicht geachtet, wenn Träger des
ſelben unſchuldige Menſchen ſchänden. Schlimmer als im
Prozeß, wo der Verhandlungsleiter dem Kreisdirektor Ver-
leitung zum Meineide vorwarf, iſt dagegen der Rock des
Bürgers bisher nicht geſchändet worden. Das Gericht ſei
nicht unparteiiſch geweſen; das ergäbe ſich ſchon aus den
Aeußerungen des Oberkriegsgerichtsrats Medikus und aus den
Telegrammen an Jagow und Oldenburg. Zur Beſeitigung der
Unruhen hätte eine Waſchfrau in Zabern ausgereicht. Seiner
Meinung nach müſſe der Oberſt überhaupt pathologiſch be
wertet werden. Auf der Stirn des Generals v. Deimling und
des Chefs des Generalſtabes haftet heute das Kainszeichen der
Unruhen in Zabern. V. Deimling, ſo habe er erfahren, habe zu
Mandel beim Diner erklärt, er kümmere ſich nicht um Zabern,
der Oberſt hätte ſeine Jnſtruktion. Noch nie ſei eine Regierung

mit Ruten gezüchtigt worden, mit denen das Volk dann ge
chlagen wurde, wie die elſaß-lothringiſche r Das

Bild, das Staatsanwalt Krauſe entworfen habe im Gerichts
ſaale, wie Koſaken in St. Petersburg hätten die Soldaten in
grber gehauſt, wird a allen lange in Erinnerung bleiben.

er 10. Januar ſei für ElſaßLothringen der größte Unglücks-
tet denn da ſeien Geſetz und Recht zerriſſen und ein Haupt
beſtandteil der Verfaſſung zertrümmert worden.

Nach Hauß ſprach Unterſtaatsſekretär Mande l. Die Unter
die die angeſtellt habe, hätten ergeben,

ß das Einſchreiten des Militärs nicht nötig geweſen
wäre, die Zivilverwaltung hätte nicht verſagt. Weiter hätte
die Regierung nicht einſchreiten können, nur der Statthalter
hätte ſich an die zuſtändige Jnſtanz wenden müſſen, was er auch
getan habe. Die Meinung der elſaß-lothringiſchen Regierung
geht dahin, daß die Kabinettsordre von 1820 für Elſaß-
Lothringen ungültig ſei. Mit der Verfaſſung hätte nach Mei-
nung der Regierung die Zaberner Sache abſolut nichts zu tun.

Darauf ſprach Genoſſe Emmel. Er hielt eine prinzipielle
Abrechnung mit dem Militarismus und ſtellte feſt, daß die Re
gierungserklärung auf den Ton geſtimmt ſei: Heiliger Heyde-
brand, ſei uns gnädig! Jedenfalls müſſe feſtgeſtellt werden,
daß die Regierung heute im Vergleich zu geſtern einen S
Teil ihrer Aeußerungen preisgegeben habe und habe zugeben
müſſen daß die Gerichtsverhandlung nicht einwandsfrei geführt
worden ſei. Direkt ungehörig wäre es geweſen, daß der Unter-
ſtaatsſekretär Mandel den Kreisdirektor beim Diner behalten
habe. Genoſſe Emmel polemiſierte ſcharf gegen die Aus
führungen Mandels und betonte, daß das Gerichtsurteil weiter
nichts ſagt, als eine Aufforderung zu denſelben Taten des
Militärs, wie ſie in Zabern vorgekommen ſind. Es herrſche in
ElſaßLothringen

eine militäriſche Nebenregierung.
Beweis dafür ſei, daß der kommandierende General dem Kaiſer
Mitteilungen macht, die nicht nur militäriſcher, ſondern ſe
häufig politiſcher Natur ſeien, von denen die elſaß-lothringiſ
Regierung gar keine Kenntnis erhalte. Es beſtehe abſolut kein
Gegenſatz zwiſchen Armee und Volk, ſondern lediglich zwiſchen
dem Volk und

dem vom Größenwahn befallenen Offizierkorps
Wenn manche Offiziere ſich durch ihrer Hände Arbeit ihr Brot
verdienen müßten, dann würden ſie nicht einmal ſatt zu eſſen
haben. Als Genoſſe Emmel den Säbelhieb des Leutnants von
Forſtner als einen Akt der Feigheit bezeichnete, wird er vom
Präſidenten zur Ordnung gerufen. Zum Schluß kommt Emmel
auf die ſozialdemokratiſche Forderung zu ſprechen, die ganzeMilitärgerichtsbarkeit, die nur ſchädlich iſt, zu beſeitigen. Die

Regierung habe die Aufgabe, dafür zu ſorgen, daß die Militär
gewalt unter die Zivilgewalt geſtellt werde, und daß die Zivil-
gewalt beſſer organiſiert werde.

Nach Emmel ſprach Staatsſekretär Zorn v. Bulach, der zu
gibt, daß die Aeußerung des Leutnants v. Forſtner rer
„Wackes“ eine Beleidigung für das Volk ſei. Wir haben ni
eingreifen können; das iſt nicht ſo einfach wie ſich die Herren
Abgeordneten das vorſtellen. ir hätten von der Militär
behörde die Antwort bekommen, daß das nicht zur Kompeteng
der Zivilbehörde gehört. Er verteidigte ſchließlich die Maß
nahmen der Regierung und ſer ſogar noch eine r
der Militärbehörde. Genoſſe Emmel beantragt, um die Sache
nicht übers Knie zu brechen, Vertagung der Sitzung auf
Donnerstag vormittag. Das Haus beſchloß dementſprechend.

An der Annahme des Antrags, der von allen vier Parteien
des Hauſes geſtellt iſt, iſt jedoch nicht zu zweifeln

Politiſche Ueberſicht.
Halle (Saale), 15. Januar 1914.

Die Reagktion verhöhnt den Wahlrechtskampf.
Die Fortſetzung der Etatsberatung des preußiſchen

Dreiklaſſen hauſes am Donnerstag brachte zu
nächſt die gewohnte Scharfmacherrede des Freikonſervativen
Octavio von Zedlitz. Er hatte, wie im Hauſe erzählt wurde,
ſchon am Abend des Mittwoch dem wackeren Herrn Röchling



freundſchaftlich- vorwurfsvoll geſagt: „Sie haben mir ja alles
weggeredet!“ Aber für einen richtigen Scharfmacher im Drei-
klaſſenhauſe bleibt doch noch immer genug Stoff übrig. So
gab denn Octavio der Polizei Anweiſungen, wie ſie noch mehr
als bisher das Streikrecht der Arbeiter einſchränken könnte, er
ging gegen den Reichstag in bewährter Herrenhausmanier vor,
bemühte ſich, die Kabinettsorder von 1820 als höchſt bedeut
ſames Werk preußiſcher „Geſetzgebung“ hinzuſtellen, forderte
Verpreußung der reichsländiſchen Beamtenſchaft und verhöhnte
den Kampf um die Landtagswahlreform in Preußen nach
Noten. Dann erklärte der Finanzminiſter Dr. Lentze zur
Freude aller Kapitaliſten, daß die Erklärungsfriſt zum Wehr-
beitrag bis zum 31. Januar verlängert wird. Der Fortſchritt
er Dr. Wiemer hielt eine tapfere Rede gegen die Orgien
der Reaktionäre. Seine Kritik an dem Berliner Polizeige-
waltigen v. Jagow rief den Miniſter des Jnnern auf den
Plan, der ſeinen Jagow natürlich durchaus billigte und die
Stellungnahme des Zedlitz zur Wahlreform zur Genugtuung
der Konſervativen womöglich noch überbot, ſagte er doch,
wer das Wahlrecht geändert haben wolle, möge ſich doch (an
der öffentlichen mündlichen!!!) Wahl feſte beteiligen!! Der
Pole Korfanty brandmarkte die Behandlung ſeines Volkes
durch die preußiſche Regierung und nagelte auch das famoſe
Kartell des Oſtmarkenvereins mit den öſterreichiſchen Ruthe-
nen an.

Genoſſe Hirſch kritiſierte zunächſt eingehend den Etat mit
ſeiner viel zu geringen Berückſichtigung wirklicher Kulturauf-
gaben, um dann die von uns geforderte organiſche Regelung
der preußiſchen Steuergeſetzgebung zu entwickeln und die Her
aufſetzung des ſteuerfreien Exiſtenzminimums zu begründen.
Unſer Redner ging mit Herrn Jagow, mit dem Polizeikampf
gegen die Gewerkſchaften und mit dem ganzen Anſturm der
Reaktion ſcharf ins Gericht. Seine Worte werden im Lande
wirken, die Entgegnungen Beſelers und Dallwitzens werden
ſie nicht abſchwächen. Donnerstag: Weiterberatung.

Arbeiterſchutz vor dem Reichstage.
Reichstagsbrief C. B. Die große Frage, die alle Ge

müter beſchäftigt, war auch am Montag noch nicht Gegenſtand
der Verhandlung. Erſt Donnerstag kommt die ſozialdemokra-
tiſche Jnterpellation über die Straßburger Kriegs-
gerichtsuviteile und über die konſervative Aktion im
„Herrenhaus“ auf die Tagesordnung, und am Montag nächſter
Woche wird ſie vorausſichtlich erörtert werden. Aber einen
Hinweis auf die kommenden Debatten gab die Sitzung bereits,
als zu Beginn der Präſident gegen die Kritik Verwahrung
einlegte, die Graf York von Wartenburg im Kreiſe der er-
lauchteſten Geſetzgeber am Parlament des allgemeinen Wahl-
rechts geübt hat.

Dann ſetzte der Reichstag die Beratung der Petitionen fort.
Es kam indeſſen nur eine zur Verhandlung, deren Bedeutung
auch in dieſer mehrſtündigen Diskuſſion nicht erſchöpft werden
konnte. Es handelt ſich um einen verſtärkten Arbeiterſchutz in
der Schwereiſeninduſtrie, wie er von einer Reihe von Korpora
tionen, namentlich von dem Deutſchen Metallarbeiterverbande
verlangt wird. Die Petitionskommiſſion hatte beantragt, dieſes
Geſuch zur Erwägung zu überweiſen, ſoweit es geſetzliche Rege
lung der Penſionskaſſen verlangt, und im übrigen bezüglich
der Arbeitszeit, der Ueberſtunden, des Verbots der Nacht urd
Frauenarbeit uſw. der Regierung zur Berückſichtigung zu
übergeben. Dagegen wandte ſich ein Antrag der Konſervativen,
die die Ueberweiſung zur Erwägung für die ganze Petition
für ausreichend halten.

Jn ſehr eingehender Betrachtung unter ſachkundiger An
führung einzelner Erſcheinungen, die gewiſſenhaft feſtgeſtellt
und prägnant hervorgehoben wurden, gab Genoſſe Spiegel,
ein Fachmann im beſten Sinne des Wortes, eine anſchauliche
Darſtellung von der Ausbeutung, der ſich Arbeiter der Schwer-
eiſeninduſtrie unterwerfen müſſen. Seine Darſtellung wurde
im Laufe der Debatte noch ergänzt durch die Angaben des Ge
noſſen Haberland, der in geſchickter Polemik gegen die
Konſervativen und Nationalliberalen die Notwendigkeit des
geſetzlichen Eingreifens vollends nachwies, denn die Konſer-
vativen und Nationalliberalen kämpften für ihren milderen
Antrag, der offenbar ihrem ſozialpolitiſchen Gewiſſen genügt.
Von der Rechten tat es Herr v. Gräfe, während im Namen der
Nationalliberalen Dr. Böttger, ein Beauftragter der rheini-
ſchen Hütteninduſtrie, ſprach. Auch die lothringiſche Schwer-
eiſeninduſtrie ſchickte zum Schutze für ihre angeblich bedrohten
Intereſſen ihren Vertrauensmann Windeck vor, der die Stelle
nach beſtem Können ausfüllte, die in der vorigen Legislatur
periode der Hüttenbaron de Wendel inne hatte.

Für das Zentrum ſprach Giesberts, von den Polen Soſinsky
für den Antrag der Kommiſſion, der dann auch gegen die
Konſervativen und Nationalliberalen Annahme fand.

Donnerstag wird der Geſetzentwurf über die Neurege
lung der Sonntagsruhe in erſter Leſung beraten
werden.
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Der Seniorenkonvent
folgende Tage von

und 27. Januar, 2.,
Auf den Wunſch

Aus dem Seniorenkonvent.
des Reichstages beſchloß am Mittwoch,
Reichstagsſitzungen freizulaſſen: den 26.
23. und 24. Februar, 14. und 16. März.
der Petitionskommiſſion, daß Petitionen mehr als bisher zur
Beratung im Plenum gelangen ſollen, kam der Senioren-
konvent überein, die Beratung von Petitionen ſobald als mög-
lich auf die Tagesordnung zu ſetzen. Auf eine Anregung
von ſozialdemokratiſcher Seite, Schwerinstage regelmäßig ab-
zuhalten, wurde mit Rückſicht darauf, daß die Etatsberatung
drängt, entſchieden, daß wenn möglich vor der Fertigſtellung
des Etats Schwerinstage abgehalten werden ſollen, ſpäter da-
gegen man regelrecht Schwerinstage abhalten ſoll.

Die neueſte Militärvorlage.
Der bayeriſche Kriegsminiſter hat am Dienstag abend in

der Kammer auf eine Anfrage des liberalen Müller-Hof wegen
der Gerüchte, daß demnächſt eine halbe Milliarde für Neu-
bewaffnung der Feldartillerie gefordert werden
ſollte, geantwortet: „Wenn der Abgeordnete von mir Er-
klärungen verlangt, daß keine neuen Forderungen für Be-
waffnung und Ausrüſtung der Armee mehr korhmen werden,
dann muß ich zu meinem Bedauern erklären, daß ſich und wohl
kaum irgendwo ein Kriegsminiſter eine ſolche Erklärung ab-
geben kann. Eine Armee muß techniſch auf der Höhe der Zeit
bleiben, und kein Miniſter kann auch nur auf fünf Jahre vor-
aus ſagen, welche Fortſchritte die Technik auf dem Gebiete des
Militärs bringt und in welche Zwangslage eine
Heeresverwaltung durch die Erfindungen der Technik verſetzt
ſein kann.“

Die Erklärung des Kriegsminiſters wird allgemein als eine
Ankündigung aufgefaßt, daß in der Tat eine große
Artillerievorlage bevorſteht, gegen die ſich alſo die
wiederholte Warnung des bayeriſchen Miniſterpräſidenten ge
richtet hat. Dieſer aus zentrumsagitatoriſchen Bedürfniſſen
veranlaßte Proteſt des Grafen Hertling gegen weitere

Rüſtungen hat bei dem Kriegsminiſter offenbar keine Be
günſtigung gefunden.

Die militäriſche Aufwandsentſchädigung.
Die Budgetkommiſſion des Reichstags trat am

Mittwoch in die Beratung des Reichsetats ein. Es wurde mit
dem Stat des Jnnern begonnen. Beſprochen wurde die
Frage der Familienunterſtützung der zu militä-
ſchen Uebungen eingezogenen Mannſchften.
Der Reichstag hat ſich im vorigen Jahre für eine Erhöhung
dieſer Unterſtützung ausgeſprochen. Das Reichsamt des

nnern glaubte, daß dieſem Wunſch des Reichstags damit
Rechmung getragen worden ſei, daß die Ortslöhne in den
meiſten Orten ganz erheblich erhöht worden ſind. Da dieſe
Familienunterſtützung prozentuagl nach dem Ortslohn be
rechnet wird, ſeien alſo dieſe Beträge von ſelbſt geſtiegen. Da
mit habe es ſich erübrigt, eine beſondere Novelle einzubringen.

Dieſer Anſicht trat Genoſſe Hoch entgegen, mit dem Hinweis
darauf, daß die Erhöhung der Hrtslöhne eine Folge der
Teuerung ſei. Die rein formelle Steigerung ſtelle aber keines-
wegs eine Verbeſſerung der Verhältniſſe dar. Die Abſicht, die
die Reſolution des Reichstags im Auge hatte, iſt nicht erfüllt.
T Staatsſekretär Kühn hatte finanzielle Bedenken für eine
Erhöhung der Familienunterſtützung fehlten die Mittel.
Für die Aufwandsentſchädigung an ſolche Fami-

lien, von denen bereits drei Söhne bei der Armee oder bei der
Marine ihrer geſetzlichen Dienſtpflicht genügt haben, ſind
480 000 Mk. eingeſetzt. Dazu wird beantragt und beſchloſſen
zu ſagen:

Wenn aus einer Familie Sohne, die ihrer geſetzlichen
Jahre geDienſtpflicht genügten, zuſammen ſechs

dient haben, danm wird für jeden weiteren Sohn eine
Aufwandsentſchädigung von 240 Mk. pro Jahr gezahlit.

Genoſſe Hoch regte an, dieſe Entſchädigung nicht halbjähr-
lich, ſondern in kürzeren Zeiträumen zu bezahlen.
Dieſem Wunſche vraten ſowohl der Vertreter der Regierung,
als auch Abgeordneter Erzberger entgegen, weil den Leuten
mit einer größeren Summe mehr gedient ſei. Bei dieſer Ge
legenheit ſtellte ſich heraus, daß ſtatt der 480 900 Mark in Wirk-
lichkeit 774 Millionen erforderlich ſind. Dieſe Summe
wurde auch in den Etat eingeſetzt, wobei Genoſſe Dr. Süd e-
kum noch bezweifelte, ob man damit auskommenm werde.
Dieſe höhere Summe ſoll durch Abſtriche an anderen Etats
poſitionen ausgeglichen werden. Schatzſekretär Kühn war
damit einverſtanden, fand aber lebhaften Widerſpruch bei den
bürgerlichen Parteien mit ſeiner ſcherzhaften Bemerkung, man
könnte dieſe Summe ja dem Wehrbeitrag entnehmen.

Kampf gegen die Koalitionsrechtsfeinde.
Jn 17 von der Partei und den Gewerkſchaften einberufenen

ſtarkbeſuchten Volksverſammlungen nahm am Dienstag die
Arbeiterſchaft GroßBerlins Stellung gegen die ſcham-
loſe Hetze und die dunklen Pläne der Reaktionäre und Scharf-
macher. Jn einer Reſolution forderten die Verſammelten die
Beſeitigung aller die Ausübung des Koalitionsrechts erſchwe-
renden Vorſchriften des geltenden Rechts und die Gewährung
des vollen Koalitionsrechtes an die Arbeiter und Angeſtellten,
denen bisher dieſes Recht durch das Dreiklaſſenparlament vor
enthalten wurde. Die Verſammelten vroteſtierten gegen die
Vorſchläge im Entwurf der amtlichen Strafrechtskommiſſion,
deren geſetzliche Einführung die Arbeiter zu Hörigen herab-
drücken würde. Das Proletariat iſt entſchloſſen, die Erhebung
dieſer Vorſchläge zum Geſetz mit allen zuläſſigen Mitteln
zu verhindern. Die Verſammelten forderten weiter die Be-
ſeitigung der ausnahmegeſetzlichen Beſtimmungen gegen die
Jugendlichen und fremdſprachigen Arbeiter im Reichsvereins-
geſetz. Und endlich verlangten die Verſammelten die Ein-
führung des allgemeinen, gleichen, geheimen und direkten
Wahlrechts aller Staatsbürger für das preußiſche Abgeord-
netenhaus, da nur auf dieſe Weiſe die volle Durchführung und
Sicherſtellung des Koalitionsrechts erreicht werden kann.

Jn 35 Volksverſammlungen hat am Sonntag, Montag und
Dienstag auch die Arbeiterſchaft in Hamburg, Altona
und Umgebung die Forderung erhoben, daß die Anſchläge
der Scharfmacher auf das geltende Koalitionsrecht nicht nur
zurückgewieſen, ſondern die geſetzlichen Rechte der Arbeiter-
organiſationen erweitert, insbeſondere das Koalitionsrecht für
die jetzt noch davon aus geſchloſſenen Berufe erkämpft werden
müſſe. Sämtliche Verſammlungen waren ſtark beſucht, einige
überfüllt. Jn den mit großem Beifall aufgenommenen Refe-
raten wurde mit beſonderem Nachdruck betont, daß die Ver-
teidigung des Koalitionsrechts von der Arbeiterſchaft als eine
Lebensfrage aufgefaßt wird, bei deren Entſcheidung auch
das letzte Mittel, der Maſſenſtreik, zur Anwendung
kommen müſſe.

Jn Brandenburg a. H. demonſtrierte die Arbeiterſchaft
in drei überfüllten Verſammlungen gegen jede Beſchränkung
und für Erweiterung des Koalitionsrecht. Die Willenskund-
gebung der über 3000 verſammelten Männer und Frauen war
von hohem Ernſt getragen und fand ihren Niederſchlag in
einer Entſchließung, die ſowohl an den Reichstag wie an den
preußiſchen Landtag und auch an die Abgeordneten des Kreiſes
gerichtet wurde.

Dentſches Reich.
Entgegenkommen für die Wehrbeitragzahler. Jm preu-

ßiſchen Dreiklaſſenhaus erklörte am Mittwoch der Finanz-
miniſter v. Lenne, er ſei bereit. die Friſt für die Abgabe der
Vermögenserktlärung für den Wehrbeitrag bis zum 31. Januar

alſo um zehn Tage zu verlängern. Die Steuerbehörden
ſind bereits verſtändigt worden.

Eine weitere Friſtverlängerung über den 31. Januar be-
zweckt ein ſchleuniger Antrag der Abgeordneten Schiffer
(Magdeburg), Arendt, Spahn und Graf Weſtarp. Der Reichs
kanzler wird erſucht, die Friſt zur Abgabe der Vermögens-
erklärung bis Ende Februar zu erſtrecken.

Matrikularbeiträge für 1914. Das Reichsſchatzamt hat
dem Reichstag eine Aufſtellung über die von den Einzelſtaaten
an das Reich zu leiſtenden Zuſchüſſe die Matrikularbeiträge

zugehen laſſen. Dieſe beziffern ſich auf 245 958 224 Mk.
Davon geht der Ertrag der Branntweinſteuer ab, die bekannt-
lich den Einzelſtaaten zufließt, in Höhe von 194 017 430 Mk., ſo
daß die Einzelſtaaten aus ihren eigenen Einnahmen zu decken
haben 51 940 794 Mk., macht auf den Kopf der Bevölkerung
80 Pfg.

OeſterreichUngarn
Die Erhöhung des ſtenerfreien Exiſtenzminimums. Vor

Jahresfriſt hatte im öſterreichiſchen Abgeordnetenhauſe Genoſſe
Winarsky den Antrag geſtellt, infolge der allgemeinen Ver-
teuerung aller Bedürfnisartikel im Einkommenſteuergeſetz das
ſteuerfreie Exiſtenzminimum von 1200 auf 1600 Kronen zu er
höhen. Der Finanzausſchuß lehnte der Antrag glatt ab; doch
unſere Genoſſen ließen nicht locker. Der Antrag wurde er-
neut geſtellt. Schließlich nahm ihn das Abgeordnetenhaus mit
einer Stimmenmehrheit an. Nun opponierte die Regierung
gegen den Beſchluß und das Herrenhaus verſagte ebenfalls
ſeine Zuſtimmung. Unſere Genoſſen leiteten eine Volksbe-
wegung zugunſten des Antrages ein, die den Erfolg hatte, daß
eine gemeinſame Konferenz beider Häuſer am Dienstag nach
langer Debatte folgenden Beſchluß faßte:

„1. Das ſteuerfreie Einkommen (Exiſtenzminimum) wird
von 1200 auf 1600 Kronen erhöht. 2. Die Skala der übrigen

Stufen wird ſo beſtimmt, daß die Steuer der Einkommen
von 1600 bis 1800 Kronen gemäß dem Beſchluß des Abge-
ordnetenhauſes verbleibt, die Einkommen von 1800 bis 10 000
ſronen gemäß dem Beſchluß des Herrenhauſes beſteuert
verden. 3. Die Steuer der Einkommen über 10 000 Kronen

wird über die bisherigen Beſchlüſſe (die in beiden Häuſerndie gleichen ſind) um er Prozent erhöht.“

Alſo eine halbe Million öſterreichiſcher Staatsbürger, die
mit ihrem geringen Einkommen ihren Lebensunterhalt knapp
beſtreiten können, ſind nunmehr von der Einkommenſteuer be-
freit. Der hierdurch eintretende Ausfall an Staatsſteuern wird
durch Erhöhung der Einkommenſteuer der Reichen gedeckt. Am
Donnerstag (heute) werden beide Häuſer dem Kompromigz-
antrag endgültig zuſtimmen.

Die Kämpfe um das Preſſe-Knebelgeſetz haben am Mittwoch
im ungariſchen Abgeordnetenhauſe zu ſtürmi-
ſchen Auseinanderſetzungen geführt. Die Oppo-
ſition empört darüber, daß der Jmmunitätsausſchuß den
Antrag ſtellen wird, den oppoſitionellen Abgeordneten Zlinszky
für 45 Tage und fünf andere Abgeordnete, darunter den Grafen
Michael Karolyi und Julius v. Juſth, für je 15 Tage aus
zuſchließen proteſtierte durch lärmende Kundgebungen
gegen den geplanten Gewaltſtreich. Der Präſident „mußte“
zahlreiche Abgeordnete „zur Ordnung“ rufen. Da die von den
Sitzungen ausgeſchloſſenen Abgeordneten die Aufforderung, den
Saal zu verlaſſen, unbeachtet ließen, unterbrach der Präſident
die Sitzung und gab der Parlamentswache den Befehl, dieſe
Abgeordneten eventuell mit Gewalt hinauszuführen. Als die
Wache dieſen Befehl nachkommen wollte, verließen die aus
geſchloſſenen Abgeordneten unter ſtürmiſchen „Eljen“-Rufen
der oppoſitionellen Abgeordneten den Saal. Die Oppoſition
brachte den ausgeſchloſſenen Abgeordneten dabei demonſtrative
Ovationen dar. Nach Wiederaufnahme der Sitzung wurde
die Generaldebatte über das Preßgeſetz fortgeſetzt.

Balkan.
Die Sozialiſten in der bulgariſchen Kammer. Unter dem

Drucke der öffentlichen Meinung und der ſchon begonnenen
Proteſtbewegung war die Regierung gezwungen, die Kammer
endlich für eine außerordentliche Seſſion einzuberufen. Sie
hat abſichtlich den Termin für die ordentliche Seſſion ver-
ſtreichen laſſen und die außerordentliche Seſſion erſt fünf Tage
vor Weihnachten (ruſſiſcher Zeitrechnung) angeſetzt; ſie hoffte,
es werde ihr gelingen, in dieſen fünf Tagen das Budget wenig-
ſtens für die nächſten zwei Monate durchzubringen, und dann
auf Grund ihres formellen Rechtes die Sitzungen für zwei
Monate vertagen zu können. Jm Laufe dieſer Zeit würde ſie
wahrſcheinlich die Kammer aufgelöſt und dadurch die Möglich
keit erlangt haben, das Land ein halbes Jahr ohne Parlament
zu regieren und den ihr günſtigen Verlauf der neuen Wahlen
vorzubereiten.

Die Einzelheiten bei der Eröffnung der neuen Kammer ſind,
wie uns aus Sofia geſchrieben wird, für die Situation in
Bulgarien überaus charakteriſtiſch. Die Regierung und der
Hof verzichteten von vornherein auf das übliche höfiſche Zere-
monielle; kein Kanonenſalut während des Einzugs des Königs
in die Sobranje, kein feierlicher Zug des Königs im Parade
wagen, keine Truppenſpaliere auf dem Wege zum Parlament,
kein Hurrageſchrei und kein herausfordernder Hochmut bei der
Verleſung der Thronrede. Der Tag der Eröffnung des bul-
gariſchen Parlaments war einer der ſchwerſten für den bul-
gariſchen Monarchismus.

Bei dem Eintritt des Königs in den Saal ertönte, bevor die
Regierungsabgeordneten ihn mit Begrüßungsrufen empfangen
konnten, der Proteſt der ſozialdemokratiſchen Fraktion: Weg
mit der Monarchie! Es lebe die Republik! Jn
dieſem Rufe einigten ſich nach zehnjährigem Streit und gegen
ſeitiger Feindſchaft die beiden Fraktionen der bulgariſchen
Sozialdemokratie. Ohne jegliche Uebereinkunft verließen alle
36 Sozialiſten nacheinander den Saal, während der 87. die
Thronrede mit folgenden Worten unterbrach: „Vor dem noch
rauchenden Blute von 6000 bulgariſchen Bürgern, die zu
grunde gingen dank der verbrecheriſchen Politik des Monarchis
mus, proteſtiert die bulgariſche Sozialdemokratie mit dem
Rufe: Weg mit der Monarchie. Es lebe die Republik!“

Der Eindruck dieſer kühnen Demonſtration der bulgariſchen
Sozialiſten war ſowohl im Parlament als auch außerhalb ein
ungeheurer. Der König wurde blaß und brachte kaum ſeine
Rede zu Ende. Er beeilte ſich fortzukommen und verließ den
Saal unter der ſtummen Demonſtration der im Saal ge
bliebenen Oppoſition, die zum größten Teil aus Bauern
bündlern beſtand.

Dieſe Szenen zeigen, wie tief die Aktien des Monarchismus
gefallen ſind der Kampf gegen den Monarchismus wird inner-
halb und außerhalb des Parlaments immer populärer und die
republikaniſche Loſung gewinnt immer größere Bedeutung.
Aber die Zwietracht in der ſozialiſtiſchen Partei hindert das
bulgariſche Proletariat, ſich an die Spitze der republikaniſchen
Bewegung zu ſtellen, und dient ungewollt auch der Reaktion
bei der Befeſtigung des perſönlichen Regimes und des Mon-
archismus.

Die Sobranje wieder aufgelöſt. Alle Verſuche der Regierung,
mit dem neugewählten Parlamente, in dem ſie keine Mehrheit
beſaß, zu arbeiten, haben zu nichts geführt. Und ſo wußte ſie
ſich nicht mehr anders zu helfen, als die Kammer wieder auf-
zulöſen. Die Auflöſung erſglgte nach einer neunſtündigen
Sitzung, während deren die Gruppen der Oppoſition aus ver-
ſchiedenen Gründen die Annahme der zwei proviſoriſchen
Budgetzwölftel ablehnen zu müſſen erklärten. Der Miniſter
präſident verlas um Mitternacht den Auflöſungserlaß, der mit
der „Arbeitsunfähigkeit“ der Kammer begründet wurde

Portugal.
Generalſtreik der Eiſenbahner. Die Gewerkſchaft der Eiſen

bahnarbeiter hat den Generalſtreik für Portugal verkündet.
Der größte Teil der Eiſenbahnarbeiter, auch die nichtorgani-
ſierten, iſt dem Rufe gefolgt und hat die Arbeit eingeſtellt.

Südafrika.
Der Belagernngszuſtand, mit dem die kapitaliſtiſche Gewalt-

regierung den Generalausſtand der ſüdafrikaniſchen Eiſen
bahner und Bergarbeiter wirkungslos machen und niederwerfen
will, erſtreckt ſich auf die wichtigſten Bezirke Transvaals, des
Oranjeſtaates und Natals, durch welche Hauptbahnen führen,
mit Einſchluß Durbans, Pietermaritzburgs und mit Ausſchluß
der Kapkolonie.

Eine große Volksmenge, die vor dem Gewerkſchaftshauſe in
Johannisburg eine Kundgebung veranſtaltete, wurde von
der Polizei mit dem Bajonett auseinander-
getrieben, wobei zwei Perſonen verletzt wurden. Das
Kriegsrecht wird „ſtreng durchgeführt“. Die Bürger ſind ge
halten von acht Uhr abends bis fünf Uhr früh in ihren Häuſern
zu bleiben. Niemand darf ohne beſondere Erlaubnis die Stadt
betreten oder verlaſſen. Patrouillen von Bewaffneten durch
giehen beſtändig die Straßen,

Johat
den die P
mit ſeine
iſt vorb
mittel un

Der A
Großfabr
Bauunter
Deutſcher
und um
Organiſa
lichen Be
handlung
wortet, d
gemeinſch

nicht bis
Tarifver:
organi

Der V
laufen.
nahme d
erhöhung

Mai v.
Zugeſtän
Auch dar
ſperrung
zirka 10
einigen
wo die 2
der Wit:
kann, ha

ſperrung
er mein
arbeiter
Arbeitsk
kanten
handeln
etwas
der nie
Bezahlu
in Kosn
verband
Deutſche
den Ver

Da in
niſierte
warten,
ſierten
auf die

Das
r

ndes!
und der
beſchäft
ſekretär
genomn
ſtellten
bis zu
meindli
ſtagatlick

wendig
mäßige
meinde
ſchäftsl
geraten

Ueber
referiern

Haar
für die
Die in
rung r
nüge
werkſch
bunden
chriſtli
in den
griffsf
genutzt
glieder
fluß d

inu
fte

unter
trat de
auch
Oberv
In de
einer

willig
nicht e
die A.
zirk

Für
kartel
pro P

Die
ſchaft
den
Reſul
beits
3 Wo
mehr

c

6379



Johannesburg, 15. Januar. Der Arbeiterführer Bain,
den die Polizei vergeblich zu verhaften ſucht, befindet ſich noch
mit ſeinen Leuten im Gewerkſchaftsgebäude. Dieſes
iſt vorbarrikadiert und eine große Menge Nahrungs-

ſteuert

Kronen
äuſern

ardeitslos Arbeitsloſenunterſtützung beziehen noch 1828, Aus
eſteuerte und Nichtbezugsrechtigte ſind 1782 vorhanden. Jmre 1912 wurden für Unterſtützungszwecke 276 308,83, im Jahre

913 aber 591 968,79 Mk. ausgegeben. Neun Gewertkſchaften
konnten Angaben, da die Abſchlüſſe noch nicht fertiggeſtellt werden
konnten, nicht machen, ſonſt würde dieſe Summe noch bedeutend

knapp

er be
n wird
t. Am Der Arbeitgeberverband in Koswig (Anhalt), der von dem
romiß- J Großfabrikanten Lederbogen dirigiert wird und dem auch die Eilenb

Bauunternehmer angehören, hat dem Zweigverein Koswig des urs.
ittwoch j Deutſchen Bauarbeiterverbandes einen Tarifvertrag überſandt zurückblicken.
rmi- I und um die Erklärung erſucht, ob die Beſtimmungen von der
Oppo- I Organiſation anerkannt werden. Auf die Mitteilung der ört-
ß den I lichen Bauarbeiterorganiſation, daß man bereit ſei, in Ver-

linszty I handlungen einzutreten, hat der Arbeitgeberverband geant-
Brafen J wortet, daß weitere Zugeſtändniſſe nicht gemacht werden und
aus I gemeinſchaftliche Verhandlungen nicht ſtattfinden, und wenn

bungen J nicht bis zum 14. Januar die Anerkennung des vorgelegten
nußte“ Tarifvertrages erfolgt, würden am 15. Januar ſämtliche
on den organiſierte Bauarbeiter ausgeſperrt.
g, den Der Vertrag in Koswig iſt bereits im Oktober v. J. abge-

äſident j laufen. Schon damals entſtanden Differenzen wegen der An-
dieſe I nahme der Unternehmervorlage, in der außer der Lohn-

lIs die erhöhung, die hinter dem, was der allgemeine Schiedsſpruch im
e aus I Mai v. J. den Bauarbeitern gebracht hat, zurückbleibt, nicht
Rufen I Zugeſtändniſſe, ſondern Verſchlechterungen enthalten ſind.
oſition I Auch damals drohte der Unternehmerverband mit einer Aus-
trative I ſperrung, die aber im Anfangsſtadium, nach Entlaſſung von
wurde zirka 10 Arbeitern in einem Geſchäft, ſtecken blieb und nach

einigen Tagen überhaupt rückgängig gemacht wurde. Jetzt,
wo die Bauarbeiten beendet ſein dürften und auch auf Grund
der Witterungsverhältniſſe überhaupt nicht gearbeitet werden

r dem kann, hat der Arbeitgeberverband es leicht, die angedrohte Aus
menen ſperrung zu vollziehen. Aber er ſoll ſich nicht täuſchen, wenn

mmer er meint, nun einfach dekretieren zu können, ohne die Bau
Sie arbeiter mitreden zu laſſen, zu welchen Beſtimmungen ſie ihre

n ver Arbeitskraft verkaufen ſollen. Das mag bei dem Großfabri-
f Tage kanten Lederbogen gehen, der ſeine Fabrikſklaven ſo be
hofft handeln kann, aber die Bau arbeiter laſſen ſich ſo
w ſte, etwas auch im Winter nicht bieten. Abgeſehen von

nie der niederen Lohnerhöhung und der Verſchlechterung in der
dann J Hezahlung der Ueberlandarbeiten, mit der ſich die Bauarbeiter

we ſi- in Koswig zufrieden geben ſollen, muß ſich der Bauarbeiter-
u verband auch aus vertraglichen Verpflichtungen, die er mit dem

an Deutſchen Arbeitgeberbund für das Baugewerbe hat, gegen
en den Vertrag und ſeine Dauer wenden.

ahlen Da in der Drohung ausgeſprochen wird, daß ſämtliche orga-
r ſind niſierte Arbeiter ausgeſperrt werden ſollen, ſo ſteht zu er
on in warten, daß der Arbeitgeberverband in Koswig nach unorgani-
d der ſierten Arbeitern ſuchen wird. Es iſt deshalb Obacht zu geben
Zere auf die Anwerbunggsſtellen der Streikbrecheragenten.

ararr Gewerkſchaftskonferenz für Württemberg.
ament, Das Bezirkskartell der Gewerkſchaften für Württemberg und
bei der Hohenzollern hielt am letzten Sonntag in Cannſtatt eine
s vul Landeskonferenz ab, die ſich mit der 2 rbeits loſigkeit

und den Erfahrungen bei den Krankenkaſſenwahlenbul beſchäftigte. Nach einem inſtruktiven Referat des Arbeiter
ſekretärs Mattutat wurde einſtimmig eine Reſolution an

vor die genommen, die eine reichsgeſetzliche, alle Arbeiter und Ange-
angen ſtellten umfaſſende Arbeitsloſenverſicherung und
Weg bis zu deren Durchführung die ſtaatliche Förderung der ge

Jn meindlichen Arbeitsloſenunterſtützung ſowie Gewährung von
ſtaatlichen Zuſchüſſen an dieſe fordert. Auch wird die Not

gegen wendigkeit der Beſchaffung von Arbeitsgelegenheit zu tarif-
riſchen mäßigen Löhnen ſowie die Stundung der Staats und Ge-
n alle meindeſteuern für Arbeitsloſe und für Handwerker und Ge
7. die ſchäftsleute, die nachweislich durch die Wirtſchaftskriſe in Not
n noch geraten ſind, betont.

zu Ueber die zurückliegenden Krankenkaſſenwahlen
rchis referierte der Sekretär der Stuttgarter v re Genoſſe
dem Haarer. Das Ergebnis dieſer Wahl, ſo führte er aus, ſei

für die Gewerkſchaften nicht beſonders befriedigend!
Die in weiten Arbeiterkreiſen in Sachen der Arbeiterverſiche-iſchen rung noch F. Jntereſſeloſigkeit habe eine unge

b ein nügende Wahlbeteiligung verſchuldet. Die gegneriſchen Ge-
ſeine werkſchaften haben ſich vielfach mit den Unternehmern ver-

ß den bunden. Die Folgen dieſer Taktik würden die Vertreter der
l ge chriſtlichen und anderer Gewerkſchaften in den Krankenkaſſen
uern in den nächſten vier Jahren zu ſpüren bekommen. Dieſe An-

griffsflächen müßten jetzt von den freien Gewerkſchaften aus
smus genutzt werden. Es gelte auch, die weiblichen Kaſſenmit-

us glieder aufzuklären und zu organiſieren, damit der Ein
nmner fluß der „Damen der beſſeren Stände“, der diesmal in Er
d die ſcheinung trat, mattgeſetzt werde. Bei den freien Gewerk-tung. ſern be die Arbeit unter dem Mangel an Mitteln und
t das unter der nebenamtlichen Erledigung gelitten. Der Redner
ſchen trat daher für die Schaffung eines Bezirksſekretariats ein, das
ktion auch zur Vertretung der Intereſſen der Verſicherten beim
Mon- Oberverſicherungsamt eine unbedingte Notwendigkeit ſei.

Jn der Diskuſſion traten alle Redner dieſer Anſicht bei, und in
einer angenommenen Reſolution wird an den nächſten Gewerk-

rung, ſchaftskongreß das dringende Erſuchen gerichtet, die Mittel für
rheit die Erfüllung dieſer Aufgaben in ausreichendem Maße zu be-
e ſi willigen. Falls der Gewerkſchaftskongreß dieſer Erwartunge ſie nicht entſpricht, ſoll eine außerordentliche Bezirkskonferenz über
auf die Aufbringung der Mittel zur Errichtung eines Be
igen zirksſekretariats beraten.ver Für die Jahre 1913 und 1914 wurde der von den Orts-

kartellen an das Bezirkskartell zu leiſtende Beitrag auf 5 Pfg.
o pro Mitglied und Jahr feſtgeſetzt.
ſter
mit Die Arbeitsloſigkeit in München. Der Münchner Gewerk-

ſchaftsverein hat innerhalb der Münchner Gewerkſchaften über
den Stand der Arbeitsloſigkeit Erhebungen veranſtaltet. Das
Reſultat iſt, daß von 60032 organiſierten Arbeiteru 6386 ar-
beitslos waren. Davon waren 1 Woche 741, 2 Wochen 821,

ſen 3 Wochen 848, 4 Wochen 720, 5 Wochen 543, 6 Wochen 637,
idet mehr als 6 Wochen (teilweiſe ſogar 6 bis 9 Monaten) 2076
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Gewerkſchaftliches.
Angedrohte Ausſperrung der Bauarbeiter in Koswig.

er ſein. Der ſchaftsverein beſchloß nun einſtimmi
ch in einer Eingabe an die ſtädtiſchen Kollegien zu wenden un

er Not unverzüglich ausreichende Mittel zu

Aus der Provinz.
Die Eilenburger Gewerkſchaften im

Jahre 1913. Wieder können wir auf ein arbeitsreiches Jahr
x Wenn diesmal auch über eine Mitgliederzunahme

nicht berichtet werden kann, ſo muß jedoch beachtet werden, daß
gleich zu Anfang dieſes Jahres eine Kriſe auf dem Arbeitsmarkte
einſetzte, die augenblicklich ihren Höhepunkt erreicht haben dürfte,
und wodurch viele Arbeiter gezwungen waren, auswärts zu ver
ſuchen, Beſchäftigung zu finden. Betroffen wurden hiervon haupt-
ſächlich die Holzarbeiter, Bauarbeiter, Metallarbeiter, Zimmerer,
ſowie die ungelernten Berufe. Nicht nur, daß ein erheblicher Teil
ihrer Mitglieder vollſtändig arbeitslos wurde mußte ſich ein
weiterer Teil mit ziemlich großen Arbeitseinſchränkungen abfinden
und betrug dieſelbe bei den Holzarbeitern der Firma Gebrüder
Zimmermann bis 40, bei den Metallarbeitern der Firma Drähnert
bis 30 Prozent des bisher verdienten Lohnes. Daß dieſe Ver-
ger hemmend auf das gewerkſchaftliche Leben einwirken, iſt
elbſtverſtändlich, aber es liegt nicht der geringſte Grund vor, etwa

eine peſſimiſtiſche Auffaſſung über die weitere Entwicklung unſerer
Gewerkſchaften aufkommen zu laſſen denn innerlich gefeſtigter
denn je ſtehen ſie da, um die Rechte ihrer Mitglieder nach jeder
Richtung hin zu vertreten.

Angeſchloſſen waren dem Kartell zu Anfang des Jahres
20 Gewerkſchaften mit 2440 Mitgliedern, welche von 39 Dele-
gierten vertreten wurden. Ausgeſchieden ſind die Freien Gaſtwirte
mit 12 Mitgliedern ſowie die Lagerhalter infolge Auflöſung des
Verbandes mit 4 Mitgliedern dagegen ſind beigetreten die Hand-
lungsgehilfen mit 22, ſowie die Schuhmacher mit 17 Mitgliedern.
Es verbleiben ſomit am Schluſſe des Jahres 1913 20 Gewerk-
ſchaften mit 2416 Mitgliedern, wodurch ſich ein Rückgang von
24 Mitgliedern ergibt. Das Kartell erledigte ſeine Arbeiten in
11 regelmäßigen Sitzungen, die von 369 oder im Durchſchnitt von
33,6 Delegierten beſucht waren. Die Höchſtzahl der anweſenden
Delegierten betrug 37, die niedrigſte 28. Pflicht der Gewerk-
ſchaftsvorſtände iſt es, dafür zu ſorgen, daß in jeder Sitzung auch
der Delegierte reſp. deſſen Stellvertreter anweſend iſt, denn nur
dann iſt die betreffende Organiſation in der Lage, die über-
nommenen Aufgaben zu erfüllen.

Es waren ferner notwendig 6 Vorſtandsſitzungen, 9 Sihungen
mit dem Parteivorſtand, 2 Sitzungen mit dem Vorſtand der Ge-
noſſenſchaft, in welchen die Vorarbeiten für die Volksfürſorge ihre
Erledigung fanden ferner nahm der Vorſitzende an 9 weiteren
Sitzungen reſp. Verſammlungen teil. Bei der Agitation wurde
verſucht, die Fleiſcher für die Organiſation zu gewinnen. Wenn
auch nur ein kleiner Erfolg erzielt wurde, ſo muß doch hervorge-
hoben werden, daß es ſchwer iſt, dieſe Arbeiter dauernd an die
Organiſation zu feſſeln. Dasſelbe trifft auch anf die Barbiere zu.
Aufgabe der übrigen Arbeiterſchaft iſt es, hier helfend einzugreifen.
Verſammlungen fanden 2 ſtatt. Die erſte befaßte ſich mit
den Wahlen zum Ausſchuß der neuen Allgemeinen Ortskranken-
kaſſe, die zweite mit der Lohnbewegung der Eisarbeiter, bei der
ein auf 3 Jahre lautender Tarifvertrag abgeſchloſſen wurde.

Ein ſchöner Erfolg wurde bei der am 8. September ſtattge-
fundenen Vertreterwahl zum Ausſchuß der Allgemeinen Orts-
krankenkaſſe erzielt, denn von 1676 Stimmen für die Verſicherten
erhielt die Liſte des Kartells 1549 Stimmen oder 18 Vertreter u.
9 Erſatzmänner, während es der gelbe Miſchmaſch auf ganze 125
Stimmen, oder 2 Vertreter und 1 Erſatzmann brachte. Bei der
Wahl der Arbeitgeber erhielt das Kartell von 193 abgegebenen
Stimmen, auch noch 28 oder 1 Vertreter und 1 Stellvertreter.
Auch bei der am 6. und 7. November ſtattgefundenen Stadtver-
ordnetenwahl zur 3. Abteilung gelang es, den beiden Arbeiterkan-
ditaten mit überwältigender Majorität zum Siege zu verhelfen.
Die Frage der Arbeitsloſenfürſorge iſt vom Kartell fortwährend
im Auge behalten worden. Anßer einer Eingabe an den Magiſtrat
und die Stadtverordnetenverſammlung hat ſich der Vorſitzende
perſönlich bemüht, für die davon betroffenen Arbeiter Arbeits-
gelegenheit zu ſchaffen. Daß es nur in geringem Maße gelungen
iſt, die beiden Jnſtanzen von der Notwendigkeit dieſer Maßnahme
zu überzeugen beweiſt eine ziemlich große ſoziale Rückſtändigkeit
unſerer Stadtverwaltung. Wurde doch unſere Eingabe auch von
der Stadtverordnetenverſammlung durch eine nichtsſagende Er-
klärung des Magiſtratsvertreters, ohne den geringſten Widerſpruch
auf bürgerlicher Seite zu finden, als „erledigt“ betrachtet. Doch
wir hoffen, Magiſtrat und Stadtverordnete mit der Zeit zu über-
zeugen, daß es Aufgabe der Stadtgemeinde iſt, für die Opfer
unſerer heutigen kapitaliſtiſchen Wirtſchaftsordnung zu ſorgen.

An beſonderen Veranſtaltungen fanden ſtatt: 7 Theaterabende,
2 Kindervorſtellungen, 2 Lichtbildervorträge und 2 Konzerte. Die
Veranſtaltungen waren, bis auf einige, ziemlich gut beſucht.
Weiter veranſtaltete das Kartell das übliche Gewerkſchaftsfeſt, die
Silveſterfeier und eine Weihnachtsbeſcherung für durchreiſende
Gewerkſchaftsmitglieder. Ferner wurde auch in dieſem Jahre
allen denjenigen reiſenden Gewerkſchaftsmitgliedern, die am Orte
keine Zahlſtelle haben, ein Geſchenk in Höhe von 40 Pfg. verabfolgt,

79,60 Mark wurden für dieſen Zweck ausgegeben. Auch der
Jugendfrage wurde die weitgehendſte Beachtung zuteil. Wennſich die Verwaltungs mitglieder auch nicht perſönlich an den Ver-

anſtaltungen der Jugend beteiligen können, ſo haben wir doch in
finanzieller Beziehung unſere Pflicht getan. Delegationen machten ſich
zwei notwendig, und zwar tagte eine Kartellkonferenz am 26./27. Mai
in Sangerhauſen, und eine ebenſolche am 20. Juni in Halle. Ueber
die Verhandlungen iſt von den Delegierten Bericht erſtattet worden.
Mit der Lokalfrage haben ſich verſchiedene Sitzungen befaßt
und iſt hierbei leider die traurige Tatſache zu konſtatieren, daß
ein großer Teil unſerer Gewerkſchaftsmitglieder ihre Ver-
pflichtungen in dieſer Beziehung nicht erfüllt, denn ſtatt nur in
den Lokalen zu verkehren, in denen ſie auch ihre Jntereſſen ver-
treten können, verkehren ſie meiſt dort, wo die Lokalinhaber ſonſt
nichts mit der Arbeiterſchaft zu tun haben wollen. Hoffen wir,
daß dieſer Hinweis genügt. Als größere Lokale kommen für die
Gewerkſchaftsmitglieder nur das Gewerkſchaftssaus Tivoli, der
Gaſthof zum Muldental ſowie Die Quelle in Frage. Die
Korreſpondenz zeitigte an Ausgäugen 47 Briefe, 35 Karten und
239 Druckſachen, an Eingängen 34 Briefe, 30 Karten, 105 Druck-
ſachen und 5 Pakete.

ur Linderung
ordern.

Jahresabrechnung pro 1913.
Einnahme 1913.

b 76,60 Mk.An Beiträgen ſind bis zum 1. Januar 1914 aus den

1 e für 1918 240,682. Bauarbeiter für 1918. 115,503. Metallarbeiter für 1918. 85,754. Fabrikarbeiter für 1. Halbjahr 1913 814,635 Textilarbeiter für 1918. (4050
G. Zimmerer für 191868 30,807. Transportarbeiter ſür 19158. 1995
8. Brauerei- und Mühlenarbeiter für 1913 17,33
9. Tabakarbeiter für 1918.. 13,5210. Formenſtecher für 2. Halbjahr 1912 und 1913 10,50

11. Buchdrucker für 1913 7,12. Holzbildhauer für 1919 6,7513. Lagerhalter für 1912 und 1913 73014. Dachdecker für 1912 und 1915 8,70
15. Steinſetzer für 1918. 5,25I6. Maler für 1912 5,60I7. Schuhmacher für 1918. 2/8018. Barbiere für 1911 2,45Weihnachtsgeſchenke aus den Gewerkſchaften 35,
Einnahme aus Veranſtaltungen und Abonnements-

karten 688 45Broſchüren 99,95Sonſtige Einnahmen 33,10Bon der Sparkaſſe abgehoben 306Vom Maifonds 175Sparkaſſen-Guthaben 442,16
Summa 2455,27 Mk.

Ausgabe 1913.
Für Broſchüren 22285208 332,90

Beiträge an das Vorortskartell 159,20
FJnſerate und Referate 148,25Ausgaben und Defizits für Veranſtaltungen 589,83

Porto und Diverſes 46,28Entſchädigung für das Auskunftsbureau. 20,
Diäten und Fahrgelder

Druckſachen 104 20Jugend 143,20Bureaueinrichtung für die Volksfürſorge 60,
Kartellgeſchenke fur Fremde 79,60perſönliche Verwaltungs koſten 72

Summa 1786,46 Mk.
Bilanz 1913.

Einnahme 2455,27 Mk.1786,46

Kaſſenbeſtand am 1. Jan. 1914 inkl. Sparkaſſenguthaben 668,81 Mk.

Die Richtigkeit vorſtehenden Kaſſenabſchluſſes beſtätigt

Eilenburg, den 6. Januar 1914
Richard Weihmann, Otto Noßke

Reviſoren.
KGewerkſchaftsmitglieder Eilenburgs! Nur in kurzen

Zügen iſt es hier möglich, über unſere Tätigkeit zu berichten.
Wir werden über verſchiedene Punkte in der am 16. Januar ſtatt
findenden Kartellſitzung, an welcher außer den Delegierten auch
die Verwaltungsmitglieder der einzelnen Gewertſchaften ſowie
ſonſtige Vertrauensleute teilnehmen können, Aufklärung geben.
Doch ſchon heute richten wir eine dringende Mahnung an euch,
mehr enn je euch um eure gewerſſchaftliche, genoſſenſchaftliche
und Parteiorganiſation zu ſcharen, denn ſchon ſind die Arbeiter
feinde daran, das Koalitionsrecht, das wichtigſte Recht des Ar
beiters, zu vernichten. Zeigt den Arbeiterfeinden, daß ihr auch
in ernſter Zeit verſteht, euern Mann zu ſtellen, und muß unſere
Loſung im neuen Kampfjahre deshalb lauten: Ausbau der Or-
ganiſationen, Stärkung der Arbeiterpreſſe! Vorwärts zu neuen
Kämpfen und zu Siegen!

J. A.: Osw. Heynemann, Vorſitzender.
Querfurt. Jn der erſten Stadtverordneten-
ſitzung wurden die neugewählten Stadtverordneten einge-
führt und die Wahl des Bureaus und der Kommiſſionen vor-
genommen. Zum Vorſteher wurde Juſtizrat Nitka, zu deſſen
Stellvertreter Kaufmann Fuchs, als Schriftführer Bankier
Sigleur, als deſſen Stellvertreter Dr. Sprung gewählt. So-
dann wurde ein Schreiben des Oberpräſidenten verleſen, wo-
nach auf eine Eingabe des Magiſtrats der Eiſenbahnminiſter
eröffnen ließ, daß bei der großen Zahl dringender Eiſenbahn
Projekte nicht zu überſehen ſei, wann dem Bau einer Staats-
bahn von Querfurt nach Sangerhauſen näher getreten werden
könne. Magiſtratsaſſeſſor Schmidt referierte über einen Be-
ſchluß der Waſſerleitungs- Kommiſſion und des Magiſtrats auf
Grund von Ermittlungen der Firma Franke-Bremen, welcher
durch einen eventuell bis zu 14 Tagen dauernden Pumpverſuch
am Bohrloche definitiv feſtſtellen will, ob das Quantum Waſſer
zur Beſchaffung einer Waſſerleitung vollſtändig ausreicht oder
nicht, da nach anderen Feſtſtellungen anzunehmen ſei, daß das
Quantum bei jetziger Leiſtung von 4 Sek.-Liter gleich 14,4
Kubikmeter pro Stunde ausreiche. Bei 5000 Einwohnern und
einem Verbrauch von 40 Liter pro Tag und Kopf würden 200
Kubikmeter am Tage erforderlich ſein und alſo ein Betrieb
von vorläufig 14 Stunden bei dieſem Brunnen ausreichen.
Sollte ſich der Konſum ſteigern, und zwar auf 60 Liter, ſo
würde dies einen Tagesverbrauch von 300 Kubikmeter oder
rund 20,8 Betriesſtunden erfordern. Der Thaldorfer Brunnen
könne alſo tatſächlich imſtande ſein, als Verſorgungsbrunnen
für die Stadt zu dienen. Eventuell könne ein Reſervebrunnen
mit einer Höchſttiefe von 70 Meter im Oſten der Stadt in derNähe der Sugerfabrit möglich ſein, wo die Waſſerverhältniſſe

günſtiger ſeien. Die Koſten reduzieren ſich auf etwa 1400 Mk.
bei Lieſerung elektriſcher Kraft und Motors ſeitens des
ſtädtiſchen Elektrizitätswerkes. Die Mittel hierzu ſind bereits
früher bewilligt. Sollten die Pumpverſuche, die unter ſtrenger
Kontrolle gemacht werden, ſich gleich als ungünſtig heraus-
ſtellen, ſo wird der Verſuch gleich eingeſtellt werden und damit
die ſpätere Verwendung des Bohrlochs als ausſichtslos ent
ſchieden.

Verantwortlich für Leitartikel, Politiſche Aeberficht, Parteinachrichten Paul
Hennig; für Ausland und Feuilleton Karl Bock; für Gewerkſchaftliches, Soziales,
Sozialdemokratie und Kirche Vermiſchtes Wilhelm Koenen; für Halle und Saal-
kreis Otto Kilian; für Aus der Provinz Gottlieb Kasparek; für die Anzeigen
Wilhelm Herzig; Verleger Alfred Jähnig; ſämtlich in Halle. Druck der
Halliſchen GenoſſenſchaftsBuchdruckerei (c. G. m. b. H.).
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beginnt mein allseitig beliebter

nventur-Ausverkauf!
August Pirl, Sohuhwarenhaus, Geiststrasse 10.
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1914
Aus dem hnhaht des soeben
erschienenenKalendors er-
wähnen wir folgende inter

essante Abhandlungen:
Acguast Bebel mit Porträt in
vier Farden) Wie erzieht
man die Jugend z freien
seibstbe wußten Menschen
Ven Emil Sonnemann z
Krankheitsvernöteong und
erste Hilfe. Von Dr. J. Ta dek
2 Schöftes a. Geschworene.
Von Karl Freter z Der
Reicheetat. Von E. Däumig.

AuBerdem enthält der
Kalendor unter anderem:
Alle für Arbeiter wichtige
Adressen Reichhaltiges
statistisches Material ü

27 1912und die Neachwahlen
Biographische Notizen der
sozialdemokr. Reichsta
ab geordneten Diewerkschaſten i Jahre 191 2.

Kalendarium, Geschichts-
kalender, Portotaxe, Merk-

tafeln, Notizbuch.

Preis geb. SO Pf.
Zu beziehen durch:

2 Volkxsbuchhanälung
Halle (8.). Herz 29.re

Rossfleisech.
Diese Voche weder ff.
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A. Thurm,Reilstrasse 10. 103
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jedes Paar im
Preise ermässigt

W e8

17. Januar 1914.

Beachten Sie bifte
das morgige insersil

Faison- Auwerhauf
a.Friedrich Oehlschlager

S Nur Leipzigerstr. 8 (altes Ceschäft)

6394

Ohrenschützer,
bester Schutz gegen die

Kälte.

C. F. Ritter, J
Diejenige Perſon, welche am

Mittwoch, abends 6 Uhr, das
Portemonnaie in der Lauchſtädter
ſtraße aufgehoben hat, iſt erkannt
und wird erſucht, dasſelbe Lauch
ſtädterſtraße 21 1, links abzugeben,
da ſonſt Anzeige erſtattet wird. 6374
r

Standesamtliche Nachrichten.

Halle-Süd (Steinweg 2), 14. Jan.
Aufgeboten: Büfettier WoOlga Treydte (Sternſtr. und15). K Frage
Anna Schulze rſtental 7 u.K. Märkerſtr. 2). Arbeiter ber

u. M. Stolze (Schlettau u. e).
Apotheker Munter u. Marie von

e s e es ineiſcher Petraſch unEtt e Son a rig t).
i ſtr. 15) Former HankelWe ſtädterſtr. 15). Stellmacher

her (Huttenſtr. 5), Kauf-
mann Beyer (Büſ dorfe tr. 10).
Kernmacher We S F7 tr. 50.

wied Ehrt T.,eſtorben:
S ew Ken ArbeitersMege 4 S n r a

S h. Bu uchhalte Kg r
erſtr r Bran

(Olegariusſtr. z
Ha Nord (Gr. Brunnenſtr. 2),
s 14. ar 1914. pr.

Aufge! oten: Kellner Scheibner
u. Martha yee (Felſenſtr. 7).Geboren: O Ferieherr ild r
s Seit 4). e g-
d (Gr. Bru rZwioſſ er S v

d rbeiter r S.S arg J 14). e Tä

ger S. uptmann an wehrJnſpeßkt. gen. Reuter d (Cecilien-

Ka geh 96). e rung Cgrn Farl

z en aus t e

S militärsounüraeheue,
5 Sehachtstiofel, *2905

S eragene
Holzschuhbe,

W Lederpantoffeln,

a tät,in dauerhafter Qua verkauft zu billigſten Preiſen

dern Alter Markt 11.
Tel. 1888.

F. Imventur- Verkauf Blusen WAndet von heute, den 15. Jaauor dis zum 31. Januar statt und bietet grosse Vorteile.
Grosse Auswahl bei solider, geschmackvoller Aucführnng. Jedes Stück bereitwilligst aus dem Seohaufeneter. Alles gat gearbeitet.

Kommen! Sehen!
Blusen Speziaf Geschäft Clara Kayser, 26 Kleine Ulrichstrasse 26.
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li eilnahme, die uns beim
H meiner lieben Frau,
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1. Beilage zum Volksblatt.
Nr. 13

Dreiklaſſenhausreaktion.
8. Sitzung, Mittwoch 14. Januar 1913.

Erſte Leſung des Etats.
Abg. Frhr. v. Zedlitz (freikonſ.): Die Reichsvermögens-

ſteuer iſt ein Eingriff in die Sell ſtändigkeit der Bundesſtaaten.
an dem beſonders die Sozialdemokratie intereſſiert iſt, die nur
direkte Steuern will, damit das Proletariat ſteuerfrei wird und
mitgenießen kann, was die anderen erworben und erſpart
haben. (Beifall rechts. Heiterkeit links.)

Das iſt ein Anfang zur Expropriation.
Der Staatsſekretär des Jnnern hat nicht prinzipiell und ſcharf
genug die ſchädliche und verwerfliche Arbeitsloſenverſicherung
abgelehnt. Nur Reform der Arbeitsnachweiſe und beſſere Ver
teilung der Arbeitskräfte zwiſchen Stadt und Land kann
helfen. Der überhaupt ſehr treffenden Rede des Abg. Röchling
Hört, hört! links) ſtimme ich auch darin bei, daß ein beſſerer
Schutz der Arbeitswilligen im Intereſſe des ſchwer bedrängten

Mittelſtandes unentbehrlich iſt. Durch Polizeiverfügungen
müſſen Straßen und Plätze freigehalten und die Gewerkſchaften
müſſen zivilrechtlich haftbar gemacht werden. Wir hoffen für
dieſe Beſtrebungen in dieſem Hauſe eine ſtarke Reſonanz zu
finden. (Zurufe der Soz.: Das glauben wirl)

Jetzt iſt kein Zeitpunkt für eine neue Wahlreform. Es
herrſcht auch in der Bevölkerung gar kein dringendes Verlangen
nach einer Wahlreform Hals über Kopf (Widerſp. b. d. Sog.
und die demokratiſche Preſſe iſt ganz ſtill geworden davon. Die
Verſtärkung der Sozialdemokratie bei den letzten Wahlen wird
wettgemacht durch die erfreuliche Stärkung der Nationallibe-
ralen. (Hört, hört! b. d. Volksp. und d. Soz.) Die Anſichten
der Parteien in der Wahlrechtsfrage ſtehen ſich noch ſo ſcharf
gegenüber wie früher, ehe keine Einigung erfolgt, kann
von einer Befreiung des Dreiklaſſenwahlrechts von ſeinen
I Mängeln keine Rede ſein. Von einem uneingelöſten Königs-
wort kann in bezug auf die Thronrede von 1908 gar nicht ge
ſprochen werden. Die Arbeiterklaſſe hat mit dem Reichstags
wahlrecht ſchon weit mehr Recht als ihr gebührt. (Stürm.
Widerſpr. b. d. Soz.) Sie wollen Maſſenherrſchaft, die der Tod
aller Freiheit iſt, wir aber wollen Freiheit und Recht. (Lang-

Pf. anhalkendes Gelächter links.) Jm Jntereſſe der Reichspolitik
muß Preußen in ſeiner Eigenart als feſtgefügte Monarchie er-
halten werden, zur preußiſchen Eigenart gehört aber auch ſein
Wahlrecht. (Bravol rechts.) Jm Reich gibt's Sturm, wir
ſtehen vor ſchweren Kämpfen. Jn der Zaberner Aktion hat die
Sozialdemokratie die Leitung gehabt und die bürgerlichen Par-
teien haben ſich verleiten laſſen mitzutun (Stürm. Ohol links)
bei einer Aktion, die das Ziel verfolgte, die kaiſerliche Kom-
mandogewalt im Heer durch die des Reichstags zu erſetzen.
Denn die Sozialdemokratie weiß, daß ſie nicht Se Ziel ge-
langt, ſo lange das Heer feſt bleibt. Auf dieſem Gebiet werden
wir im Reichstag noch manches erlebewh: Die Straßburger
Urteile und die a. h. Kabinettsorder vom 17. Oktober 1820 wer-
den der Sozialdemokratie neue Gelegenheit zu Vorſtößen geben,
wobei bürgerliche Parteien mittun ſollen. Dieſe Kabinetts-
order iſt geſetzgeberiſcher Natur, ob ſie noch gilt, muß unter
ſucht werden. Für Preußen eilt das ja nicht ſehr, denn
61 Jahre lang brauchte von ihr niemals Gebrauch gemacht zu
werden. denn die preußiſchen Zivilbehörden kannten ihre
Pflicht, die Autvrität aufrechtzuerhalten. (Stürm. Bravol!
rechts.) Wenn man im Elſaß die Order anwenden mußte, ſo
iſt das ein Beweis, daß dort die Zivilverwaltung nicht auf der
Höhe der preußiſchen ſtand (Stürm. Bravo! rechts) und daß
fie an Haupt und Gliedern reformiert werden muß. Früher
war fie preußiſch. da war es beſſerl! Der Reichskanzler
ſcheint durch die Mißbilligungsvoten nicht gebeugt zu ſein, ſo
friſch und kräftig wie geſtern habe ich ihn noch nie geſehen.
(Bravol rechts. Heiterkeit links.) Bismarck ſagte, daß ſolche

i Meinungsverſchiedenheiten zwiſchen Regierung und Reichstag
nura auf dem Wege des politiſchen Machtkampfs

geben ausgetragen werden. Der Linken iſt der Kamm geſchwollen,
6874 I ſie ſagt der Regierung den Machtkampf an. Wir fordern, daß

m unſere Regierung allen Uebergriffen des Reichstags den ſtärk-
ſten Widerſtand entgegenſetzt, im Jntereſſe Preußens und des

ſten Reichs. (Lebh. Bravol rechts.)
Finanzminiſter Dr. Lenttze erklärt, die Friſt zur Ein-Jan. bringung der Vermögenserklärung für den Wehrbeitrag bis

olff u. zum 31. Januar zu verlängern.
range Abg. Dr. Wie mer (Volksp.): Weshalb ſoll denn die Wahl-
7 reform jetzt nicht eingebracht werdew? Soll dadurch etwa dere e e in rn Haus gefährdet werden?! Jch glaube, die

Ree). te hat das Kriegsbeil ausgegraben und will den Skalp des
e von Miniſterpräſidenten. (Heiterkeit.) Die geringe Wahlbeteiligung
sdorf bei den letzten Landtagswahlen war nicht eine Billigung, ſon
und dern eine Verurteilung dieſes Wahlrechts. Das Wahlrechts-

verſprechen der Krone iſt noch immer nicht eingelöſt worden.e Wir verlangen wenigſtens die geheime und direkte Wahl, für
cher die eine Mehrheit vorhanden iſt. Preußen ſoll nicht weiter
auf das Dorado rückſtändiger n v n bleiben. Derpreußiſche rtikularismus iſt eine Gefahr für den Reichs

51). gedanken. Wenn die Erklärung zum Wehrbeitrag
t T. ſchoben wird, ſo muß mit ihr auch gleichzeitig die zur Ein-
iters kommenſtener hinausgeſchoben werden. (Der Finanzminiſter
64). nickt zuſtimmend.) it der Vermögenszuwachsſteuer darf die

üſch direkte Beſteuerung im Reiche nicht beendigt ſein. Das Vor-
andt, gehen des Polizeipräſidenten v. Jagow gegen die Vereinigung

der Schutzleute in Berlin iſt uns unverſtändlich.
Jetzt hat er ſogar den Vorhafege des Vereins nach Zabrze

verſe
Der beſtehende Schutz der Arbeitswilligen reicht aus. Die Ar-
beitsloſenverſicherung darf nicht von vornherein abgelehnt, ſon
dern muß gründlich geprüft werden. Die Straßburger Prozeſſe
ſind ein neuer Beweis für die Reformbedürftigkeit der Militär
gerichtsbarkeit. Wir wollen ein ſtarkes Heer, kein Parlaments-
heer und weiſen den Vorwurf der Militärfeindlichkeit zurück
Die Rechte arbeitet auf einen Konflikt hin. Wir warnen davor!
Wer das tut, begeht ein Verbrechen am Vaterlandel! (Lebh.
Beifall b. d. Volksp.)

Miniſter des Jnnern v. Dallwitz: Der Miniſterpräſident
hat geſtern betont, daß der Landtag nicht zuſtändig iſt, über die
elſäſſiſchen Zivilbehörden zu urteilen. Jch muß das Gleiche
hinſichtlich der Angriffe auf die Militärverwaltung erklären
und die Kritik verurteilen. (Bravol rechts. Unruhe links.)
Die vom Abg. v. Zedlitz gewünſchten Weiſungen an die Polizei-
behörden, bei Streikunruhen nicht nur für den Schutz des
öffentlichen Verkehrs auf der Straße, ſondern auch für den
Schutz der Ordnung im allgemeinen z ſorgen, Lrd bereits er
gangen. (Hört, hört!) Ich glaube daß in dieſer Weiſe Aus
ſchreitungen beſſer verhindert werden als bisher. Beifall
rechts. Unruhe b. d. Soz.) Die Vorwürfe Dr. Wiemers
wegen der Wahlreform ſind durch die Erklärung des Miniſter
räſidenten erledigt. (Ohol links.) Gerade der fortſchrittliche
ntrag auf Einführung des Reichstagswahlrechts hat die

Wahlreform, »erhindert. Den Standpunkt des Herrn v. Jagowhi r ereinigung der Schutzleute halte ich für ge-
rechtfertig Es iſt unmöglich, eine allgemeine Vereinigung

Sch en in einer militäriſch organiſierten Truppe zuvon Sch iſiertendulden. dem Zeitungsartikel des Polizeipräſidenten von

Halle (Saale), Freitag den 16. Januar 1914

Jagow im Fall Forſtner lehne ich es ab, mitzuteilen, ob ich
dem Polizeipräſidenten Vorhaltungen gemacht habe und welche,das iſt lediglich Sache des Reſſortheſs (Beifall rechts. Un
ruhe links.)

Abg. Korfanthy (Pole) fordert ein Einſchreiten auf Grund
der beſtehenden Geſetze gegen den Terrorismus der Arbeitgeber
und beklagt ſich über die Verfolgung der Polen. Auf Grund
des Anſiedlungsgeſetzes verbietet man kinderreichen Polen,
neue Wohnungen zu bauen und gleichzeitig bringt man ein
Wohnungsgeſetz zur Linderung des Wohnungselends ein!
Jede unſerer Verſammlungen, wo nicht deutſch geſprochen wird,
löſt die Polizei auf. Ein Beamter, der einen Polen waählt,
fliegt. Viele Leute müſſen, um keinen Schaden zu erleiden,
ihre ärgſten Feinde wählen. Alles boykottiert uns! Man
verbietet ſogar polniſche Grabinſchriften. Und für dieſe Polen-
politik hat man bisher 134 Milliarden ausgegeben!

Abg. Hirſch (Soz.)
Die ſpäte Einberufung des Landtages beweiſt aufs neue,

welche geringe Achtung die Regierung dem Abgeordnetenhauſe
entgegenbringt. Jedes Parlament hat die Behandlung, die es
verdient. Der Etat beweiſt, daß faſt die Hälfte der Staats-
einnahmen ans den Ueberſchüſſen der Staatsbetriebe kommt.
Es iſt alſo ganz falſch, wenn man die Demokratiſierung des
Wahlrechts damit bekämpft, daß die Beſitzenden dieſen Staat
erhalten. Bei der glänzenden Finanzlage fordert die bürger-
es Linke die Beſeitigung der Steuerzuſchläge. Wir dagegen
ordern

eine organiſche Regelung des geſamten Steuerſyſtems,
Heraufſevung des Exiſtenzminimums und ſtärkere Heran-
ziehung der Reichen. Wenn man den Etat näher betrachtet,
ſieht man, daß für die Kulturaufgaben viel zu wenig geſchieht.
Für die Gewerbeinſpektionen iſt keine Mehrforderung einge-
ſtellt, unter den 6 Millionen Mehrforderungen des Kultusetats
iſt 1 Million zur Bekämpfung einer Kulturerſcheinung,
nämlich der proletariſchen Jugendbewegung.
Ein Volksſchüler koſtet den Staat 65 Mk. jährlich, ein Student

217 Mk. und ein Soldat über 4000 Mk.!
Gegen 300 Mk. geben wir für die Bekämpfung und Beobach-
tung der Verbrecher aus, aber nur 34 000 Mk. zur Fürſorge für
entlaſſene Gefangene. Das zeigt klar die Unſinnigkeit unſeres
ganzen Strafſyſtems. (Sehr wahrl b. d. Soz.) Wir befinden
uns in einer Zeit der Arbeitsloſigkeit und der Teuerung. Aber

für Arbeitsloſenverſicherung hat man kein Geld,
dafür will man verſtärkten „Arbeitswilligenſchutz“. Das Ge-
rede von mangelhaftem Arbeitswilligenſchutz iſt eitel Heuchelei.
Weit notwendiger wäre es,

die Streikenden genügend zu ſchützen.
(Sehr wahr! b. d. Soz.) Statt deſſen ſehen wir nach den
heutigen Ausführungen des Miniſters des Jnnern, wie Be-
hörden und Scharfmacher ein Herz und eine Seele ſind, um
das Streiken zu erſchweren. Statt vom Terrorismus der
Streitenden“ zu ſprechen, ſollte man den Terrorismus bei den
Wahlen beſeitigen. Die unerhörten Urteile einiger Gerichte
in Streikprozeſſen, namentlich die Freiſprechung des Mörders
Brandenburg zeigen ja, wohin der Kurs geht. (Lebh. Sehr
richtigl! b. d. Soz.) Das Verſprechen der Thronrede vom Jahre
1908 iſt noch nicht eingelöſt. An dem Scheitern der damaligen
Vorlage iſt die Regierung mit ſchuld die bis zum letzten
Augenblick nicht wußte, was ſie wollte. Die Regierung ſollte
an das Volk unter der Parole: Allgemeines gleiches Wahlrecht!
appellieren; dann würde das preußiſche Abgeordnetenhaus ein
weſentlich anderes Geſicht bekommen. Eine Verſchiebung der
dringend notwendigen Reform des Wahlrechts, bis alle Par-
teien „einig“ ſind, würde eine Vertagung ad calendes graecas
bedeuten.

Es iſt heilige Pflicht der Regierung, endlich dieſe wichtigſte
Aufgabe der Gegenwart zu erfüllen. Dem Herrn v. Jagow,
der einen neuen Beweis dafür geliefert hat, welch geringe
Autorität Herr v. Bethmann beſitzt, billigt der Miniſter volle
Meinungsfreiheit zu. Wenn aber Jagow aus der Verfaſſung
nachgewieſen hätte, daß kein Beamter wegen der Ausübung
des Wahlrechtes gemaßregelt werden darf oder wenn er gegen
die Regierung geſchrieben hätte, dürfte er keinen Augenblick
länger in ſeinem Amte bleiben! Der Redner beſpricht dann

den Polizeikampf gegen die freien Gewerkſchaften,
die man politiſch erklären wolle, um danach auch die anderen
Gewerkſchaften in ihrer Tätigkeit zu behindern. Beſonders
tut ſich hierbei die Berliner Polizei hervor, die nicht die Zeit
hat, ihre Pflicht zu erfüllen und den Mörder des Arbeiters
Herrmann feſtzuſtellen! Die Ausweiſungen des däniſchen
Abg. Stauning, der Belgier Vanderſmiſſen und Huysmans, ſo
wie das offiziös als gerechtfertigt erklärte und nur aus Rück-
ſicht auf Europa aufgehobene Redeverbot an den Entdecker des
Südpols Amundſen ſind beſchämende Beweiſe für

das Wüten der preußiſchen Reaktion,
das ſeinen Höhepunkt in den Angriffen des Herrenhauſes auf
den Reichstag erreicht hat. Die Beſchimpfung der Wahlrechts-
kämpfer durch den Grafen Yorck als „hauptſtädtiſcher Pöbel“
wird unvergeſſen bleiben und wird den Kampf des Volkes gegen
das elendeſte aller Wahlſyſteme und gegen dieſes reaktionäre
Herrenhaus ſteigern bis zum endlichen Siege, bis der Volks
wille auch in Preußen ſich durchſetzen wird.

Juſtizminiſter Dr. Beſeler ſpricht dem Vorredner das
Recht ab, die Gerichte zu kritiſieren, die wach dem Geſetz und
nach ihrer Erkenntnis des Tatbeſtandes urteilen. Die Be-
hauptungen des Voredners waren rein agitatoriſch.

Miniſter des Jnnern v. Dallwitz: Es lohnt nicht, auf die
Polemik des Vorredners gegen das Herrenhaus einzugehen.
Aber da ſein Angriff auf die mir unterſtellte Pflichttreue der
Berliner Polizei nicht gerügt worden iſt, weiſe ich dieſe Be
ſchuldigung zurück.

Donnerstag Weiterberatung. Schluß 346 Uhr.

Soziales.
Zum Kampf zwiſchen den Krankenkaffen und den Aerzten.

Aus Breslan wird gemeldet, daß im Landkreiſe Breslau
eine vorläufige Verſtändigung zwiſchen Aerzten und Krankenkaſſen
erzielt wurde.

Dahingegen konnten in der Stadt Breslau die Einigungs-
verhandlungen zwiſchen den Aerzten und den Krankenkaſſen, die
auch eine Einigung in Deutſchland in Frage ſtellen und die am
vorigen Donnerstag auf Mittwoch vertagt worden waren, nicht
ſtattfinden, da ein Beſchluß der Krankenkaſſenvorſtände noch
nicht vorlag. Die Einigungsverhandlungen mußten deshalb auf
unbeſtimmte Zeit verſchoben werden.

Jn Lüdenſcheid ſind die Einigungsverhandlungen zwiſchen
den Aerzten und den Krankenkaſſen ergebnislos verlaufen.

Jn Königsberg i. Pr. traten am Mittwoch die Aerzte in
den Streik ein.

Auch in Groß- Berlin ſoll nach einer Meldung des Berliner
Tageblattes der Friede zwiſchen Kaſſen und Aerzten gefährdet ſein,
da angeblich einzelne Kaſſen nicht gewillt ſind, den im Ober-
verſicherungsamt vereinbarten Grundſätzen völlig nachzukommen.

25. Jahrg.

Ein Polizeiſchmierprozeß.
Ruſſiſche Polizeipraktiken in Köln.

S. P. K., Köln, 14. Januar.
Zu e der Mittwoch-Sitzung fehlt wieder ein Zeuge

wegen „Krankheit“; die allgemeine Seuche, wie Verteidiger
Heine bemerkt. Die kommiſſariſche Vernehmung des Zeugen
Hoffmann vom Ring-Café ergab das Eingeſtändnis der in
ſeinem Lokal erfolgten Zechereien. Auf die Frage, ob er auch
Geſchenke an Jnſpektoren gegeben habe, verweigert der Zeuge
die Ausſage. Allgemeine Bewegung.)

Der Zeuge Baugewerksmeiſter Jung begründet dann ſeine
geſtrige Ausſage von den Sektgelagen und der Bemerkung
Hoffmanns über ſeine guten Beziehungen, die ihm die Kon
zeſſion für den Betrieb ſeiner Wirtſchaft verſchaffen würden.

Nacheinander treten dann die Beamten an, die vor dem
Unterſuchungsrichter die Ausſage verweigerten. Der Kriminal-
ſchutzmann Quandt

hat wiederholt Geld angenommen,
aber nach ſeiner Behauptung für notwendige Auslagen. Kri-
minalſchutzmann Berger verweigert die Ausſage darüber,
ob ihm von Geſchenken etwas bekannt ſei. Er ſelber hat 15
Mark einmal angenommen. Kriminalſchutzmann Wegener
hat auch Belohnungen angenommen. Kriminalſchutzmann
Hempe rich meint, daß bei den kleinen Vigilanzgeldern die
Schutzleute direkt

auf die Annahme von Geſchenken angewieſen
ſeien, ſonſt könnten ſie nicht erfolgreich arbeiten.

Sie müßten Spitzel ſchmieren, um Angaben zu bekommen.
Polizeirat Emmering habe die Rückerſtattung von Auslagen
mit der Begründung verweigert, daß er mit 3 Mark einen
ganzen Monat durch Köln laufe. (Große Heiterteit) Der
Zeuge beſtätigt. dem Publikum ſei allgemein bekannt, man
müſſe bei Diebſtählen den Veamten Geld geben.

Kriminalſchusßmann Ueberall verweigert die Ausſage.
Kriminalſchutzmann Rumor will Geſchenke nicht angenom

men haben. Auf die Frage des Vorſitzenden, was denn ge
ſchehe, wenn der Beſtohlene nichts hat, ſagt der Zeuge: Ohne
Geld ſei nichts zu machen.

Polizeipräſident: Der Polizeirat Emmering iſt bei der Ver
rechnung der Auslagen etwas ſtreng. Wirkliche Auslagen wer
den aber erſetzt, bei größeren Sachen werden Vorſchüſſe ge
geben. Vorſitzender: Jn der Regel werden aber Beſtohlene
gezwungen ſein, den Beamten Geld zu geben?
Zeuge Rumor ſchildert ſeinen Dienſt bei dem letzten
Kaiſerbeſuch, wo er eine beſtimmte Perſon beobachten mußte.
Der Polizeirat verweigerte ihm die Erſtattung der Ausgaben.

Polizeipräſident v. Weegmann: Von armen gedrückten Be
amten kann keine Rede ſein. Von Privatzuwendungen iſt mir
während meiner Dienſtzeit überhaupt nichts bekannt gewor-
den. Verteidiger Mertz: Alſo beim Kaiſerbeſuch wurde ein
Mann zwei Tage lang beobachtet, der eventuell das Leben des
Reichsoberhauptes bedrohte. Dafür hat man nicht mal ein
paar Mark übrig gehabt. Verteidiger Heine: Und geſtern
hat uns der Herr Polizeipräſident noch erklärt, den Kriminal
beamten würden ohne weiteres beſondere Angaben vergütet.Kriminalſchutzmann Hartmann verweigert die Ausſage,
ob von ihm Geſchenke angenommen worden ſeien desgleichen
Kriminalwachtmeiſter Langer. Der Kriminalſchuhmann
Steimel hat ebenfalls ab und zu Belohnungen angenom-
men. Der Kriminalbeamte könne nur mit Geld arbeiten.

Kriminalwachtmeiſter Gehrke hat ebenfalls mehrfach Be
lohnungen angenommen, desgleichen Kriminalwachtmeiſter
Chriſtian. Ob andere Geſchenke angenommen haben, dar
über will der Zeuge die Ausſage verweigern.

Kriminalſchutzmann Homeyer hat in einzelnen Fällen
Belohnungen angenommen, ebenſo Kriminalſchutzmann
Dent ſch.

Kriminalſchutzmann Klinker hat vom Direktor Holländer
50 Mark bekommen infolge einer öffentlichen Auslobung. Ueber
andere Zuwendungen verweigert er die Ausſage.

Kriminalſchutzmann Richter kann ſich auf Einzgelfälle
nicht mehr beſinnen;
es könne im Jahre fünf- bis zehnmal vorkommen, daß er Ge

ſchenke angenommen habe.
Auf weitere Fragen verweigert der Zeuge die Ausſage.
Auch Kriminalſchutzmann Lilienthal verweigert die Aus-
ſage auf die Frage nach der Annahme von geſetzlich verbotenen

m e.àriminalſchutzmann Zander verweigert auf alle Fragen
nach Geſchenken und Belohnungen die Ausſage.

Einer nach dem andern der weiter vernommenen Kriminal
beamten verweigert die Ausſage auf die Frage, ob ſie Ge
chenke angenommen haben. Sie erklären, daß ſie mit den
igilantengeldern nicht auskommen können. Es kommt dann

zu einem aufſehenerregenden Zuſammenſtoß zwiſchen dem
Polizeipräſidenten und Inſpektor Kautz. Der Polizeipräſident
erklärt, daß Kautz falſche Angaben über die Urſache ſeiner Ver
ſetzung nach Hannover gemacht habe. Die Verſetzung ſei auf
ſeine, des Präſidenten, ausdrückliche Anordnung erfolgt. Er
habe dringendes Intereſſe daran gehabt, den Angeklagten bei
der Aufhellung der ganzen Dinge zu unterſtützen. Die 20
Kriminalbeamten ſind nach der Behauptung des Polizeipräſi-
denten alle von Hannemann ermittelt worden, wogegen dieſer
erregt proteſtiert. Kautz: Der Polizeipräſident hat hier
unter Eid die Unwahrheit geſagt, wenn er behauptet, ich ſei
nicht auf meinen Wunſch verſetzt worden. Vorſitzender: Jch
verbiete Jhnen dieſe Ausfälle. Verteidiger Heine: Ich ſtelle
feſt, daß der Polizeipräſident Herrn Kautz der Unwahrheit be
zichtigte. Kautz entſchuldigt ſich mit ſeiger Erregung.
Polizeipräſident v. Weegmann: Es haben ſehr ernſte Ausein-
anderſetzungen zwiſchen mir und Kautz ſtattgefunden. Ver
teidiger Mertz fragt Kautz, ob er nicht Jahre lang die rechte
Hand des Präſidenten geweſen ſei, der ihn jetzt ſo kurzerhand
abſchüttele. Kautz gibt an, eine große Menge Arbeit geleiſtetzu haben, darunter ſehr viel pertraulise. Koligri-
präſident Weegmann: Jch habe in die Ehrenhaftigkeit des
Kautz bis kurz vor ſeiner Verſetzung nie einen Zweifel geſetzt.
Er war immer ein. ganz hervorragender Beamter.

Der Angeklagte Soll mann gibt dann folgende Erklärung
ab: Er habe niemals die Abſicht gehabt, wie er anfangs ſchon
behauptet habe, den Polizeipräſidenten oder die Staatsanwalt
ſchaft zu beleidigen. Ueberhaupt habe ihm jede Beleidigung
irgendeiner Perſon ferngelegen; er habe lediglich die wirklich
vorhandenen Mißſtände treffen wollen und bei der Verhand
lung auch die Ueberzeugung gewonnen, daß der Polizeipräſi
dent von dieſen Mißſtänden nichts gewußt habe.

Polizeipräſident v. Weegmann: Jch habe aus der Er
klärung des Angeklagten und den Verlauf der Verhandlung
die n daß der Angeklagte nicht widerbeſſeres Wiſſen ſeine Behauptungen aufgeſtellt hat. bitte
daher, bei dem Urteil die Abſicht der Beleidigung auszzuſchalten.

Nunmehr beginnt das Plädoder des Staatsanwalts. Er zer
gliedert zunächſt den Bagkſchiſchartikel und bleibt dabei, daß
alles, was die Anklage behauvtet, die Beleidigung der Staats
anwaltſchaft, des Polizeipräſidenten und ſämtlicher Beamter
aufrecht zu erhalten ſei. Der 8 188 des Strafgeſetzbuches ſei



dem Angeklagten zuzubinigen. denn er Zz6t die gute Abſicht
der Aufdeckung von Mißſtänden gehabt. Es könne eingeworfen
werden, er habe aus Senſationsluſt gehandelt und Reklame für
die Rheiniſche ar machen wollen. Jedoch verkenne er
nicht, daß der Angeklagte berechtigte Jntereſſen habe wahren
vollen. Denn mancherlei ſpreche zugunſten des Angeklagten.
Er ſei im juriſtiſchen Sinne Laie und habe überdies die Be
bauptungen Hannemanns für wahr halten können. Die ganze
Aufmachung des Artikels und einige Ausdrücke fielen aber zu
ſeinen Ungunſten in die Wagſchale. Zu heſtrafen ſei er nur
wegen formaler Beleidigung. Der Staatsanwalt
geht dann ausführlich auf die Beweisaufnahme ein und ver-
ſucht, die Kölner Polizeiverhältniſſe ſo roſig als möglich hin-
zuſtellen. Bei den Geſchenken habe tatſächlich wirkliche Freund-ſchaft eine Rolle geſpielt. Auch bei den Konzeſſionsgeſchichten

ſei nichts Poſitives erwieſen. Hirſch und Mawick hätten ihre
Bezichungen zur Polizei zu Sondergeſchäften ausgenutzt, ohne
dieſe auch tatſächlich geſchmiert zu haben. Jm alten fröhlichenKöln, wo das halbe Jahr Faſtnacht ſei, könnte man auch die
Gaſtereien der Beamten nicht ſo tragiſch nehmen; ſie hätten
ja auch manchmal ſelber bezahlt. Auch die geſpendeten Früh-
ſtückskörbchen ſeien nichts Schlimmes; höchſtens entſprächen die
mitgeſandten Geldſcheine nicht dem Anſehen der Polizei. Auf
die Zeugnisverweigerung ging der Staatsanwalt überhaupt
nicht ein. Von 950 Beamten der Kölner Polizei ſeien vielleicht
nur 10 nicht ganz ſchuldfrei. Er beantragte dann gegen Soll-
mann eine Geldſtrafe von 500 Mark.

Nachdem der Polizeipräſident als Nebenkläger auf das Wort
verzichtet hatte, begann Verteidiger Mertz mit ſeinem
Plädoyer. Er ging zunächſt auf die Vorgeſchichte des Pro-
zeſſes, den Fall Hannemann ein, indem er den bekannten Be-
weisantrag ſtelltie. Der Backſchiſchartikel des Angeklagten ſollte
anſetzen an der ſchon ſo oft kritiſierten Tatſache, daß die Be-
amten in unzuläſſiger Weiſe Geſchenke annehmen. Die ſcharfe
Form ſei durchaus verſtändlich, und das Prinzip des Artikels
ſei hier vor der Strafkammer mit vollem Siege verfochten
worden. Das beſtehende Syſtem des Geſchenkeannehmens wird
offiziell gebilligt. Das war der Kernpuntt der Angriffe. Von
direkter Beſtechung iſt nirgends die Rede. Allerdings wendet
er ſich gegen ein offenkundiges Unweſen. Wenn es wahr ſei,
daß die höheren und höchſten Beamten Geſchenke annehmen,
dann müſſe dadurch die Diſziplin untergraben werden. Der
Polizeipräſident ſei hierbei ſelber von vornherein ausgenommen
geweſen. Der Verteidiger geht dann ausführlich auf das Er-
gebnis der Beweisaufnahme ein. Sollmann habe die Rolle
eines Vorkämpfers gegen ſchwere Mißſtände geſpielt. Er hat
ſich auf das berufen, was die Spatzen ſeit Jahren von den
Dächern pfeifen. Diejenigen Kriminalbeamten, die heute ver-
nommen worden ſeien, ſeien noch die beſten der Kriminal-
polizei, die ganz elend bezahlt würden.

Der Verteidiger ſpricht bei Schluß des Berichts noch weiter.

Halle und Saalkreis.
Halle (Saale), den 15. Januar 1914.

Der Voranſchlag zum ſtädtiſchen Haushalts-Etat.
v

Kapitel 17, Gemeinnüttzige Zwecke, umfaßt mehrere
Unterabteilungen. Das Stadtärztliche Amt koſtet 19 505 Mk.
das Nahrungsmittel-Unterſuchungsamt bei 8550 Mk. Ein-
nahmen und 21 150 Mk. Ausgaben 12 600 Mk. Zuſchuß; die
Desinfektionsanſtalt 28 855 Mk. Zuſchuß. Unter „Sonſtige
Aufwendungen“ ſind ausgeworfen wie bisher: 10 000 Mk. als
Beitrag zu den Koſten des Unterſuchungsamtes für die
bakteriologiſche Feſtſtellung anſteckender Krankheiten, 10 000
Mark an den Zweigverein zur Bekämpfung der Schwindſucht
für die Auskunfts- und Fürſorgeſtelle, an die Geſellſchaft für
Säuglingsſchutz für Stillprämien 5000 Mk., für die Milchküche
(neu) 6500 Mk. Die Friedhofsverwaltung präſentiert einen
Etat, der ſich ausgleicht mit 202 700 Mk. Eingenommen werden
durch Grabpflegegebühren vom Stadtgottesacker 16 500 Mk., vom
Südfriedhof 29 000 Mk., vom Nordfriedhof 20 000 Mk., vom neuen
Friedhof (Deſſauerſtraße) 3000 Mk. Aus der Verleihung von
Erbbegräbniſſen werden 52 000 Mk. erwartet, aus Grabgebühren
21 000 Mk. gegen 19000 Mk. im laufenden Jahre. Unter allen
den Ausgaben beanſprucht die Schuldenverwaltung 19 722,50 Mk.,
die Kapitalanlage 20000 Mk. Grundſtücke und Gerätſchaften
88 667,20 Mk, mehr 28 712,50 Mk., Beſtattungen 20 000 Mk., Ver
waltungskoſten 43 110,30 Mk., mehr 18481.92 Mk. Für den Ar-
beitsnachweis ſind 14000 Mk. aufzuwenden. Vorausgeſetzt
natürlich, daß die Vorlage des Magiſtrats auf Kommunaliſierung
des Volkswohlnachweiſes von den Stadtverordneten bald verab
ſchiedet wird. Lange genug wird ſie ja auf der Tagesordnung
herumgeſchleppt! Die Rubrik Sonſtige gemeinnützige
Zwecke iſt das Sammelſurium von Ausgaben, die man ander
weitig nicht unterbringen kann. Dadurch ſteigt die Endſumme
auch auf 63070 Mk. gegen 57 150 Mk. im laufenden Jahre. Der
Mehrbetrag wird ganz allein herbeigeführt durch eine Summe von
5000 Mk. für Stiftung eines Rennpreiſes an den Säch-
ſiſch Thüringiſchen Reiter- und Pferdezuchtverein. Als der
Magiſtrat dieſen Betrag einſetzte, hat er jedenfalls nicht an die
Knappheit des Etats und die notwendig gewordene Steuererhöhung
gedacht. Es wird von den Vertretern der Sozialdemokratie ſelbſt
verſtändlich die Streichung dieſer 5000 Mk. verlangt werden.
Der Rennſport, dieſe öffentliche Pferdeſchinderei, iſt keine gemein-
nützige Sache, ſelbſt wenn man den Begriff des Gemeinnützigen
ſo unendlich weit dehnt, wie der Magiſtrat es in ſeinem Etat
getan hat. Der Abſchluß des Kapitels ergibt: Einnahmen 213715
Mark, mehr 51 080 Mk., dauernde Ausgaben 391 599,50 Mk., mehr

80 071,50 Mk., einmalige Ausgaben 13 483,50 Mk. mithin Ge-
ſamtzuſchuß 191 368 Mk.

Das wichtigſte Kapitel im Etat iſt das der Gemeindeabgaben
(19). Vorbehaltlich der Genehmigung der Stadtverordnetenverſamm-
lung ſollen erhoben werden 6916470 Mk., alſo nahezu ſieben
Millionen, etwa die Hälfte des ſtädtiſchen Geſamtbedarfs von
13,983 Millionen. Der Löwenanteil der Abgaben ſoll natürlich
aus der Gemeindeeinkommenſteuer fließen, deren Erhöhung auf
166 Proz. der Staatseinkommenſteuer geplant iſt. Ob unſer Finanz-
vallera aber mit dieſer Abſicht durchkommt, das iſt heute noch
nicht zu ſagen. Das hängt wohl in der Hauptſache von der Mög-
lichkeit nennenswerter Streichungen in den Ausgaberubriken ab.
Vielleicht hat auch die Anſicht etwas für ſich, daß im kommenden
Jahre eine weit höhere Einkommensſumme verſteuert werden dürfte,
als im laufenden. Der Generalpardon für die Staatsbetrüger an-
läßlich der Erhebung des Wehrbeitrages werde, ſo meinte ein hieſiges
Blatt kürzlich, eine gewiſſenhaftere Angabe des ſteuerpflichtigen
Einkommens zur Folge haben, und bei dieſem Ehrlichwerden der
patriotiſchen Steuerhinterzieher würde auch die Stadt profitieren.
Wir wiſſen ſehr wohl, daß es wie überall ſo auch in Halle Hunderte
von beſitzenden Leuten gibt, die es mit dem Verſteuern ihres Ein-
kommens nicht ſo genau nehmen, die viel zu wenig zahlen. Die
Arbeiter und Angeſtellten dagegen müſſen jeden Pfennig ihres
Verdienſtes verſteuern, auch dann, wenn der letztere nicht einmal
zur Friſtung des Lebens der Familie ausreicht. Dafür hat der
preußiſche Landtag geſorgt, als er den Arbeitgebern die Pflicht
der Einkommensangabe auferlegte! Jndeſſen: allzu große Hoff-
nungen ſetzen wir nicht auf das Ehrlichwerden der Steuerhinterzieher.

Nun nach unſerem kurzen moraliſch- politiſchen Exkurs wieder
zu den Steuern ſelbſt. Die Einkommenſteuer ergab im Etats-
jahre 1912/13 3 995 161,13 und iſt veranſchlagt für das laufende

auf 3608000 Mk., einen geringeren Ertrag infolge der
teuerherabſetzung bei der vorigen Etotsberatung. Das Wieder

anziehen der Schraube ſoll das Ergebnis der Einkommenſteuer
auf über vier Millionen 4 088 000 Mk. bringen, 435 000 Mk.
mehr. Die ſtädtiſche Grundſteuer wird in Halle nach dem
Nutzungswert der Grundſtücke erhoben, der ſür 1911 auf etwa
25 Millionen Mark geſchätzt wurde. 5,77/0 des Nutzungswertes
werden verlangt, gleich 185,21*/0 des Ertrages der Staatsſteuer
im Betrage von 774 384,10 Mk. Das Ergebnis wird auf 1 434 000
Mark geſchätzt gegenüber 1314000 Mk. für 1913/14, alſo mehr
120 000 Mk. Der nächſthöchſte Steuerbetrag fließt aus der Ge-
werbeſteuer, die von der Stadt mit 223 o der ſtaatlich veranlagten
Gewerbeſteuer erhoben wird. Die Gewerbebetriebe ſind je nach
ihrem Ergebnis in vier verſchiedene Klaſſen eingeteilt. Ertrag
vorausſichtlich: 775 500 Mk. gegen /24 000 Mk. im laufenden Jahre,
mehr 51 500 Mk., immer durch die geplante zehnprozentige Er
höhung. Die allgemeinen Einnahmen der Steuerverwaltung be-
tragen 15 790 Mk., die Betriebsſteuer von Gaſt- und Schankwirt-
ſchaften, ſowie Branntwein Kleinhandlungen wird 16000 Mk. er-
geben, die Schankkonzeſſionsſteuer 35 000 Mk., die Grundſtücks
Umſatzſteuer 180000 Mk., 20000 Mk. weniger als 1913/14, die
Hundeſtener 50 000 Mk. mehr 5000 Mk. die Bierſteuer 122000
Mark. Der Anteil der Stadt an der Reichswertzuwachsſteuer
endlich wird für das kommende Jahr um 20000 Mk. höher ge-
ſchätzt, wie für das lanfende Jahr. Das wäre angeſichts der Kriſe
einigermaßen riskant, wenn hier das Ergebnis von 1912 mit
74 954,72 Mk. nicht bewieſe, daß der eingeſtellte Betrag wohl ohne
veiteres einkommen wird, auch dann noch, wenn es unſerer

Stadtkaſſe ſo gehen ſollte, wie 1912, wo ſie 16971,18 Mk. zu viel
erhobener Steuern zurückzahlen mußte. Aber Herr von Holly
wird doch nicht Was er tun könnte, wäre die Erſtattung
eines Berichtes an die Stadtverordneten über das vorausſichtliche
Ergebnis der einzelnen Steuerquellen im laufenden Etatsjahre.
Denn das Jſtergebnis für 1913/14, das jetzt ſchon mit einiger
Sicherheit veranſchlagt werden kann, läßt erſt zuverläſſigere
Schlüſſe auf das fommende Jahr zu. Dieſe Berichterſtattung,
die vor Beginn der Etatsberatung geſchehen müßte, hat ſich in
der Provinz Heſſen-Naſſau, wo ſie durch die Städteordnung vor
geſchrieben iſt, außerordentlich bewährt.

Das 20. Kapitel des Halliſchen Haushalts Etats iſt das letzte.
Es iſt überſchrieben: Jnsgemein. Dort werden verausgabt
Beiträge zu den Arbeiter- und Angeſtelltenverſicherungen, zur
Haftpflicht- und Feuerverſicherung, endlich aber als weſentliche
Poſtenbeträge 3000 bezw. 135 425 Mark, die zur Verfügung
der ſtädtiſchen Körperſchaften ſtehen und die zur Begleichung un-
vorhergeſehener Ausgaben dienen.

Das revolutionäre Agrarierblatt.
Herabſetzung der Verkaufspreiſe für Schweine-

fleiſch verlangt durch einen Spitzartikel in der heutigen zweiten
Ausgabe die Halliſche Zeitung. Die konſervativ geſinnten
Metzgermeiſter, die hier in Halle noch in einigen beſonders ge
wichtigen Exemplaren vertreten ſind, mögen keinen gelinden
Schrecken bekommen haben, als ſie in ihrem Leibblatt laſen:

„Wenn trotz der ſo beträchtlich gefallenen Viehpreiſe ſich die
Fleiſchpreiſe in einer Reihe von Orten noch weiter erhöhen
und in anderen Städten wie feſtgemauert auf dem ſeit-
herigen Preisniveau beharren, ſo iſt das unleugbar
das Gegenteil einer geſunden Preisgeſtaltung und birgt ebenſo
ſchwere wie berechtigte Vorwürfe gegen zahlreiche Großſtadt-
blätter in ſich, da dieſe ſich das Verbraucherbelangen in keiner
Weiſe angenommen haben. Die Unſtimmigkeiten ſchreien ja
geradezu zum Himmel: ſo waren die Schweinepreiſe in Danzig
im jüngſten November gegen den gleichen Monat 1912 um
18,8 Pfg. (pro Kilogramm) gefallen, die Schweinefleiſchpreiſe
dagegen nur um 3 Pfg. Die entſprechenden Zahlen verhielten
ſich in Kiel wie 24,6: 3, in Dortmund wie 23,6: 4, in Eſſen wie
22,3: 2, in Köln wie 21,5: 1! Hält in dieſen Städten
die beinahe unglaubliche Gleichgültigkeit gegen
die Fleiſchpreisgeſtaltung an, ſo kann man die
dortigen Verzehrer noch nicht einmal bedauern,
335 ſie ihren dauerhaften Schlaf teuer zu bezahlen
jaben.
Das klingt ja geradezu wie eine Revolutionsfanfare,

an die Halliſche Bevölkerung gerichtet, die gleichfalls verurteilt iſt
zur Zahlung übermäßig hoher Schweinefleiſchpreiſe. Die Statiſtik
der Detailpreiſe im Fleiſchhandel für die Provinz Sachſen hat
zweifelsfrei ergeben, daß die Stadt Halle die höchſten
Schweinefleiſchpreiſe in der ganzen Provinz be-
zahlen muß!

Die Sozialdemokratie hat längſt Maßnahmen verlangt gegen
dieſe unerhörte Schröpfung des Publikums. Schon am nächſten
Montag werden Stadtverordnete und Magiſtrat zu der ſozial-
demokratiſchen Jnterpellation Stellung zu nehmen haben,
die von der Stadtverwaltung Wiederaufnahme des ſtädtiſchen
Fleiſchverkaufs verlangt. Vielleicht iſt die Halliſche Zeitung ſo
konſequent, die zu ihr haltenden Mitglieder der ſtädtiſchen Be
hörden zu veranlaſſen, für die Wiederholung der ſo erfolgreich
geweſenen Maßnahmen gegen die Fleiſchverteurer
Stellung zu nehmen. Vielleicht, vielleicht auch nicht von
wegen der konſervativen Metzgermeiſter!

Streitbare Schuhmachermeiſter.
Recht liebliche Zuſtände ſcheinen in der hieſigen Schuh-

macherinnung zu herrſchen. Man leſe folgendes von einer
Anzahl Mitgliedern dieſer Jnnung verbreitete Flugblatt:

Zur Neuwahl des Obermeiſters der Schuhmacher-
innung am 12. Januar 1914.

Nach reiflicher Ueberlegung ſind eine Anzahl Kollegen zu der
Ueberzeugung gelangt, daß ein Wechſel in der Leitung der Jn-
nung ein dringendes Bedürfnis iſt. Wenn auch dem bisherigen
Obermeiſter die Fähigkeit zur Leitung einer Jnnung nicht ab-
geſprochen werden kann, ſo muß doch geſagt werden, daß er in
den letzten Jahren ſeine Pflichten zum Schaden unſeres Hand-
werks vernachläſſigt hat. Zum Beweis ſeien folgende Tatſachen
angeführt:

1. Bei Einführung des Foribildungsſchulgeldes wurde be-
ſchloſſen, beim Magiſtrat Einſpruch zu erheben. Dieſer Beſchluß
wurde nicht ausgeführt.

2. Jm Herbſt 1912 wurde eine außerordentliche Generalver-
ſammlung beſchloſſen. Auch der Beſchluß wurde nicht ausgeführt.

3. Zur Ausführung des Beſchluſſes, eine unbedingte Zwangs-
innung zu beantragen, wurde neben dem Obermeiſter auch Koll.
Selka beauftragt. Entgegen dieſem Beſchluß wurde Koll. Selka
nicht zugezogen.

4. Am 16. Febr. 1913 beantragten 16 Mitglieder ſchriftlich
eine außerordentliche Generalverſammlung. Trotz der Ver-
pflichtung des Obermeiſters, entſprach er nicht dieſem Antrage.
Vorſtehende Tatſachen beweiſen, daß der Obermeiſter Statut
und Jnnungsbeſchluß nicht genügend reſpektiert. Wenn bisher
von Beſchwerden bei der Verwaltungsbehörde Abſtand genommen
wurde, ſo geſchah dies um einen Kollegen nicht ohne zwingende
Gründe in unangenehme Situationen zu bringen. (Wie rück-
ſichtsvoll. D. R.) Was wir im übrigen vom bisherigen
Obermeiſter erwarten können, ergibt ſich aus folgende Betrach-
tungen Da iſt zunächſt ſeine Stellung zur Fachbildung unſeres
Nachwuchſes. Gewiß iſt er der Meinung, daß unſere Lehrlinge
was lernen ſollen, jedoch hat er wiederholt in Jnnungsver-
ſammlungen die Befürchtung ausgeſprochen, daß den Lehr-

lautet das Thema der

lingen, ſpez. in auf beſtimmte nntniſſe zu vielbeißebragt werde mit der Beg ung, daß uns die
Lehrlinge Konkurrenz machen könnten. an iſt faſt
verſucht, dieſe mittelalterliche Anſchauung des Vorſitzenden
einer Geſellenprüfungskommiſſion als ungeheuerlich
zu bezeichnen Auf gleicher Linie liegt die Gepflogenheit des
Obermeiſters, den Prüfungsmeiſtern erſt am Tage der theore-
tiſchen Prüfung Kenntnis zu geben, ſo daß dieſelben überhaup
keine Möglichkeit haben, die Prüflinge bei Anfertigung des Ge.
ſellenſtücks zu kontrollieren. Auch der Obermeiſter ſelbſt üht
dieſe Kontrolle höchſt ſelten aus.

Jn dieſem Ton geht das zwei Folioſeiten lange Flugblat
weiter. Jm Reſümee ſchreibt man: Amtsführung: zum Teil
pflichtwidrig. Fürſorge betr. Fachbildungsweſen: Ungenü-
gend. Stellung zur Zwangsinnung: veränderlich. Stellung
zum Genoſſenſchaftsweſen: veränderlich. Kampf gegen die
Schmutzkonkurrenz: Worte, keine Tatſen. Durchführung von
Mindeſtpreiſen: Angeblich zwecklos. Natürlich wird am
Schluß den ſtaunenden Jnnungsmitgliedern auch ein neuer Ober-
meiſter präſentiert.

Daß heute noch ſolche wirklich mittelalterlichen Anſichten
betr. Lehrlingsausbildung von einem Jnnungsobermeiſter geäußert
werden können, liegt in dem Syſtem der Jnnungen begründet,
die auch nichts anderes als mittelalterliche Zünfte ſind. Es zeigt
ſich aber auch hier, welcher Wert mitunter den Geſellenprü-
fungen beigemeſſen werde und was es in Wirklichkeit damit
auf ſich hat. Erſt mochte man den Lehrling vier Jahre lang aus-
ſaugen und dann ſähe man liebſten, daß er das Heer der unge-
ſernten Arbeiter vergrößert, damit nicht etwa dem „Meiſter“ Kon-
kurrenz erwächſt. Die Eltern mögen daher ſtets Obacht darauf
geben, daß ihren Söhnen auch wirklich umfaſſendes Können bei-
gebracht wird!

Der dritte Vortragsabend des Genoſſen Hennig findet
heute, Donnerstag abend, pünktlich 8 Uhr im Volkspark
ſtatt. Am Sonntag, den 18. d. M., nachmittags 3 Uhr, findet
in dem Lokal von Bernſtein eine Verſammlung der Mitglieder
des 19. Diſtrikts (Trotha) ſtatt. Die Mitglieder werden erſucht
ſich einmal recht zahlreich einzufinden.

Der Mörder gefaßt! Hurra, hurra, hur rSie haben ihn endlich gefaßt! Wen denn? Den böſen Mord-
buben, pardon den Helden des Romans, den das Halliſche
Polizeiblatt veröffentlichte, um durch Senſation das berühmte
Garn auszulegen. Acht Tage lang mußte der Abdruck der
ſchauderöſen Mordgeſchichte unterbrochen werden. Nicht etwa
deshalb, weil man bei andauernder Darbietung des Greenſchen
„Romans“ einen geiſtigen Zuſammenbruch der Leſer befürch-
tete i bewahre die Allgemeine Zeitung weiß genau, daß
ſie Leute mit möglichſt wenig Geiſt als treueſte Abonnenten
einſchätzen darf ſondern eines Tricks wegen: Der Verlag
veranſtaltete während dieſer Woche eine Razzia nach dem
Mörder, dem richtig gehenden Mörder! Geldprämien wurden
auf den Skalp des ehrenwerten Mr. Stone geſetzt ſo packte
ihn die Schar der dilettantiſchen Detektive bald kein Wunder
bei der Geldknappheit unſerer Tage. Wenn ſie nur nicht da
einzieht, wo die Mörder-Skalpe eingelöſt und die Fangprämien
ausgezahlt werden ſollen. Verſchoben hat man die Prokla-
mierung der Empfangsberechtigten ſchon um eine Woche
glaubt aber nicht, liebe Leſer, was böſe Zungen zu behaupten
beginnen daß man ſich in der Allgemeinen nur ſchwer vom
Geld trennen könnte. Ausgeſchloſſen wie dürfte man auch

wo alle Welt weiß, wieviel Gewinn das angeblich unpartei
liche Blättchen ſeinem Beſitzer bringt dadurch, daß es ein ver
ſpäteter Abklatſch der liberalen Saaletante iſt! Mörder,
Mörder ſie haben ihn Heil, heil!

NovitätenZyklus am Stadttheater. Der NovitätenZyklus,
der als Sonderabonnement bei ermäßigten Preiſen eine Reihe
von erfolgreichen Schauſpiel und Luſtſpiel- Neuheiten bringt,
wird am Freitag mittag um 12 Uhr geſchloſſen. Der Zyklus
umfaßt folgende Stücke: Der lebende Leichnam von Leo Tol-
ſtoi, Das Beſchwerdebuch von Karl Ettlinger, Das Buch einer
Frau von Lothar Schmnidt, Dorothys Rettung von KarlJohannes Schwarz, Das europäiſche Konzert von und
Geſinnung von Hans Müller. Die erſte Aufführung findet
Freitag abend ſtatt; es gelangt Der lebende Leichnam, ein
Drama in zwölf Bildern von Leo Tolſtoi, Muſik von Einar
Nilſon, zur Aufführung.

Deutſche Luftfahrzeng-Ausſtellung. Man teilt uns mit:
Eine Bereicherung hat die Ausſtellung im Stadtſchützenhauſe,
die jetzt total komplett iſt, durch einen hieſigen Herrn erfahren.
Herr Lehrer Kurt Weber (Freiballonfahrer und früher ein
jährig-freiwilliger Luftſchiffer in der Lenkluftſchifferabteilung
zu Köln) hat eine kleine, aber äußerſt gediegene Sammlung:
Freiballonmodell, Stoff und Aluminiumteile von zerſtörten
Zeppelinſchiffen, Ueberreſte vom explodierten L. 2, Abwurftaſche
von Z. Schiffe und eine ganze Anzahl luftphotographiſcher
Aufnahmen zur Verfügung geſtellt. Herr Kurt Weber wird in
den nächſten Tagen in der Ausſtellung auch einen Vortrag
(eventl. am Mittwoch, den 21. Januar, abends 81 Uhr) halten.
Bis dahin werden die täglichen Vorträge vom Leiter der Aus
ſtellung, Freiherrn von Rolshauſen, gehalten. Weiter hat Herr
Ingenieur Ha chmidt, perſ traße, auch ein enſer,
zwei Modelle eines von ihm erfundenen neuen Luftſchifftyps,
der zum Patent angemeldet iſt, ausgeſtellt.

SoDie Truſtgefahr für das deutſche Wirtſchaftsleben.
Verſammlung, die vom Verband zur Ab

wehr des Tabaktruſtes u iſt auf den 15. Januar, abends
8 Uhr, in dem Saal des Neumarkt Schützenhauſes. Redner
iſt General-Sekretär Georg Liſſke- Dresden. Näheres iſt aus dem
Anzeigenteil erſichtlich.

Unglücksfall. Ein Klempnerlehrling ſtürzte auf einem Neubau
in der Seydlitzſtraße mit einer 2 mm hohen Bockleiter um und kam
mit dem rechten Fuß zwiſchen die Sproſſen. Er erlitt anſcheinend
eine ſchwere Verletzung des rechten Beines und mußte mit dem
ſtädtiſchen Krankenwagen dem Diakoniſſen hauſe zugeführt werden.

Gefährliche Karambolage. Jn der Poſtſtraße fand heute
früh ein Zuſammenſtoß zwiſchen einem Motorwagen der ſtädtiſchen
Straßenbahn und einem den Poſthof verlaſſenden Poſtwagen ſtatt.
Der Poſtwagen wurde zur Seite geſchleudert, wobei die Deichſel-
ſchere zerbrach. Der Motorwagen wurde an der Vorderſeite leicht
beſchädigt. Verletzt wurde niemand. Die Schuldfrage iſt noch
nicht geklärt.

Vereins- und Vergnügungskalender.
Jm Apollotheater verabſchieden ſich mit dem heutigen Tage

die Künſtler des jetzigen phänomenalen Varieteeprogramms. Wir
können einen Beſuch dieſes ausgezeichneten Spielplans beſtens
empfehlen. Morgen, den 16. Januar, abends 8 Uhr, findet die
Premiere eines neuen, großartigen Attraktionsſpielplanes ſtatt,
welcher 35 erſtklaſſige Künſtler enthält. Es ſei heute ſchon auf
dieſes Rieſen Varietee Programm aufmerkſam gemacht.

Ammendorf. Gemeinderats- Sitzung. Der Ge-
meindevorſteher gab bekannt, daß Herr Oertel am 31. Dezem-
ber 1913 infolge Verzuges als Mitglied der Gemeindevertre-
tung ſich abgemeldet hat. Herr Dr. Pfülf hat erklärt, daß er
wegen Verzuges demnächſt ebenfalls aus der Gemeindevertre-
tung ausſcheide. Die Neu und Ergänzungswahlen ſinden im
März d. J. ſtatt. Es ſcheiden aus die Herren: Dr. Pfülf und
Prinzler in der 1. Abteilung, Heckmann in der 2. Abteilung,
Poeſche, Oertel und Mitſching in der 3. Abteilung. Die Neu
wahlen für die Kommiſſionen werden vertagt, bis die Ge
meindevertreter- Wahlen erledigt ſind. Jn der Schachtſtraße
wurde eine kurze Strecke Bürgerſteiganlage hergeſtellt. Die
Koſten in Höhe von 100 Mark wurden nachträglich bewilligt.
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miſchen Straße wurde vertagt bis nach d atungtats für 1914-15. Die Notwendigkeit der gflaſeng Zutbe
auerkguntnd witnetitten eciwhen, daß die Finangiage
der eine ungünſtige wäre, v iſteher n ine Luhg en. twat ber Gemeindevor

Die Steuerumlage wird, ſoweit es ſich jetzt ü ädieſelbe bleiben, wie im vorigen Jahre et Felde aht
wurde angeregt daß es notwendig wäre, die Schachtſtraße um
zupflaſtern. arüber ſoll in einer ſpäteren Sitzun ratenwerden. Dem Oelwerk Hydrogen wird eine Wegeſlach von
4 Quadratmeter für eine Anerkennungsgebühr von 8 M. zur
Benutzung überlaſſen. Der Antrag Sonnemann u. Ko. wurde
abgelehnt, der Antrag Jähnig betreffs Ausbeſſerung des Fuß-
weges von der Friedenſtraße bis zu ſeinem Grund tück wurde
gleichfalls abgelehnt. Den Firmen, die an der Kanaliſation
gearbeitet haben, wurden die Kautionen zurückgezahlt, da die

abgelaufen jſt. Jn der geſchloſſenen Sitzung
wurde beſchloſſen: Für den ausgeſchiedenen Gasmeiſter Eichner
wurde der Betriebsleiter Kullnick vom Gaswerk Dorſten (Weſt
falen) gewählt. Das Gehalt beträgt 2000 Mk. bei freier Woh
nung, Heizung und Beleuchtung. Der Kohlenbedarf für die
Gasanſtalt von 770 000 Kilogramm Steinkohle für das Jahr
h wurde bei denſelben Firmen wie im vorigen Jahre ge-
kauft.

Diemitz. Die Gemeindevertretung beſchloß in ihrer letzten
Sitzung die Gründung einer Freiwilligen Feuerwehr in Stärke
von 55 Mann.

Nietleben. Die Wählerliſten zur Gemeinderatswahl
liegen vom Sonntag, dem 18. Januar, zur Einſichtnahme unſerer-
ſeits im Gaſthaus zur Sonne und beim Lagerhalter Langheinrich
aus. Die Einwohner werden erſucht ſich davon zu überzeugen, ob
ihr Name auch eingetragen lſt. Die Genoſſen wollen ſich zu einer
wichtigen Parteiarbeit am Sonntag früh 8, Uhr im Gaſt
hans zur Sonne einfinden.

Lettin. Die Wählerliſten zu der im März ſtattfindenden
Gemeinderatswahl liegen hier vom 15. bis 30. Jannar aus.

Gewerkſchaftliches.
Aus der amerikaniſchen Gewerkſchaftsbewegung. Jm ver-

floſſenen Jahre waren rund 400000 Arbeiter an Arbeiltsein-
ſtellungen beteiligt gegen 475 000 in 1912, 255 000 in 1911 und
650 000 in dem Rekordjahre 1903. Der Maßſchneiderverband
beſchloß durch Urabſtimmung, die Umwandlung der Organiſation
in einen Verband für alle in der Schneiderei und Nebenberufen
Beſchäftigten. Jnfolge der teilweiſen Beendigung der Arbeiten
am Panamakanal wurden ſchon rund 5000 weiße Amerikaner,
4000 Neger, 4000 Spanier und 1000 Jtaliener entlaſſen.

Der Chauffeurſtreik in Brüſſel beendet. Der Streik der
Chauffeure der Brüſſeler Automobil-Taxameterdroſchken iſt be-
endet. Die Arbeit iſt Mittwoch vormittag wieder aufgenommen
worden.

Die internationale Kapitalsmacht der Gewerkſchaften. Das
Internationale Sekretariat macht folgende Angaben Die Gewerk
ſchaften in 14 Ländern, über welche dem Jnternationglen Gewerk-

ſchaftsbund Berichte beſaßen Ende 1912 ein Vermögen
von über 240 Millionen Mark. Einſchließlich der nicht berichtenden
Länder (Amerika, Auſtralien, Frankreich uſw.) dürften die Gewerkſchaften zurzeit rund 400 Millionen Mark r beſitzen,
wovon die Hälfte auf England und Deutſchland entfällt.

Friedensverhandlungen im Rio-TintoGebiet. Die Schieds-
gerichtskommiſſion, die über die Forderungen der Ausſtändigenvon RioTinto (Rordſpanien) zu entſcheiden hat, hat eine Formel
angenommen nach der ſämtliche Löhne im Kohlenbezirk um
25 Centimes erhöht werden.

Allerlei.
100 000 Opfer des Vulkanausbruchs in Japan.

Die Sun veröffentlicht ein Telegramm aus Tokio, d nach den
letzten Nachrichten, die aus dem Unglücksbezirk von Kagoſchima
eingetroffen ſind, die Zahl der durch den Vulkanausbruch ums
Leben gekommenen Bewohner beinahe

100000 erreicht.
Der Sakuravulkan iſt noch immer in voller Tätigkeit. Die Stadt
Kagoſchima iſt faſt gänzlich durch die Lava, ſowie durch eine nach
folgende Flutwelle zerſtört. Aus den japaniſchen Hafenſtädten ſind
Dampfer mit Lebensmitteln, Zelten und Decken für die überlebende
Bevölkerung nach dem Schauplatz der Kataſtrophe abgegangen.
Aerzte und Krankenpfieger ſind aus den nächſtgelegenen Militär-
hoſpitälern gleichfalls an den Schauplatz des Unglücks entſandt
worden.

Bei dem erſten Ausbruch des Vulkans auf der Jnſel Sakura-
ſchima, der ſeit 130 Jahren untätig geweſen war, veranlaßten die
Behörden die Bevölkerung, die Stadt Kagoſchima zu verlaſſen.
Truppen wurden aufgeboten. Das Erdbeben wiederholte ſich alle
drei bis fünf Minuten. Eie Flüchtling, der nach Nagaſaki kam,
erzählte, daß er in Kagoſchima über 200 Erſchütterungen ge-
zählt habe. Bei Beginn des Ausbruchs ſtiegen Rauch- und
Flammenſäulen aus verſchiedenen Teilen des Berges auf.
Vierzig Minuten ſpäter begann die Eruption vom Berggipfel.
Die oſtwärts liegenden Häuſer wurden zuerſt vom Feuer er-
griffen, das ſich ſchnell ausbreitete. Die Einwohner drängten
an das Ufer. Die Hitze war ſehr ſtark und wurde ſelbſt in
Kagoſchima geſpürt, wo der Himmel durch die Rauchmaſſen
des Vulkans und durch den Rauch der brennenden Häuſer und
Wälder verdunkelt wurde. Das Marineamt hofft, durch die
entſandten Kriegsſchiffe eine funkentelegraphiſche Verbindung

e r Die Erſchütterung wurde in der ganzen Provinz
iuſchiu geſpürt. Die Stadt Nagaſaki, obwohl 160 Kilometer

entfernt, iſt mit feinem Staub vulkaniſcher Aſche bedeckt.
Der Kapitän des japaniſchen Kreuzers Tone meldet drahtlos,

daß in Kagoſchima nach dem zweiten Ausbruch niemand
am Leben geblieben ſei. Ein Schiff, das nach dem
erſten Ausbruch des Vulkans 307 Flüchtlinge an Bord nahm,
ſoll während des zweiten Ausbruches geſunken ſein. Nach
drahtlos übermittelten Berichten eines Kriegsſchiffes iſt die
Stadt Kagoſchima 15 Fuß hoch mit Aſche edeckt. Sechshundert
Häuſer ſind eingeſtürzt. Die Jnſel uraſchima iſt dem
Verderben preisgegeben. Sie iſt in Rauchwolken ge-
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hüllt, durch welche Flammengarben zucken.

Ein Maurermeiſter wegen Wieſe an Frau und Kind
verhaftet.

Jn Göttingen wurde Mittwoch der Maurermeiſter Magerhans
unter dem dringenden Verdachte verhaftet, wiederholt verſucht zu
haben, ſeine Frau und ſein uneheliches Kind zu vergiften.

Exploſion eines Kohlenſäurezylinders.
Jn Rotterdam iſt Mittwoch morgen gegen 4 Uhr ein Kohlen

ſäurezylinder geborſten. Dabei fand ein Arbeiter den Tod
und acht Mann wurden zum Teil ſchwer verwundet.

Schreckenstat eines Vaters.
Jrn Bottrop hat der Bergmann Zeet am Mittwoch nachmittag
ſeiner Frau und ſeiner vierjährigen Tochter die Kehle
durchſchnitten und ſich ſelbſt erhängt, wahrſcheinlich aus
Furcht vor Strafe, da gegen ihn ein Verfahren wegen Sittlichkeits-
verbrechen an ſeiner elfjährigen Tochter ſchwebte.

Politiſches Attentat auf einen alttürkiſchen General.
General Cherif, zurzeit Chefredakteur einer das gegen

wärtige türkiſche Regime bekämpfenden Monatsſchrift, die in
Paris erſcheint, wurde beim Verlaſſen ſeiner Wohnung von
einem Unbekannten angeſchoſſen. Zwei Perſonen, die Cherif
beiſtanden, trugen ſchwere Schußwunden davon. Salih, ein
Schwager des Generals, verfolgte den Attentäter und es ge-
lang ihm auch, den Verbrecher feſtzunehmen. Dieſer gab noch
einen Schuß ab, der einen Diener traf. Dann ſchoß Salih und
tötete den Attentäter Jsmael Hakki, einen 37jährigen Jung-
türken.

Cherif Paſcha erklärte einem Berichterſtatter, es handle ſich
bei dem auf ihn verübten Anſchlag um ein rein politiſches Ver-
brechen, und er ſei überzeugt, daß der Anſchlag von der
türkiſchen Regierung angeſtiftet worden ſei. Er glaube,
daß der Anſtifter des Attentats der gegenwärtige Großweſir Said
Halim ſei, der leibliche Bruder ſeiner Gattin, der Prinzeſſin
Emineh von Aegypten. Außer dem Kammerdiener, der lebens-
gefährlich verwundet wurde, hat auch der Chauffeur des Generals
Scheriff Paſcha eine Verletzung erlitten, die aber nicht von einer
Schußwaffe herzurühren ſcheint.

Erregte Frauen auf dem Friedhof.
Bei der Beerdigung des Schutzmanns Schmidt und ſeiner von

ihm ermordeten drei Kinder kam es am Mittwoch auf dem Hamburger
Friedhofe zu tumultuariſchen Szenen. Als die Mutter drei
Hände voll Erde auf die Särge warf, verſuchte eine Anzahl Frauen
ſie von ihrem Vorhaben abzubringen. Als die Frau dann vom
Grabe nach der Kapelle zurückging, traten die gegneriſchen Frauen,
meiſtens Nachbarinnen, an ſie heran um ſie zu ſchlagen. Nur
mit Mühe konnten Friedhofsangeſtellte die bedrohte Frau in Sicher
heit bringen.

Furchtbare Kälte in Schweden und Norwegen.
Seit einigen Tagen herrſcht in Schweden und Norwegen eine

furchtbare Kälte. Jn der ſchwediſchen Provinz Herjedalen ſank die
Temperatur in der Montagnacht auf 54 Grad Celſius unter Null.
Die niedrigſte Temperatur die Amundſen auf ſeiner Südpolarex-
pedition gemeſſen hat, betrug 60 Grad Celſius.

Kleiner Am zeigeLandhaus,Kl.

Halle a. d. S.,Geivoſts Amen e e
W äteber, iVolkspark. n Bertränſte Seit

r Kegelbahnenerbauten
bende in der
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Woche zu beſetzen. rn Zapfenſtr., ſehr billig u
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U Pfund 1.00 Mark Nur 18M.: Prachtv. Ober-,r. Kenempſtehlte
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chwarzes Burſchen Jachkett,
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Verkäufe. t
Ele Damen-MasKoe zu verl.
6356] Advokatenweg 25, lebmann.

Neue eiſ. Bettstelle mit Matr.
und Wascohtiseh zu verkaufen

Sophienstr. I, II Arbeitsmarkt.
Einen Schuhmacher Geſellen

ſucht ſofort Emil Napp. '2904
Schuhmachermſtr., Grünewalde.

hauverer, Wiederverkäufer

f. einen gern gekauft. Fep altart.
a. all. Orten geſ., a. paſſ. f. Damen.6355] Off. u. V. H. 277 a. d. Exp. d. Bl.

Proviſons Reſſender

L z. Vertriebe eines gewinnbrin
X genden, leicht verkäuflichen

Haushaltartikels f. Reg.Bez.
x Merſeburg n Off. u B. U. 2655
x an Rudolf Woſſe, Halle. *2916

S We Können
nur friſch gefangene, verkauftrin Se Spitze 29, II.

Kaufgeſuche.

Bint. Soſa zu kaufen geſucht.
6355] Advokatenweg 25, Lehmann.

Eine Holz-Hobelbauk
ſowie eine kleine

m Dreh Vank
zu kaufen geſucht. Offerten unt.

J. 8176 a. Invalidendank
Martinsberg 2. *2932

n An blteermeltter von Tuch
10 Stück 60 Pfg. Val

Bürgermeiſter von n iſt eine reguläre 7 Pfennig
Zigarre, die nur durch den Einkauf eines bedeutenden Poſtens
(100 000 Stück) in der sPlannis reislage geboten werden kann.

ur zu haben be 4936paul L euschner, iulie (Saole) ger e
Fernruf 1465.

Gr. Ulrichſtr. S. Telefon 3783 u. 1275.
Niederlage: Gr. Brunnenſtraße 65. Telefon 3352.

D Täglich friſche Ware. W
Seelachs ohne Kopf Pfund 25
Grüne Heringe kleinfallend, Pfd. 17 p.

Z3 Pfund nur 50 Pfg.
Oftſeedorſch Pfd. 383. Scholle Pfd. 48 u. öO w.

Goldbarſch v. 25 p. Bratſcholle 38
W Täglich friſche Räucherwaren.

Hochf. Oſtſeeſprotten ine 62
Hochfeine Malrelenhücklinge 1 5

do. Fleckheringe. tie Pf.
Rieſenfettheringe Weg 10 e

geeignet zur Bereitung von Gabelbiſſen.
trotz der Größe fett und zart

W Rezepte dazu gratis. 6395

Ale, verroſtete öchlittſchuhe
en wie nen, wenn Sie dieſelben bei uns vernickeln laſſen.d e Pro Paar von 50 Pfennig an. Dich

Metallwaren Fabrik Gehrllder Plate,
Große Brauhausſtraße 29. Telephon 878. 6375

Ihermosfloschen
halten heisse Gefränke 24 Stunden helss,

kalte Gefränke sftundenlang kalt.

Thermoſixflaschen von 350 50

C. F. Riftfer,
Halle (Saale), Leipzigerstrasse 90.

Mifglieck des Raboſft-Spaor-Vereins.
6393

aGchwiber
Landsverger Straße 12

geroſpre cher o. 809

liefer“ ſeit 50 Jadren prompt u. reeh
alle Brennmaterralien. Spezialität:

hallore -Briketts.
Zu Ausverkaufepreiſen Haussehlnchtene

Du Au r nempfehle, ſo lange Vorrat reicht: Blutwurst n
Geſtr. Jaadweſten Fieiſcher .ehgrwurst 1.4

jacken, Damenweſten.geſtr. Knabengnzüge. wollene Knackwurst v 110
erviteurs, Kindermützchen. J aus nur reinem Schweinefſeiſch

C opftücher, Umſchlagetüächer. empfiehlt und verſendet 90
wollene Bettücher uſw.

Emil Kellern
die Schweineſchlächterer von5

Robert freukel, lanpenualge
ei Dahlen (Swehsen).

Sie hof und binig imBerloren Geſunden.) Gaſthof, re Könige
x Breites, mattgoldenes Altrenomm. urßve Vertehrslokak,

x agdeb. Str.Armband ecgren Englischer Hof,
X Geg. Belohn. abzugeb. ['2929
X Gr. Brauhausſtr. 27. Kontor.

Damengürtel gefunden
im „Volkspark“, nach dem Licht
bilder-Vortrag. Abzuhol. i. Metall
arbeiterbureau, Harz 42 44.

Verſchiedenes.

Maknlatur verkauft
Expedition Volksblatt.

6349 Großer Berlin,empfiehlt ſeinen kleinen Saal
ſowie ſeine ſchönen Vereinszim
mer zur r oart von Verſamm-
lungen u. Feſtlichkeiten aller Art.
De Kräftiger Mittagstiſch.

Die neuen

MIIIIIIſind zu beziehen durch die

Volks Buchhandlung
Halle (S.), Harz 29.

Ausverkauf

Louis Böher,
7 Leipzigerstrasse 7,

erreicht am 18. d. Mts. sein TVndoe.

Enorme Vorfeile
bieten die im Ausverkauf noch Vor-

handenen 6386
Kristalle und Porzellane.

nReine fſeischnot-
P. Kuhn's Fleisch- Zentrale

Schülershof 19 am Markthat die billigsten Fleischpreise:
Schweinebauch 704 Schmer u. fett. Fleisch 70Rindfleiseh z. Koch. 700 Gehnektes (halb u. halb) 704
Hammeltleisch 80-90 Rot-, Leber- u. Schwartenwurst 704

Alles andere wie bekannt.

5 oAn unsere Leser!

Der
Inventur-

72920 C

Wir bitten genau zu beachten, welche
Geschäftsleute bei uns inserieren und
alle die zu meiden, die ihre politische
Gegnerschaft auf das Geschäftsleben

8 übertragen.
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Lelhbinden.
Aerztlich empſohlen.

Gewissenh. fachkun

Vorfallbinden
eigen. System. lang jäahri

Viele Dankschrelben!
à M. 4.50; mit Nachn. 4.95 M.

Kertzscher,
Bandagengesehäft,

untere Leipzigerstr. 26
r. Ulrichstr. 63,gegenüber Arnold Troitzseh.

4214

Massanfert.

bewährt.

Makul 9 r vk. Sal. Geness ch -Bocher.

park, Burgſtraße 27:

Tagesordnung:
Verbeſſerung des Koalltionzrechtz Kumpf gegen die Koalitions hege 5

Referent: Arbeiterſekretär Vmdeutsech, Halle (S.)
Maſſen heraus Das Koalitionsrecht iſt in Gefahr Rüſtet zur Abwehr

Die Vorſtände
[c——-—-—--—32

6380

des h und des Sozialdem. Vereins f. Halle u. d. Saalkr.

Dienstag den 20. Jannar 1914, abends S Uhr, im Volks-

G. öſſentliche Volk sverſummlung
e

Sag mit re n die andere

Sen Liche nholz wie LaS J. fuhren
Triſtſtraße 7. Tel. 5257.

t Ohrenwärmer,
4 bewährte Qualitäten,

*2931 billigſte Preiſe,
empfehlen Adler Co.

Angichtrpostrarten, empfiehlt de

d e

S

C ha

Ehlra bger Verhaufe
In dieser Woche bringen wir zu weit zurückgesetzten Preisen

grosse Posten

lau a
Sonntag, 18. Januar, abends 7 u

im „Bürgergarten“ProteſtVerſammlung
Tagesordnung:

Gegen die Konlitionshetze!
Genoſſe Rlohard Kräüger, Merſeburg.

Staatsbürger, Ar“ ter u. Handwerker! Erſcheint in Maſſen;

Der Einberufer.

Ca. 300 Stück

Daumen-Gürtel
früher 95, jetzt 26 P

brochen I. Hadeln

krühber en 35 P

Jene 1

Eis Glaswaren

9

Ca. 1000 Stück

Referent: Gewerhkſchaftsſekretär

Waſſſen in dieſer Verſammlung
*2926

Sonntag den 18. Januar, nachmittags Uhr,
im Freudenberg'ſchen Lokal, Kurfürſtenſtraße 15:

EPloteſt:Berſmmlung. S
rdnung:

Das Koalitionsrecht in Gefahr!

f t p I au Referent:euren e 97ze Helssner Strohmuster wer r en der Rechtsräuber mit beſorgen.

e 9 paar 99 re Speieteller a än. 2 re Haffeekaunen Bee 2072 96 rſagen Wehe ittenberbarttacsen e 50 e Huchenteller rigen 90 re Salaferen o2 I2 re
kierbecher 15 Pf. Brotkärbe grosse 95 Pf. Saucieren grosse

Zuckerdoren 72 re Butterglocken 90 re Salatferen m es s 30 re Große öffentliche
Acagieer 30 re felt- Und Geleedozen 62 v Rartoffelschütcelnm 2

Coruirg fär vechs 995 75EMEIELEIE Genoſſe Da niel, Merſeburg.
Parteigenoſſen und Gewerkſchaftsmitgliedert Erſcheint in

Der Einberufer.

Zum grössten Teile Kronen-Glas. Bestes deutsches Pressglas.
«elleſ c Meter o 9 re Anerbadiſches Glav, Sat Glauchünen 56
Oiwewhompots s 10 r Schalen es 1.95 1.25 99 r Auckenchalen h 28 18 v

Smnne-Kompots s 15 bierzer 125 99 re betterglocken en 38 r

bardestern-Komp. e 12 e Zucherdoen 90 p. Butterglochen n 55 r

feriuler-Kompotn 23 15 Zuckerztreuer. 90 Waerkrige 30 r
Cloria-Kompots 78 25 18 Pf. Henkelschalen 90 Pf. ßömel 45 32 25 vt. reichen Beſuch zu dieſem

EEEEEEGEEIEIEEI
kin Bestuogten Sehlafdecken v 82

Marpttavchen
die Verwaltungsmitglieder der

Tagesordnung:
in den Krankenkassen infolge

sveorsioherungs Gesetzes,
Referent: Genoſſe Richard Burckhardt.

Eilenburg
Sozialdem, Wahlverein

Sonnabend den 17. Januar im Tivoli

mr General -Versammlung.

wichtigen Thema erwartet
Der Vorstand

Bewerkschatts: Karte
Freitag 16. Januar abends S Uhr

im TivoliS Kartell- Sitzung. S
dieſer Sizung können die alten und neue

einzelnen Gewerkſchaften ſowie

Stab- kommen.
taschenNachf.

alle ſonſtigen Intereſſenten teilnehmen. Der Vorstand

extra 90 unſeritgdlhriner hanzten

Ring ndet am 17. ds. MtsJe 3 ſrek0 de Partei und Gewer (Pnomitgleder a freundlichſt will
Das Komitee.

S Gr. Ulrichstrasse 54. W 7 SVelbond der Gemeinde n otüntsarheſter W e e
Sonnabend i on Uhr, in Köppchens oderaussehnitt u. Sohuhmacherartikel

Lokal, Unterberg 12:

General-Verſammlung.
1. Abrechnung vom IV. Quartal 1913.

83. Wahl des geſamten Vorſtandes.
5. Verbandsangelegenheit.

Wegen obiger, äußerſt wichtigen r ordnung darf unbedingt kein Kollege der

Dagesordnung:

ſtützung.

Verſammlung fernbleiben.

2. Geſchäftsbericht.

4. Aenderung unſerer Lokalunter-

Die Ortsverwaltung.In partelschrirte empfiehlt die

Volks-Zuchhandlung,
Halle a. S., Harz 209.

Um zahlreiches Erſcheinen bittet
*2925

De Rur Mitglieder haben Zutritt. Mitgliedskarte

Konſum. 6hargenoſſenſ haft u Merſeburg
und Umgegend, eingetragene Genoſſenſchaft mit beſchränkter Haftpflicht.

Sonntag den 25. Januar 1914, nachm. 2 Ahr, in der Kaiſer Wilhelmshalle zu Merſeburg
Axßelordentliche Generalverſammlung

Tagesordnung: 1. Anſtellung eines dritten Vorftandsmitgliedes.
unkt 2. Feſtlegung von Grundſätzen für den Genoſſenſchaftsrat.

Der Aufſichtsrat.
J. A.: Adolf Thieme.
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2. Beilage zum Volksblatt.
Nr. 13

Reichstag.
190. Sitzung. 14. Januar, nachmittags 1 Uhr.

Am Bundesratstiſche: Kommiſſare.
Eingegangen iſt eine Jnterpellation Albrecht (Soz.) über die

Vorgänge in Zabern.
Präſident Kaempf: Jm Preußiſchen Herrenhauſe hat ein Mit-

glied geäußert, daß die Art, wie der Wehrbeitrag im Volke auf-
enommen wurde, darauf ſchließen ließ, daß die nationale Ge-kunmng überall im Wachſen begriffen ſei, daß aber die berufene

Vertretung des deutſchen Volkes jene Geſinnung, die in der
Wählerſchaft lebendig war, habe vermiſſen laſſen. (Zuruf links:
Unerhört!) Jch geſtehe ſelbſtverſtändlich den Landtagen der ein-
zelnen Bundesſtaaten das Recht zu, an dem Verhalten des Reichs
tages Kritik zu üben, ebenſo wie der Reichstag dieſes Recht gegen-
über den Landtagen der einzelnen Bundesſtaaten in Anſpruch
nimmt. Wenn aber dem Reichstag der Vorwurf gemacht wird, daß
er die nationale Geſinnung habe vermiſſen laſſen, ſo liegt hierin
eine Beleidigung des Reichstags, die ich von dieſer Stelle aus mit
aller Entſchiedenheit zurückweiſe. (Lebhafter Beifall.)

Auf der Tagesordnung ſtehen Petitionen.
Mehrere Petitionen des Deutſchen Metallarbeiterverbandes,

der Geſellſchaft für ſoziale Reform uſw. auf reichsgeſetzlichen
Schutz der Arbeiter der Schwereiſeninduſtrie beantragt die Kon
miſſion, dem Reichskanzler zur Berückſichtigung zu überweiſen,
ſoweit ſie eine Verkürzung der Arbeitszeit, Regelung der Ueber-
ſtunden, Verbot der Nachtarbeit für Jugendliche, Verbot der Frauen-
arbeit, Verſchärfung der Betriebskontrolle, größeren Geſundheits-
ſchutz und Beſeitigung der Unſicherheit der Entſlohnung verlangen,
und zur Erwägung, ſoweit in ihnen geſetzliche Regelung der
Penſionskaſſen verlangt wird.

Ein Antrag Arnſtadt (k.) fordert Ueberweiſung der ganzen
Petitionen zur Erwägung.

Abg. Spiegel (Soz.):
Gegen die Bundesralsverordnung von 1908 wird von den

Eiſeninduſtriellen Sturm gelaufen. Wenn wir mit dieſer Bundes-
ratsverordnung auch nicht zufrieden ſind, ſo hat ſie doch das eine
gute, daß wir den Eiſeninduſtriellen nachweiſen können, daß unſere
Behauptungen in bezug auf Ueberſtunden, auf die verlangte
Arbeitsleiſtung uſw. richtig ſind. Aus der Statiſtik unſeres Ver-
bandes geht klar hervor, daß gegen die Verordnung in überaus
zahlreichen Fällen verſtoßen wird. Der Redner führt ein großes
Zahlenmaterial zum Beweiſe hierfür an. Die gegenteilige Be-
hauptung der Schwereiſeninduſtrie iſt ganz und gar unrichtig.
Den Gewerbeauſſichtsbeamten müſſen Aſſiſtenten aus Arbeiter-
kreiſen zur Seite geſtellt werden, denn die Beamten ſind gar nicht
in der Lage, die Betriebe genügend zu kontrollieren, und werden
bei der Kontrolle vielfach düpiert, die Ueberſtunden und die Sonn-
tagsarbeit wird vielfach gar nicht in die Liſten eingetragen, um ſie
der Kenntnis der Beamten zu entziehen. (Hört! hört! bei den
Sozialdemokraten.) Eine Folge der übermäßigen Ausnutzung der
Arbeitskraft ſind die traurigen Geſundheitsverhältniſſe der Arbeiter
in der Schwereiſeninduſtrie. Ebenſo iſt hierauf die außerordent-
liche Vermehrung der Unfälle zurückzuführen, in der Metallindu-
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ſtrie haben ſich die enkſchädiglen Unfälle in 25 Jahren um 700 Proz.

vermehrt. (Hört! hört! bei den Sozialdemokraten.) Das Wort
von der „geſicherten Exiſtenz der Arbeiter im Alter“ trifft am
allerwenigſten auf die Arbeiter in den Hütten- und Walzwerken
zu. Ein Mann z. B., der 16 Jahre lang auf einem Werk zur
vollen Zufriedenheit gearbeitet hatte, und um eine leichtere Arbeit
nachſuchte, wurde ohne weiteres entlaſſen. (Hört! hört! bei den
Sozialdemokraten.) Als ein Arbeiter, der wegen ſeiner Agitation
für den Verband entlaſſen wurde, ſich hierüber mit dem Hinweiſe
auf ſeine 17jährige Beſchäftigung auf dem Werke beklagte, meinte
der Direktor: „Was, der Mann iſt ſchon 17 Jahre bei uns? Dann
können wir ihn überhaupt nicht mehr branchen, dann iſt er ab
gearbeitet.“ (Hört! höri! bei den Sozialdemokraten. Dabei war
der Arbeiter erſt 31 Jahre alt. Vielfach kommt es vor, daß Ar
beiter noch geprügelt werden. (Hört! hört! bei den Sozialdemo-
kraten.) Sehr wichtig iſt auch die Forderung der Sicherung
des Lohnes. Es kann heute vocrkommen, daß ein Arbeiter zehn
Wochen auf dem Werke feſtgehalten iſt, ohne daß er weiß, was
er verdient. Der Antrag der Konſervativen bedeutet eine Ab-
ſchwächung, die um ſo weniger am Platze iſt, als die Vorarbeiten
für neue Vorſchriften des Bundesrats im Gange ſind. Freilich
wird dabei nicht viel herauskommen, wenn die Arbeiter nicht
ſelbſt durch die Organiſation kräftig mitſchieben helfen. Des-
halb bitte ich Sie, dem Kommiſſionsatntrag zuzuſtimmen. (Bravo!
bei den Sozialdemokraten.)

Abg. Giesberts (Z.): Großeiſeninduſtrie iſt es ihrer
Ehre ſchuldig, die in ihr herrſchenden Zuſtände zu beſſern. 30 000
Arbeiter haben täglich, auch Sonntags, eine zwölfſtündige, bei
Wechſelſchicht ſogar eine 24ſtündige Arbeitszeit. (Hört! hört! bei
den Sozialdemokraten. Einführung des Achtſtundentages
wäre in der Schwereiſeninduſtrie durchaus möglich. Die heutige
24ſtündige Wechſelſchicht iſt eine Kulturwidrigkeit. Jch hoffe, daß
die neue Bundesratsverordnung die Verhältniſſe wirklich beſſert.
Zu den Konferenzen im Reichsamt des Jnnern ſollten auch Ver-
treter der Gewerkſchaften eingeladen werden, wobei den Arbeitern
die Unkoſten, auch die verſäumten Schichten, vom Reich vergütet
werden müſſen. (Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten.

Abg. Dr. Böttger (natl.): Wie es noch möglich iſt, daß Ar-
beiter mit ſich handeln laſſen, verſtehe ich nicht. Jedenfalls muß
gegen ſolche Mißhandlungen ſcharf vorgegangen werden. Das
Material der Petitionen enthält zwar manches Beachtenswerte, iſt
aber doch einſeitig. Die Frage des Achtſtundentagges in der
Schwereiſeninduſtrie halte ich für noch nicht ſpruchreif, gebe aber
zu, daß die 12ſtündige Arbeitszeit angeſichts der ſchweren Arbeit
in dieſer Jnduſtrie zu lang iſt. Freilich findet die Verkürzung
der Arbeitszeit ihre Grenzen in der Leiſtungsfähigket der Betriebe
Soll aber der Achtſtundentag eingführt wrden, ſo müßte die Zahl
der Arbeiter verdreifacht werden, und das kann die Großeiſen-
induſtrie in ihrer Allgemeinheit nicht leiſten. Die Ueberſtunden
werden nicht willkürlich angeſetzt, zumal ſie für das Werk ſehr
teuer ſind, ſondern ſind meiſt gotwendig infolge von Reparaluren,
Nen und Umbauten uſw. Auch werden ſie vielfach ausgeglichen
durch Winderarbeit. Daß ſie durch zweckmäßige Arbeitseinteilung
möglichſt eingeſchränkt werden müſſen, liegt auf der Hand.
Sonntags beit iſt ein großer Mißſtand, iſt aber vielfach, z. B.
bei den Hochöfen, nicht zu umgehen. Bei der Kommiſſion, die die
Beſeitigung der 24ſtündigen Wechſelſchicht vorbereiten ſoll, müßten
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Halle (Saale), Freitag den 16. Januar 1914 25. Jahrg.

Wir werden für den Antrag der
(Hört! hört! bei den Sozialdemokraten),

da wir nicht mit allen Forderungen der Petitionen einverſtanden
ſind. (Beifall bei den Nationalliberalen.)

Abg. v. Gräfe (k.): Die Forderungen der Petitionen ſind ſo
einſchneidend, daß es unmöglich iſt, all ihre Konſequenzen zu über-
ſehen. Daher kann man nicht ohne weiteres für all dieſe Forde-
rungen Berückſichtigung verlangen. Den Vorwurf der Einfeitig-
keit darf man nicht uns machen, man muß ihn vielmehr gegen
die erheben, die die Sozialpolitik im übertriebenen Tempo fördern
wollen. (Bravo! rechts.)

Abg. Soſinsky (Pole): Die Zuſtände in der Schwereiſen
induſtrie ſind ſo elend, daß die Regierung dem gegenüber un
möglich die Hände weiter in den Schoß legen darf. Wir ſtimmen
dem Antrag der Kommiſſion zu.

Abg. Windeck (Lothringer): Eine Verringerung der Arbeits-
zeit wäre im Jnfereſſe der Volksgeſundheit nur zu begrüßen. Ab
es ſtehen ihr ſchwere betriebs techniſche und finanzielle Bedenken
entgegen, denen ohne internatſonale Regelung der Arbeitszeit in
der Großeiſeninduſtrie nicht Rechnung getragen werden kann. Die
Konkurrenzfähigkeit unſerer Jnduſtrie muß erhalten werden.

Aög. Haberland (Soz.):
rn Der Abg. v. Graefe will die Petikion deshalb nicht zur Berück-

ſichtigung überweiſen, weil er ſich nicht für genügend ſachverſtändig
hält. (Heit und Sehr gut! bei den Sozialdemokraten. Bei
Sachverſtändigen kann über die Notwendigkeit eines geſetzlichen
Eingreifens in dieſer Frage kein Zweifel beſtehen, kommen doch in
der Großeiſeninduſtrie Arbeitszeiten von 36 bis 38 Stunden vor
mit nur 4 Stunden Pauſe. Jn einem Düſſeldorfer Betriebe wird
ein Mann, der in einer Woche einmal 24 Stunden und einmal
36 Stunden hintereinander gearbeitet hat, den anderen als Muſter
hingeſtellt. (Hört! hört! bei den Sozialdemokraten.) Wenn die
Unfälle geſtiegen ſind, ſo liegt das nicht an der Unvorſichtigkeit der
Arbeiter, ſondern an dem Fehlen von Unfallverhütungsmaßnahmen,
vor allem an der Hetze zur Arbeit. Die unzureichenden Löhne
werden noch gekürzt durch die vielen Strafen, die mit zum Syſtem
der Antreiberei gehören. Das Prämienſyſtem verſtößt geradezu
gegen die guten Sitten. Eine Verkürzung der Arbeitszeit würde
gerade in der jehigen ſchweren Kriſe leicht durchzuführen ſein, die
Induſtrie könnte ſich dann in dieſer Uebergangszeit auf die kürzere
Arbeitszeit auch bei ſteigender Konjunktur einrichten. Mit dem
Einwand der Konkurrenzfähigkeit kommt man immer, wenn für
die Arbeiter etwas geſchaffen werden ſoll. Jm Jntereſſe der Ar
beiter und damit der Volksgeſundheit iſt ſchleuniges Eingreifen der
Seſesgebung in dieſer Frage notwendig. (Bravo! bei den Sozial
demokraten.)

Abg. Dr. Burckhardt (Wirtſch. Vg.) ſpricht für den Antrag
der Kommiſſion.

Damit ſchließt die Debatte.
Der Antrag der Kommiſſion wird angenommen gegen die

Stimmen der Konſervativen und Nationalliberalen.
Hierauf vertagt ſich das Haus auf Donnerstag 1 Uhr.

pellation über Zabern. Geſetz über die Sonntagsruhe.)
Schluß: 554 Uhr.
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Aus der Provinz.
Wichtige Vereinsgeſetzentſcheidung.

Eine in den Garten verlegte Verſammlung iſt keine Verſammlung
unter freiem Himmel.

Bei einer wichtigen Entſcheidung des Oberverwaltungs-
gerichts, die der erſte Senat dieſer Tage fällte, handelte es ſich
um die Auslegung des 8 8 des Vereinsgeſetzes, welcher beſtimmt:

„Eine Verſammlung, die in einem geſchloſſenen Raume ver-
anſtaltet wird, iſt nicht ſchon deshalb als Verſammlung
unter freiem Himmel anzuſehen, weil außerhalb des Verſammlungs-
raumes befindliche Perſonen an der Erörterung teilnehmen oder
weil die Verſammlung in einem mit dem Verſammlungsraum
zuſammenhängenden umfriedeten Hof oder Garten verlegt
wird.“

Der Genoſſe Leeſe hatte bei der Polizeiverwaltung von
Neudamm gemeldet, daß am 1. Mai 1913, um 2 Uhr nachmittags,
im Lokal des Hotels Kaiſerhof zu Nendamm eine öffentliche po-
litiſche Verſammlung ſtattfinden werde. Er erhielt die entſprechende
Beſcheinigung. Als der Veranſtalter bei der herrſchenden
Hitze die Verſammlung im umfriedeten Garten des Hotels
abhalten wollte, wo eine Rednertribüne aufgebaut war und wo
ſich zur beſtimmten Zeit bereits die Verſammlungsteilnehmer auf-
hielten, ließ der zur Ueberwachung erſchienene Polizeibeamte dies
nicht zu. Der Einberufer eröffnete dann im Saal, wohin ihm
etwa 20 Perſonen folgten, die Verſammlung und verlegte ſie
dann nach dem Garten. Nach Beginn des Referats durch den
Parteiſekretär Schmidt löſte der Polizeibeamte die Ver-
ſammlung im Garten auf, weil er die Verſammlung als
eine ſolche unter freiem Himmel anſah, zu der eine polizeiliche
Erlaubnis, nicht bloß Anmeldung, erforderlich geweſen wäre,
die nicht erteilt ſei.

Vergeblich beſchwerte ſich Leeſe beim Landrat und beim Re-
gierungspräſidenten. Beide Beſchwerdeinſtanzen beriefen ſich auf

'die Darſtellung der Polizeibeamten von den Vorgängen und be-
tonten daß danach anzunehmen ſei, daß es von vornherein an
einer ernſtlichen Abſicht, die Verſammlung in einem ge-
ſchloſſenen Raume abzuhalten, gefehlt hätte. Dafür ſpreche ſchon
das Vorhandenſein einer Trübine im Garten. Leeſe klagte nun-
mehr gegen den Regierungspräſidenten beim Oberverwaltungs-
gericht.

Rechtsanwalt Dr. Hugo Heinemann als Vertreter des Klägers
betonte in der Verhandlung unter anderem, daß hier unbedingt
die Verlegung einer Verſammlung in einen umfriedeten Garten
im Sinne des 8 8 des Vereinsgeſetzes vorliege. Die Verſamm-
lung ſei unzweifelhaft für den geſchloſſenen Raum geplant geweſen.
Man habe aber bei der herrſchenden Hitze mit der Möglichkeit
einer Verlegung in den Garten gerechnet. Die dazu nötige Tri-
büne im Garten habe man vorher errichten müſſen, weil es ſich
um den Himmelfahrtstag handelte und einer Errichtung der Tri-
büne an dieſem Tage die Feiertagsbeſtimmungen entgegenſtanden.

Das Oberverwaltungsgericht gab der Klage ſtatt und ent-
ſchied, daß die Auflöſung der Verſammlung zu Unrecht erfolgt
ſei. Gründe: Allerdings ſeien Verſammlungen in einem um-
friedeten Hof oder Garten an ſich Verſammlungen unter freiem
Himmel. Sie ſeien aber dann als ſolche Verſammlungen im Sinne
des 8 7 nicht anzuſehen, wenn der Ausnahmefall des 88 vorliege.
Dieſer liege hier aber vor, da nach Annahme des Gerichts die
Verſammlung ernſthaft für den Saal in Ausſicht genommen
und angemeldet worden ſei und es den Einberufern nur mit Rück
ſicht auf die Witterungslage wünſchenswert erſchienen ſei, ſie in
den Garten zu verlegen. Dieſe ernſte Abſicht vorausgeſetzt,

finde eine Verlegung in den Garten oder Hof im Sinne des 88
auch dann ſtatt, wenn die Eröffnung gar nicht erſt im Saale
ſtattgefunden habe, ſondern ſofort im Garten erfolgte.
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Merſeburg. Vorſtandswahl zur Allgemeinen Orts-
krankenkaſſe. Jn der geſtrigen Vorſtandsſitzung der Orts-
krankenkaſſe wurde als 1. Vorſitzender Fabrikbeſitzer Engel und
als 2. Vorſitzender Genoſſe Dietzel gewählt. Der in einer frühe-
ren Nummer des Volksblattes erſchienene Artikel, in welchem
unſere Vertreter dem bürgerlichen Miſchmaſch über den Kuhhandel
bei der Wahl des Ausſchußvorſitzenden ihre Abſicht bekundeten,
hat weſentlich zu der beſſeren Einſicht beigetragen.

Schkenditz. Forſtners Urteil des Straßburger
Ober-Kriegsgerichts wurde in der Strafkammer Halle
von einem Verteidiger in einem Keilereiprozeß als nach-
ahmenswert empfohlen. Der Arbeiter E. und der Böttcher H.
waren am 24. Juli v. Js. auf einem Gutshofe in Röplitz in
Wortwechſel geraten. Es kam ſchließlich zu Tätlichkeiten, bei
denen der eine dem anderen mit einem Lattenſchlag einen Mittel-
handknochenbruch beibrachte, an dem er bis weit in den September
hinein zu kurieren hatte. E. erhielt eine Anklage wegen vorſätz-
licher gefährlicher Körperverletzung. wurde vom hieſigen Schöffen-
gericht aber freigeſprochen, weil er in Notwehr gehandelt habe.
Gegen dieſes Urteil hatte der Amtsanwalt Berufung eingelegt und
vor der Strafkammer Halle gegen E. 20 Mk. Geldſtrafe beantragt.
Der Verteidiger Es. wies auf den Fall Forſtner und meinte, wenn
F. in der Notwehr gehandelt habe, dann liege auch bei E. Notwehr
vor. Das Landgericht kam zur Verwerfung der Berufung der
Staatsanwaltſchaft.

Lützen. Aus unſerem ſozialiſtenreinen Stadt-
parlament. Am Montag fand die erſte Sitzung der Stadt-
verordnetenverſammlung im neuen Jahre ſtatt. Zunächſt wurden
die wiedergewählten Stadtverordneten vom Bürgermeiſter ein-
geführt. Bei ſeiner Einführungsrede hielt es der Herr Bürger-
meiſter für angebracht, der organiſierten Arbeiterſchaft einen
kleinen Hieb zu verſetzen, ohne natürlich damit irgendwelchen Ein-
druck zu machen. Die Arbeiterſchaft lächelt darüber. Herr Lenze
betonte hierbei, daß die wiedergewählten Stadtverordneten wieder
einſtimmig, ohne die Hilſe der ſozialdemokratiſchen
Arbeiter gewählt worden ſind, wodurch ſie wieder das Ver-
trauen der Bürger erworben hätten. Allzu ſtolz brauchen die
gewählten Stadtverordneten auf ihre „einſtimmige“ Wahl nicht zu
ſein. Denn mit ſo wenig Stimmen, wie ſie bei dieſer Wahl ab-
gegeben worden ſind, da iſt nicht viel Stagt zu machen, vom
Vertrauen der Bürger, wohl kaum zu reden. Es kommt auch
vor, daß ein „Erſtklaſſiger“ mit einer ganzen Stimme „einſtimmig
gewählt“ wird; nach der Anſicht unſeres Bürgermeiſters hätte
natürlich auch dieſer Mann das Vertrauen der Bürger erworben.
Jm übrigen müſſen unſere Stadtväter doch noch mehr Vertrauen
bei ihren paar Wählern haben, als r Bürgermeiſter bei den
Stadtverordneten, denn bei ſeiner Wiederwahl als Bürgermeiſter
war da von einer einſtimmigen Wahl nichts zu merken. Von den
abgegebenen 11 Stimmen entſielen auf Herrn Lenze 7, nicht
weniger als 4 Stimmen waren dagegen. Nun, Herr Bürger-
meiſter, wo war denn da das „große Vertrauen“? Dieſe 4 Stim-
men waren nicht von ſozialdemokratiſchen Arbeitern
abgegeben worden, ſondern von patriotiſch geſinnten Bürgern, und
als Stadtoberhaupt ſollte man doch das Vertrauen wenigſtens
dieſer Leute haben. Es kann ja ſein, daß Herr Lenze durch ſeinen,
wie geſagt, daneben gegangenen Hieb auf die Sozialdemokratie
ſich. wieder das Vertrauen der betreffenden Stadtväter erwerben
wollte. Wie weit nun das Vertrauen der Bürger von den
bürgerlichen Stadtverordneten gerechtfertigt wird, ſieht man
ja: Die Sitzungen der Stadtverordnetenverſammnlung finden
zu einer Zeit ſtatt, wo faſt keinem Steuerzahler die Mög-
lichkeit geboten iſt, den Verhandlungen beizuwohnen. Als in der
Wählerverſammlung, in welcher die Wahl des Herrn Fiſcher
wieder empfohlen wurde, die bürgerlichen Wähler den Wunſch
äußerten, die Vertreter der 3. Abteilung ſollten dafür ſorgen, daß
die Sitzungen am Abend abehalten würden, um ſo jedem Bürger

die Möglichkeit zu geben, auch den Verhandlungen beiwohnen zu
können, da erklärten die betreffenden Stadtverordneten, daß ſie
gleich in der erſten Sitzung einen dementſprechenden Antrag ein-
bringen wollten. Nachdem die „einſtimmige Wahl“ vorüber iſt,
da ſcheint man das Verſprechen wieder vergeſſen zu wollen. Aus
dieſem Verhalten können auch die bürgerlichen Wähler wieder er-
ſehen, was ſie von dieſen Leuten zu erwarten haben.

Als Vorſteher wurde wieder Kaufmann Kitze, Stadtv. Bautz-
mann als Stellvertreter, Stadtſekretär Kuſchewitz als Schriftführer
und Stadtv. Teichmann als Stellvertreter gewählt. Nach erfolgter
Wahl der Kommiſſionen wurden als Armenpfleger ernannt die
Herren: Schelle, Schlaf, Fuchs, Nündel, Schwarz und Thomas.
Ueber die Entlaſtung der ſtädtiſchen Rechnungen pro 1912 refe-
rierte Herr Fiſcher. Nach ſeinen Ausführungen haben ſämtliche
Kaſſen im verfloſſenen Jahre ſchlecht gearbeitet. Jede Koſſe
ſchneidet mit einem Defizit ab. die Zuſchüſſe betragen im ganzen
51656 Mk. Nachdem verſchiedene Monita erhoben waren, wurde
dem Rechnungsführer Entlaſtung erteilt. Ein Geſuch des
Schneiders Meyer, ihm zum Beſuch eines Zuſchneidekurſus in
Leipzig 200 Mk. zu bewilligen, wurde einſtimmig genehmigt.
Hierauf brachten einige Stadtverordneten ihre Beſchwerden über
die ſchlechte Beſchaffenheit unſerer Straßen vor. Wir ſind der
Meinung, daß dieſes ſchon längſt notwendig war, denn die Zu
ſtände in unſeren Straßen bei ſchlechtem Wetter ſpotten aller
Beſchreibung, ſo daß endlich einmal etwas getan werden muß.
Auch die Arbeiter haben ein großes Jntereſſe daran denn die-
jenigen, welche jeden Tag die Bahnhofſtraßen benutzen müſſen,
haben ſchon längſt gewünſcht, daß dieſe Straßen beſſer inſtand
gehalten werden.

Sangerhauſen. Ein ungebetener Gaſt wurde vor
einiger Zeit in einer Baubude in der zwiſchen hier und Etgers
leben belegenen Kiesgrube von dem dort beſchäftigten Arbeiter
Raue erwiſcht. Er hatte ſich ein dem R. gehöriges Jackett und
ein Hemd angeeignet und beide Sachen ſchon angezogen. Als
R. den Fremden um Herausgabe ſeiner Kleidungsſtücke erſuchte,
wurde er mit dem Meſſer bedroht, worauf er den Fremden über
den Haufen zu ſchießen drohte. Letzterer ergriff darauf die
Flucht, kam aber bald wieder zurück und verſetzte dem Raue
einen Stich in die Bruſt. Von Paſſanten wurde der Geſtochene
nach einiger Zeit im Blute liegend aufgefunden. Als Täter
wurde der ſchon wiederholt vorbeſtrafte Schloſſer Schlüter, der
aus dem Arbeitshauſe in Dieburg entwichen war, ermittelt
und verhaftet. Geſtern hatte er ſich vor der Nordhäuſer Straf-
kammer wegen gefährlicher Körperverletzung zu verantworten.
Während der Angeklagte behauptete, in Notwehr gehandelt zu
haben, glaubte das Gericht doch dem Arbeiter R. Das Gericht
nannte den Angeklagten einen ganz gemeingefährlichen Men
ſchen und ſühnte die Straftat mit einem Jahre neun
Monaten Gefängnis.

Pieſteritz: Eine harte Strafe wegen Meſſer-
ſteche rei erhielt der Maurer Döring von hier in der letzten
Strafkammerſitzung zudiktiert. Döring war angeklagt, im
November vorigen Jahres vor dem Schloßtoke in Wittenberg
den Arbeiter Scheer mit einem Meſſer in den linken Arm ge-
ſtochen zu haben, und als auf deſſen Hilferufe der Monteur
Seiler herbeieilte, auch dieſem mit einem Meſſer Stiche in den
Rücken und linken Arm beigebracht zu haben. Beide Verletzte
mußten ärztliche Hilfe aufſuchen werden aber trotzdem, da die
Sehnen verletzt ſind, dauernd ſteife Finger behalten. Als am
andern Tage D. verhaftet werden ſollte, ſetzte er dem Beamten
energiſchen Widerſtand entgegen. Trotzdem er mit aller Ent-
ſchiedenheit die ihm zur Laſt gelegten Straftaten beſtritt und
angab, um die fragliche Zeit längſt zu Hauſe geweſen zu ſein,
wurde er doch nach recht eingehender Beweisaufnahme der
Straftaten für ſchuldig erachtet und in Anbetracht ſeiner vielen
Vorſtrafen wegen Körperverletzung mit vier Jahren Gefängnis
beſtraft

Torgau. Einſtellung der Schiffahrt. Die vereinigten
Elbeſchiffahrtsgeſellſchaften teilen mit, daß ſie ihre Expeditionen
vorlänfig infolge des von allen Elbplätzen gemeldeten ſtarken Treib
eiſes einſtellen.
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JIhesfer-WaKrossor Erfolg letzte Woche
Der SeRlager der Salon

„Puppcechen“
Gesangsposse in 3 Akten von Kurt Kraats u. Jean Green.

s Musik von Jean Gllhbert.
Glänzende Ausstattung? 40 PersonenAnfang s Uhr. Tageskasse von 10 und Uhr.

Sonnabend den 17. Januar 1914, abends 8 Uhr,im Rest. „Englischer Hoſf“, Gr. Berlin 14:

Zranchen Versammlung
der Schmiede, Blech- u. Kesselschmiede sowie deren Hlfzardeiter.

Tagesordnung:
1. Bericht und Wahl der Branchenleitung.
2. Branchen Angelegenheiten.

Pflicht der Branchenkollegen iſt es, in dieſer Verſammlung Mann

für Mann zu erſcheinen. 6382
Sonnadend den 17. Januar 1914, abendt s Uhr,

im Volkspuark“, Burgstr. 27:

Zranchen-Versammiung
der Bauschlosser und Helfer

Tagesordnung:
Bericht und Neuwahl des Branchenvertretes.
Wahl der Delegierten zur örtlichen General Verſammlung.

3. Sonſtige Verbands Angelegenheiten.
Pflicht eines jeden Kollegen iſt es, in dieſer Verſammlungzu erſchei nen. Hie Verbandsleitung.

anhh,
n ine res eirrr nSonntag den 18. Januar 1914 nachmittags 23 Uhr

im kleinen Saal des „Volksparks“:

General -Versammlung.
Tagesordnung:

1. Geſchäfts- und Kaſſenbericht von 1913 ſowie
Bericht der Reviſoren.

2. Anträge.
3. Neuwahl der Geſamt Verwaltung und der

verſchiedenen Kommiſſionen.
4. Verſchiedenes.

Einen zahlreichen Beſuch erwartet

en
J 1

Die Ortsverwaltung.

Sie monno conePassage Theater

Lichtspielhaus
Halle a. d. Saale Leipzigerstr. 88.

Ab Preitag, den 16. Januar 1914:
ſollsäncig neues Programm.

Die rühmlichst bekannte und so sehr beliebte
deutsche Känstlerin:

„Demmy Porto
zeigt sich unserem geschätaten Publikum in einer neuen
Glanzrolle, und zwar in der Hauptrolle der wunderbaren

Filmschöpfung

Der Weg des Lebens.
Es bietet sich somit wieder die Gelegenheit, das hervor-
ragende dramatische Können dieser ersten Bühnengrösse
bewundern zu können. Das neue Programm enthält sodann
eine weitere, abwechselungsreiche Serie von Bildern, die be-

sonderen Beifall ernten werden, wie z. B.
der hervorragende humoristische Sohlager

„Küsseo nie die Magd zum Scherz“,
verfasst und gespielt von Max Linder.

Die Vorführungen beginnen Sonntags um 3 Uhr, wochen-
d um 4 Uhr.

ugend- Vorstellungen
S statt.

o

finden am Sonntag
nachmittag vone

7 Die DirektionCporrn L ILIIIIIIII I
Makulaturzu haben in der Gonoseonsenafts Buohdonedovol.

n

et anno

R Priämiierun
P sowie der originellsten Herren-Haske. W

EBinlass 7 Uhr. Anfang 8 Uhr. Demaskieorung 10 Uhr.Eintrittskarten à 35 Pfg. (inkl. Mätze) sind zu haben im TVolkspark, bei J. Stroieher und
bei sämtlichen Mitghedern.

Recht zahblreichem Besuche sieht entgegen

Arhehter Ragtahrer-pu
Mitgliedoehaſt Halle

Sonnabend den 17. Januar in sämtl. Räumen des Voſkeparkse

Gr. Slite-Maskenball.
der drei sehösnsten Damen-Hasken W

Der Vertrauensmann Peter Mablburg.
Mitglieder egitimieren sich durch das Mitgliedsbuch.

NB. Die nächste Versammlung fndet Freitag den 23. Januar, abends 8 Uhr bei Streieher statt.

u „Soldarnit

6371

Nur
erste Etage.

Herah-
gegeizt

habe ich sämtliche Anxahlungen.
Es ist einem jeden Gelegenheit ge-
boten, sich trotz der jetzigen teuren
Zeiten Neuanschaffungen zu machen.
Ich verkaufe von heute an vie folgt:

Ulxter, Puletots,
Anzüge

Serie I 20--29 Mk., Anzahl. 4 Mk.
Serie II 30--48 Mk., Anrahl. G A.
Serie III 49--67 MK., Anzahl. 9 AIK.

r

S

a menin wirklich grosser Auswahl
Kostüme: Anzahlung S Ak.
Uister: Anzahlung 5 Mk.
Mäntel Anzahlung 3 M.
Jacketts Anzahlung 3 I.
Röcke: Anzahlung 2 Mk.
Blusen: Anzablung 2 Mk.

in Wolle und HSeide.

Kinder Anzüge,
Samt-Jacketts,
Unier-Röcke.

Schuhe Herren, Anzahl.
und D amen,

Stlekel winger,
1 Mark

beträgt die wöchentliche Abrzahlung.

Alles auf
u Kredit

Carl

54
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II mer
Halle (S.), rigersir.

1. Etage.
Fingang Sandberg.

l 4 ew.

Michel Brikets
anerkannt beste Marke

Jahresproduktion 1914-1915 125 000 W
Zu haben beimHalleschen Kohlen- und Brikett- Kontor

Mersoburgerstrasse, Eeke Schmiedetr. Tel. 3939
u. Allgemeinen Konsumverein und dessen Filialen.

130. Vorſt. im Abonn.

Jalttheater alle (5)

Fernruf 1181.
Direktion Geh. Hofrat Richards.
Freitag den 16. Jannar 1914:
128. Vorſt. im Abonn. 4. Viert.
1. Vorſtellung im Novitäten-

Zyklus.
Zum 1. Wale:

Novität: Novität:
Der lebende Leichnam.

Drama in 12 Bildern
von Leo Tolſtoi.

der Literariſchen
ellſchaft haben Gültigkeit.

Schauſpielpreiſe.
Kafſſenöffnung 7, Anfan

Ende gegen 11
71 2 Uhr,

hr.

Sonnabend den 17. Januar:
2. Viert.

Einmaliges Gaſtſpiel
Anſhlda Salvatini

von der Kgl. Hofoper in Berlin.

4pCllo- Theater.In zum letzten Hole!

7 Nordlunds-Sterne.
TCenn Clermont's

Jahrmarkts-Rummel.
Tauberts

Rudolf Maizer
u. Karl Sehmite
Morgen, Freitag d. 16. Jan. SNeues R e

Varieteo- Programm.u Künsner u
len F a wrewgtztern

KrampfaderGamaſchen.
Krampfaderbinden Simpler,
Benders Jdealbinden,Teufels Diakonbänder,
Trikotſchlauchbinden,
Gummiſtrümpfe *1981

ſind anerkannt die beſten Mittel
dagegen.

f. Rehbula, areir. 10.
Fernruf 2620. Gegr. 1831.

und

Rest- Zigarren
Ein Haskenhbatl

(Vn baillo n maschera).
Große Oper in 5 Akten

von Guiſeppe Verdi.
Den verehrl. Abonnenten des

n 2. Viertels zur gefl. Kennttjahme, daß ſich am Sonnabendund Sonntag ein Umtauſch als
rotwendig erweiſt. Am Sonn-
abend findet die 120. Vorſtel-
ung (2. Viertel) ſtatt, am Sonn-z die 129. (1. Vierteh.

Dutzend nur 45 Pf.

Gustav Vietzke,
Geiststrasse 43,

Ecke Thalia- Festsäle. 5090

Ohrenſchäter 2Nerrerer

Freund Müller Kurzwarew-Engres,
Leipzigerſtr. 54, Ecke Riebeckpl.

e d. Arbeiter

*2921

Tum-Oerein Schiepzig
Turner Bundes.

Sonntag 18. Januar 1914,von abends 7 Uhr an:

E Maskenball.
Freunde und Gönner ſind herzlich re

Der Vorstand.

8

r I.
5. Rabatt

We

Seidenwolle,S vehueerwois,

Durchweg nur allerbeste, bei meiner
werten Kundschaft seit langen Jahren

eingeführte und bewährte Qualitäten.

Ausssrordenfleh bie

als Mitglied d.
zu Hall

Kleinschmieden,
Ecke Markt.

in Marken
Rab.-Spar- V. S
o a. S.

6391

Ansichts-Postkarten
empf obk Die Volks -Buohhaundlung,

Kablian ohne Kopf
Grüne Heringe

Sprotten 2 Pfund
S Alles andere billigt.

Für Froitag und n offeriere in blutfriſcher
Ware:

See luche ſhne Kobl nun 18,
Pfund 25
Pfund IS

-Kiſte billigst

Karl Ihde, Kieler Fischhörse,
An der Moritzkdrohe 3
und Stand auf dem Hallmarkt. 6388
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G Untferhaltungs-Beilage
flalle, 16. Januar

Das vollhkommene Glück iſt unbekannt; für den
Menſchen iſt es nicht geſchaffen Voltaire.

Jn ruſſiſcher Gefangenſchaft.
(Schluß.)

Es war in der Nacht zum 10. Dezember, als ſich die Divi
ſion auf dem Napoleonsplatz verſammelte; ſie beſtand aus neun
Bataillonen, die zuſammen kaum 3000 Mann ausmachten, von
Artillerie und Kavallerie war keine Spur mehr. Die Koſaken
hatten ſich ſchon mehrmals in der Stadt gezeigt, doch immer
wieder bei Annäherung von Jnfanterie zurückgezogen; die
ganze Gegend wimmelte von ihnen; deshalb gingen Detache-
ments an die Tore, während die Diviſion auf dem Platz
biwakierte.

Morgens, den 10. Dezember um 8 Uhr, fingen wir an, uns
aus der Stadt zu ziehen und auf den Höhen in der Vorſtadt
Polonka zu formieren; ſämtliche Kranke, Offiziere und Sol
daten wurden in der Stadt ihrem Schickſal überlaſſen. Mit
einem Pelzſchuh und meinem kranken Fuße hinkte ich mit fort
und übernahm meineKompagnie, die nur noch aus 50 Mann
und übernahm meine Kompagnie, die nur noch aus 50 Mann
Kavallerie aufmarſchiert; ſie beſtand aus mehreren tauſend
Mann Dragonern und Koſaken welche ſechs Geſchütze reiten-
der Artillerie mit ſich führten.

Eine Koſakenreihe hatte uns ſchon ſeit einer Stunde in
unſerer linken Flanke beunruhigt und hielt die Höhen links
an der Straße, die nach Kowno führt, beſetzt

Nachdem in der Vorſtadt noch einige Wagen des kaiſerlichen
Schatzes von den Traineurs geplündert worden waren und die
ganze Schar der Flüchtigen auf der Straße fortzog, fingen wir
an, uns in einer geſchloſſenen Kolonne zu bewegen und dem
Zuge zu folgen. Sogleich gab die ruſſiſche Artillerie uns das
Geleit durch einen Hagel von Kartätſchen. die uns mehrere
Leute wegrafften.

Die Kavallerie bewegte ſich nun hinter uns, ohne je in unſere
Schußlinie zu kommen, obſchon ich überzeugt bin, daß ein ein
ziger kühner Angriff unſer geſchwächtes, zum Teil mutloſes
Häufchen ſogleich vernichtet hätte.

Etwa drei Stunden mochte ſich der Zug von Wilna entfernt
haben, als die Schreckniſſe der Gefangenſchaft über mich und
das zweite Bataillon, bei dem ich ſtand, hereinbrachen. Das
Bataillon wurde durch unſeren weiſen Herrn Oberſten in einer
Vertiefung unter dem Vorwande, vor der Artillerie geſchützt
zu ſein, aufgeſtellt. Auf einmal brach ein feindliches Dra
goner-Regiment, deſſen Annäherung wir wegen der Höhe nicht
hatten ſe können, auf uns ein. Der gute Bataillonskom-
mandeur, auf einen ſolchen Fall nicht gefaßt, verlor den Kopf
und kommandierte, anſtatt das Bataillon in Karree zu for-
mieren, den Flankenmarſch, und brachte daderrch Verwirrung
und Beſtürzung unter die Leute. Sogleich hatte uns die
Kavallerie umzingelt und hieb mit Nachdruck von allen Seiten
ein, während die übrigen Bataillone der Arriere-Garde in
großer Geſchwindigkeit forteilten und uns unſerem Schickſal
überließen. Das Gemetzel war um ſo größer, als wir den

ragonern nur ein höchſt unwirkſames Feuer entgegenſtellen
konnten, denn durch den ſtarken Schnee waren unſere Gewehre
ſo verroſtet, daß die wenigſten losgingen; auch konnten die
Leute wegen der Kälte und der erfrorenen Finger nicht ein
mal wieder laden. Wir wurden faſt alle verwundet und ge
fangen; dasſelbe Schickſal teilte uns zuliebe ein Bataillon des
29. franzöſiſchen Regiments. Nachdem wir von den Dragonern
geplündert und gemiß lt waren, fielen wir den hinten
nachziehenden Koſaken in die Hände. Dieſe Unmenſchen nah
men uns noch den Reſt unſerer Kleidung, einigen ſogar die
Hemden, und trieben uns unter den fürchterlichſten Kantſchu-
hieben in einem Haufen zurück. General Platow, der die
Ruſſen kommandierte, ging kalt an uns vorüber, ohne die ge
ringſte Verfügung unſeretwegen zu treffen, und wir blieben,
vor Kälte klappernd, in den Händen unſerer Peiniger, die uns
in ein ſeitwärts liegendes, zerſtörtes Dorf führten, wo der

Haus in Brand ſtecken und uns um dieſes Feuer
ern ließ.
n unſere Verpflegung, an ein Verbinden der Wunden oder

Bedecken der Blößen dachte keiner der Koſaken ruhig fütterten
ſie ihre Pferde, wühlten in unſeren Lumpen umher, ob noch
etwas von Wert verſteckt wäre und gaben uns unter tauſend
Flüchen und Hieben eine magere, halb verwitterte Pferde-
keule, die wir an langen Stöcken in den Flammen des Ge-
bäudes brieten und gierig verſchlangen.

Die fürchterlichſte Nacht, die ich je durchjammerte, brach mun
an und mit ihr wuchs die Kälte zu einem außerordentlichen
GBrade. Unſere Leiden ſchildert keine Sprache.

Das Wimmern der Verwundeten, die Seufzer der Sterben-
den drangen zum Himmel. Endlich nach zwölf durchwachten
langen Stunden verkündete das matte Flimmern der Sterne
den herannahenden Morgen des 11. Dezember. Die Kälte ließ
eiwas nach, denn wir empfanden die Wohltätigkeit unſeres
brennenden Hauſes in weit höherem Grade. Die Koſaken
tamen allmählich auch heran und fingen ihr geſtriges Geſchäft
wieder an, uns durch Tritte und Stöße zu mißhandeln. Der
Hunger ſtellte ſich mit gräßlicher Stärke bei uns ein, und ich
will es nie vergeſſen, wie ein Füſilier meiner Kompagnie,
Bonneberger hieß er, ein erhaltenes Stück Brot mit mir teilte;
dankend verſprach ich, es in glücklicheren Zeiten dieſem braven
Jungen zu vergelten, doch er ſtarb einige Wochen darauf in
Wilna den ſcheußlichen Hungertod ſo vieler Tauſende.

Es war 2 Uhr nachmittags geworden, als unſer Wächter, ein
Koſakenoffizier, den Kantſchu zum Zeichen des Aufbruches
ſchwang. Wir mußten uns in Reihen ſtellen, wurden mit echt
ruſſiſcher Unbeholfenheit zu wiederholten Malen gezählt und
hierauf gegen Wilna transportiert. Man führte uns über
einen Platz, wo unſere ſämtlichen Equipagewagen zerſtört her-
umſtanden. Die herumgeſtreuten Trümmer der Koffer und
Mantelſäcke gaben uns die traurige Gewißheit von dem Ver-
luſte unſeres Eigentums, der mich leider ſehr empfindlich traf,
denn nebſt mehreren hundert Talern in Geld verlor ich eine
mir unerſetzliche Korreſpondenz mit vielen mir teuren Men-
ſchen der Heimat, mehrere unſchätzbare Andenken und mein
ſorgfältig geführtes Tagebuch. Mit ſchmerzlichem Empfinden
wandte ich nochmals meinen Blick nach meiner mübhſelig er-
ſparten, jetzt vernichteten Habe und zog niedergeſchlagen über
die Leichenſaat der Felder dem geſtern verlaſſenen Wilna ent-
gegen. Abends gelanaten wir in der Vorſtadt Polanka an und

ten eine geraume lange Zeit im Freien ſtehen. ſo daß
mehrere Soldaten hier ſchon vor Kälte und Entkräftung ſtar-
ben. Hierauf wurden die Offiziere abgeſondert und unſerer
40 in eine kleine erbärmliche Stube eingekerkert, wo niemand
ſitzen oder liegen konnte; die Gemeinen kamen in eim leeres
Kloſter. An Lebensmittel war nich: denken; gefrorene
Ebereſchbeeren, deren ein Trog voll unſerer Stube ſtand,
mußten unſeren wütenden Hunger tie ſo durchwachten wir
die zweite qualvolle Nacht, gedrückt und getreten von der für
den Raum unverhältnismäßig großen Menſchenmaſſe.

Den 12., nachmittags, wurden wir endlich hervorgeholt und
nach Wilna hereingebracht. Aber, gütiger Himmel, in welchem
Zuſtande ſahen wir dieſe vor drei Tagen noch ſo blühende
Stadt wieder Verwandelt in eine Peſtgrube, ein Tummel-
platz der viehiſchen Leidenſchaft! Das ſcheußlichſte Opfer der

frühere Gattin

des Hallischen Volksblafftes.

Rache hatte die Bewohnerſchaft acht: 8000 Unglückliche,
größtenteils Franzoſen, lagen, gewürgt von den Händen der
Bewohner, umher. Wenige Stunden, nachdem ſich die Arriere-
Garde aus der Stadt gezogen hatte, fielen die wütenden Be
wohner über die zurückgebliebenen Verwundeten und Kranken
her, ſtürzten ſie aus den Fenſtern und erſchlugen ſie auf den
Straßen. Hohngelächter ſchallte uns ſeitens dieſer feigen
Henker entgegen, als wir durch die Straßen zogen und auf die
Hauptwache gebracht wurden. Hier erhielten wir zum Auf-
enthalt zwei mit ſteinerenen Fußböden verſehene Gemächer,
die man vor kurzem nur den groben Verbrechern anwies, und
eine Wache von ruſſiſcher Jnfanterie; Feuerung und Stroh
blieb uns vorbehalten. Es waren gegen 80 Offiziere
die hier eingeſperrt wurden. Die Wache unterzog uns eben
ſalls den gröbſten Mißhandlungen. An dieſem Abend wurde
etwas Brot und Branntwein verteilt, aber kaum hinreichend,
um unſer elendes Daſein zu friſten. Hier lagen wir ſechs
Tage, ohne daß ſich irgend jemand um uns bekümmerte, außer
dem ſchon erwähnten Röhr; dieſer beſuchte uns, bedauerte
unſer Schickſal und erlangte von dem General Kutuſow die
Evrlaubnis, uns des Mittags etwas Eſſen ſchicken zu dürfen.
Röhr war der erſte und eingige Tröſter unſeres Jammers.
Diſtributionen von ſeiten des Gouvernements blieben entweder
ganz aus oder wurden von der Wache einbehalten und unter-
ſchlagen, die überdies im Jnſtinkt ihrer Nationalroheit alles
tat, was unſere Lage noch umerträglicher machen konnte. Nach
einigen Tagen fing nun auch bei uns der Tod an einzukehren,
und viele von uns wurden ein Raub desſelben. Die oft noch
warmen Leichname wurden entblößt entweder zum Fenſter
hinaus auf die Straße oder in den Hof geworfen, wo ſie ver
weſend noch wochenlang liegen blieben. Die eigene Not und
Hilfloſigkeit verdrängte faſt jede Teilnahme an den Qualen
des beſten Freundes. Dumpf und fühllos ſah man die nächſten
Bekannten dahinſterben, ohne im geringſten durch deren Leiden
ergriffen zu werden. Die Prüfung ging über Vermögen ſelbſt
des glaubensſtärkſten Mannes. Meine anſpruchsloſe Schilde-
rung, die nur ein ſchwaches Abbild des Erlebten bietet, würde
auch bei Benutzung grellerer Farben darauf verzichten müſſen,
das ganze Elend jener Zeit erſchöpfend vorzuführen.

4] a (Nachdr.Dunkle Mächte. vegh
Roman von Eliſe Schweichel.

Brandt verbeugte ſich ſtumm. Er war keines Wortes
mächtig. Jhre Worte beſtätigten ſeinen Verdacht, daß er zu
einer Myſtifikation auserſehen worden, aber ihr Geſicht wider-
ſprach völlig dieſer Annahme. Er hatte es ſich ganz anders
gedacht. Es ließ ſich in keinem Schönheitstypus einreihen, es
war durchaus individuell, ja unregelmäßig und doch ſo har-
moniſch, daß ſelbſt die ſamtbraunen Augen mit den dunklen
Wimpern und Brauen keinen auffallenden Kontraſt zu dem
aſchblonden Scheitel bildeten, der ſich über der weichgerundeten
Stirn aufbauſchte. Naſe und Mund hatten etwas Feſtes,
Energiſches, beſonders der letztere, der geſchloſſen einen kleinen
trotzigen Bogen bildete und das runde Kinn etwas hervor-
treten ließ, während der Rede aber, und beſonders, wenn er
lächelte, das ganze Geſicht in Liebreiz tauchte. Die ſonſt
blaſſe, aber keineswegs kränkliche Farbe der Wangen hatte jetzt
einem ſanften Rot Platz gemacht.

„Verzeihen Sie mir, Herr Doktor, daß ich Jhnen ſo form-
los entgegentrete. Es iſt wirklich ganz gegen die Etikette, aber
die iſt, wie ich gleich ſagen muß, meine ſchwache Seite. Jch
freute mich ſo ſehr, als ich die Kinder erkannte

„Vor allen Dingen bitte ich Platz zu nehmen, gnädige Frau,“
ſagte Brandt, einen Seſſel zurechtrückend.Jnstige Frau? Wie, dachten Sie wirklich

„Auch Sie wurden geſtern geſehen und mir als Frau von
Saldeck bezeichnet.“

„So hat man mich mit meiner Schweſter verwechſelt, mit
der ich große Aehnlichkeit haben ſoll. Der Familienzug. Wir
ſind zwar nur Stiefſchweſtern, aber zugleich Touſinen.“ Und
Brandts mißtrauiſche Blicke gewahrend, fuhr ſie fort: „Da
muß ich Jhnen denn gleich meine etwas verzwickten Familien-
verhältniſſe auseinanderſetzen. Mein Vater war der vor zwei
Jahren verſtorbene Oberſt von Saldeck. Meine Mutter ſtarb,
als ich zwölf Jahre alt war. Bald darauf heiratete mein
Vater zum zweitenmal die Schweſter meiner Mutter, die
er doch das gehört nicht hierher. Dieſe hatten inzwiſchen
auch geheiratet und war Witwe geworden. Eine Tochter aus
dieſer Ehe, meine faſt fünf Jahre jüngere Couſine, wurde alſo
meine Stiefſchweſter, der ich ich kann es wohl ſagen
Mutter geweſen bin, denn Mama hatte nur Sinn für Ver
gnügen und Toiletten. Ganz kürzlich hat ſich dieſe Schweſter
nun mit einem Vetter, Leutnant von Saldeck, vermählt. Sie
ſehen, wir ſind noch nicht zu der Verwerflichkeit der Familien
heiraten vorgedrungen. Meine Schweſter iſt alſo eine Frau
von Saldeck. Es wird Jhnen nicht ſchwer werden, Herr Dok-
tor, ſich über die Richtigkeit meiner Angaben zu informieren.“

Sie hatte das alles ſchlicht erzählt, als erfüllte ſie damit
eine einfache Pflicht.

„Es bedarf deſſen durchaus nicht,
Brandt in einem völlig veränderten Tone. „Jedes Jhrer
Worte trägt den Stempel der Wahrheit. Was brauche ich
weiter zu wiſſen? Erlauben Sie mir nur die eine Frage:
was bewegt Sie, eine ſolche Stellung wie die in meinem Hauſe
anzunehmen, die doch ganz außerhalb Jhrer geſellſchaftlichen
Sphäre liegt?“

„Meiner geſellſchaftlichen Sphäre, wie Sie es meinen, habe
ich für immer den Rücken gekehrt, weil ich erkannt habe, daß
ich in ihr weder meinen Beruf, noch mein Glück zu finden
vermag.“

Brandt betrachtete das Mädchen mit Erſtaunen. „Das iſt
viel geſagt. Sollten Sie das in Jhrem Alter ſo beſtimmt
wiſſen und ſpäter nicht zu bereuen haben

Sie ſchüttelte mit ruhigem Lächeln den Kopf. „Wer wie ich
in dieſer beſchränkten, dünkelhaften und vorurteilsvollen Kaſte
erwachſen iſt und dem dann die Augen aufgehen, der muß ſich
endgültig von ihr losſogen. Meine Weltanſchauung paßt nicht
mehr dorthin. Jch will es Jhnen nur geſtehben, daß die An-
kündigung meines Entſchluſſes, die Stellung in Jhrem Hauſe
anzunehmen, eine entſetzliche Szene mit meinem Schwager zur
Folge hatte, nach der ich ſein Haus, in dem ich ſeit der Ver
mählung meiner Schweſter lebte, verließ. Jch e mich
zum Proletariat, ſchrie er, und nur die kühle Entſchloſſenheit,
mit der ich dem Wütenden entgegentrat, verhinderte ihn, ſich
tätlich an mir zu vergreifen. Jch habe alſo jetzt vollkommen
freie Bahn. Gelernt habe ich nicht übermäßig viel, Herr Dok-
tor, das heißt, nichts ſo gründlich, um Lehrerin werden zu
können. Man iſt nicht umſonſt mit zwölf Jahren Hausfrau
und Mutter. Dagegen verſtehe ich mich gründlich aufs Wirt-
ſchaften und Kochen, und ich tue es gern. Jch ſchob mir ſchon
die Fußbank an den Herd, als ich noch nicht hinaufreichen
konnte. Und wenn der Menſch ſich ſein eigenes Leben geſtalten
will, ſo muß er ſich nach meiner Anſicht auf das ſtützen, war er
aus dem Grunde verſteht.“

„Famos. famos!“ rief Brandt. „Jch hole die Kinder. Doch
noch eins,“ ſagte er, umkehrend, und fuhr dann zögernd und
nach Worten ſuchend, fort: „Die Mutter der Kinder meine

lebt noch in Genf von wo wir gekom-
Das Mädchen ift mir einſt-

mein Fräulein,“ ſagte

men. Wir haben uns ſepariéèrt.
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weilen überlaſſen, doch hoffe ich es für immer 9 Tzu behalten
sEs kommt mir daher darauf an, die Erinnerung an die Mutter

nicht zu nähren.“
n ging er.Helma blieb betroffen zurück. „Alſo kein Witwer, ein ge

ſchiedener Mann,“ dachte ſie. „Wie ſchwer es ihm wurde, mir
das zu ſagen. Der Arme, was muß er durch die Frau gelitten
haben, wenn er ſogar die Erinnerung des Kindes an die
Mutter auslöſchen will.“

Sie erhob ſich und muſterte die Einrichtung des Salons, die
trotz ihrer Neuheit und Eleganz wüſt und ungemütlich war,
weil ſie der ordnenden und verſchönernden Hand gänzlich ent-
behrte.

Nach wenigen Augenblicken kehrte Brandt, Emmny vor ſich
herſchiebend und Charles an der Hand führend, in das Zim-
mer zurück.

„So, Kinder. Gebt dieſer Dame die Hand. Die wird fort
an bei uns wohnen, und das wird vrächtig ſei.

Gehorſam gaben die Kinder Helma die Hand, worauf ſich
Charles an den Vater, der wieder Platz genommen, lehnte,
während Emmy, die wie immer ihre Puppe trug, zwiſchen
ihm und der Fremden ſtehen blich

Während des folgenden Geſprächs, das ſich auf Helmas
künftige Funktionen bezog, ließ die Kleine kein Auge von der
Fremden, und allmählich tat ſie einen Schritt und wieder
einen näher, bis ſie endlich ganz zutraulich ihr Aermchen auf
deren Schoß ſtützte. Helma hatte klugerweiſe getan, als be-
obachtete ſie Emmy nicht, und nur mit dem Vater ein heim-
liches Läeln getauſcht; erſt als die Kleine nach ihrer Broſche
griff, die einen Engel der Sirtiniſchen Madonna darſtellte,
legte ſie raſch den Arm um ſie.

Wie ein gefangenes Vögelchen zuckte das Kind im erſten
Moment zuſammen, doch bald fühlte es mit Behagen, die
Wärme und Weichheit des weiblichen Körpers und ſchmiegte
ſich immer vertraulicher an.

Helma war überglücklich. Die Zuneigung eines Kindes
ſchmeichelt uns mehr als Fürſtengunſt, denn es iſt die unver-
fälſchte Natur, die für uns ſpricht.

Brandt empfand etwas wie Eiferſucht, daß ſich ſein Töchter-
chen ſo raſch hatte erobern laſſen, und dann ſah er doch wieder
mit Entzücken den jugendlich vollen Arm mit dem feinen
Handgelenk und den vom Handſchuh deutlich modellierten
Fingern auf dem Nacken des Kindes ruhen, das mit großen
Augen zu der neuen Freundin aufſchaute.

„Ach, ich bin ja eine ſolche Kindernärrin, Herr Doktor,“
ſchloß Helma ihr Geplauder mit der Kleinen, indem ſie ſich
erhob. „Jch bitte um Verzeihung, daß ich Jhre Zeit ſo lange
in Anſpruch genommen habe. Jch kann eintreten, ſo bald Sie
es wünſchen.“

„Je eher je lieber,“ ſagte Brandt. „Jhr Zimmer neben der
künftigen Schlafſtube der Kinder iſt bereit, und was das Ge-
halt betrifft, deſſen ich unverzeihlicherweiſe noch gar nicht er
wähnt habe

„So kann es an meinem Entſchluß nichts ändern,“ fiel ihm
Helma ins Wort. „Gefangen bin ich doch nun einmal,“ ſetzte
ſie lächelnd hinzu.

Er ſah ſie mit einem wunderlichen Blicke an, der Helma
is unter das Haar erröten machte. Jhre Aeußerung mußte

ſehr ungeſchickt geweſen ſein. Sie war ſo vecwirrt, daß ihr
die Summe, die er nannte und die für deutſ.he Verhältniſſe
ungewöhnlich hoch war, gar nicht zum Bewußtſein kam.

(Fortſetzung folgt.)

Weshalb iſt das Meerwaſſerſalzig?
Aehnlich wie man früher glaubte, daß die Kohlenflöze, die

Erz- und Salzlagerſtätten, ſowie auch alle übrigen Mineral-
und Geſteinsablagerungen urſprünglich ſo erſchaffen ſeien, wie
wir ſie heute vorfinden, war man auch lange der Anſicht, daß
die Waſſer der Weltmeere von Anfang an ſalzig geweſen ſeien
und daß der Salzgehalt unbedingt erforderlich ſei, um das
Waſſer vor dem Verderben zu bewahren. Heute wiſſen wir,
daß dieſes keinesfalls zutrifft. Bei der Bildung und Abküh-
lung unſerer Erde war das Waſſer wohl der letzte Beſtandteil,
der ſich aus der Atmoſphäre, in welcher vorher alle Stoffe in
Gasform ſchwebten, abtrennte und auf die bereits erſtarrte
Erde niederfiel, um ſich in den Einſenkungen der Erdkruſte an-
zuſammeln, hier flache Meere bildend. Deren Waſſer konnte
aber nicht ſalzig ſein, da das Salz, ſoweit ſich ſolches durch
Verbindung von Natrium und Chlor überhaupt bereits gebildet
hatte. ſchon viel früher feſt geworden war und wegen ſeiner
ſpezifiſch gleichen Schwere mit anderen Mineralien, mit dieſen
vermengt, allenthalben in der Erdkruſte verteilt war. Das
Waſſer hätte alſo erſt Salz auflöſen und der Erdrinde ent-
ziehen müſſen. Auch die Annahme, daß das Meer ungeheure
Salzlager überdeckt und dieſe aufgelöſt habe, iſt unhalthar.
Einmal waren urſprünglich Salzlagerſtätten in unſerem Sinn
überhaupt nicht vorhanden. Sind dieſelben doch alle ſedi-
mentären Urſprungs, alſo erſt durch Abſcheidung aus Waſſer
bzw. durch Anſchwemmung entſtanden. Zum anderen iſt uns
auch kein einziges Salzlager am Meeresboden bekannt, das
vom Meer ausgelaugt wird. Wohl ſind dagegen umgekehrt ge-
ſchloſſene Meeresteile vorhanden, an deren Boden ſich Salz ab-
ſetzt. Wir müſſen alſo die Salzquelle des Meeres anderswo
ſuchen.

Für den Unkundigen bilden die großen Weltmeere beſtändig
gleichbleibende Waſſeranſammlungen ohne jede Bewegung.
Eingehenden Beobachtungen kann dieſe Annahme aber nicht
ſtandhalten. Jſt doch das Meer ſteten Veränderungen unter-
worfen. Durch die Anziehung von Sonne und Mond wird der
Waſſerſpiegel fortwährend gehoben und geſenkt und dadurch
das Waſſer in eine den Küſten bald zu-, bald abſtrömende Be-
wegung gebracht. Ferner verdunſtet an der ganzen Meeres-
oberfläche fortdauernd Waſſer und ſteigt in die Luft empor.
Dieſe Verdunſtung iſt ſelbſtverſtändlich dort am ſtärkſten, wo
die Sonnenſtrahlen die größte Wirkung haben, alſo in der
heißen Zone. Schätzt man doch nach vorſichtigen Berechnungen
die hier verdunſtende Waſſermenge gleich einer Schicht von 5 m
Höhe für jedes Jahr. Da nun an anderen Stellen weniger
Waſſer verdunſtet, ſo muß von dieſen, ſowie von den Einmün-
dungsſtellen der Flüſſe und Ströme, beſtändig ein kräftiger
Waſſerſtrom dem Aequator zufließen, um hier den Waſſer-
ſpiegel auf ſeiner Höhe zu halten. Das iſt denn auch tatſäch-
lich der Fall und es ſind uns die Meeresſtrömungen ſehr wohl
bekannt. Wurden dieſelben doch namentlich früher ſeitens der
Schiffahrt viel ausgenutzt, als derſelben noch nicht wie heute
die Dampfkraft, ſondern nur der Wind und die Waſſer-
ſtrömungen als Bewegungskräfte zur Verfügung ſtanden.

Fangen wir das verdunſtende, alſo in die Luft ſteigende
Waſſer wieder auf und verflüſſigen es durch Abkühlung, ſo
finden wir bei genauer Unterſuchung, daß dasſelbe vollſtändig
rein iſt, alſo abſolut keine Beimengungen und auch, obgleich
es dem ſalzigen Meere entſtammt, kein Salz enthält. Es ver-
dunſtet alſo ſtets nur reines Waſſer, wohingegen das einmal
in dem Meer enthaltene Salz dieſem ſtets erhalten bleibt, da
es nicht verdunſten kann. Ein anderes Reſultat ergeben da-
gegen Unterſuchungen der dem Meere von den Flüſſen und
Strömen beſtändig zugebrachten Waſſer. Dieſe führen, neben
anderen Beſtandteilen, immer einen, wenn auch zumeiſt äu t
geringen Prozentſatz an Salz mit. Mag nun dieſer Salzgehalt
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an ſich im Verhältnis zu dem ungeheuren Faſſungsraume der
Meere auch noch ſo minimal ſein, ſo muß doch im Laufe der
Jahrmillionen der Salzgehalt des Meeres zunehmen, und zwar
um ſo mehr, als auch der Waſſerwechſel keineswegs ein un-
erheblicher iſt. Wurden doch die Niederſchläge, die jährlich aus
der Atmoſphäre als Regen, Schnee und Hagel auf die Erde
niedergehen, zu rund 120 000 Milliarden Kubikmeter berechnet.
Dieſe Waſſer ſind überwiegend aus dem Meere als Waſſer-
dampf in die Luft aufgeſtiegen und kehren auch wieder zu ihm
zurück. Bei dieſem Kreislauf nehmen ſie auf dem Lande ſtets
Salz und andere Beſtandteile auf und führen dieſelben dem
Meere zu, wodurch uns deſſen Salzgehalt wohl erklärlich er
ſcheint. Eigentlich ſollte man ſich wundern, daß derſelbe nicht
höher iſt und in geſchichtlicher Zeit auch nachweisbar nicht zu
genommen hat. Das iſt aber aus der großen Waſſermenge der
Weltmeere leicht zu erklären. Wird doch die geſamte Waſſer-
maſſe der Erde auf rund 1,3 Trillionen Kubikmeter geſchätzt,
welche zum weitaus größten Teil auf die Meere entfallen.
Nehnmen wir nun an. daß alles Waſſer gleichmäßig verdunſtet,
ſo wird es rund 10 000 Jahre dauern, ehe alles Waſſer einmal
den Kreislauf vom Meere in die Atmoſphäre und wieder zurück
vollendet hätte. Unter der Vorausſetzung, daß das Waſſer
jedesmal ein Hundertſtel Prozent Salz mitbringt, würden rund
3,5 Millionen Jahre erforderlich geweſen ſein, damit das
Waſſer den jetzigen Salzgehalt von etwa 3,5 Proz. erlangen
konnte. Jn 10000 Jahren würde die Zunahme des Salzge-
haltes erſt 0,01 Proz. betragen. Es iſt alſo leicht zu erklären,
daß wir nicht imſtande ſind, eine Zunahme des Salzgehaltes
der Meerwaſſer nachzuweiſen, da dieſelbe von den Zeiten der
ägyptiſchen Pharaonen bis jetzt ſo minimal iſt, daß ſie ſelbſt
mit unſeren verfeinerten Methoden und Jnſtrumenten kaum
zu ermitteln ſein würde.

Kleines Feuilleton.
Die Wirkungen des Höhenklimas auf das Blut.

Die Frage, ob die Zuſammenſetzung des Blutes unter der
Einwirkung des Höhentlimas ſich verändere, war bis jetzt noch
eine offene. Beobachtungen, die eine Vermehrung der roten
Blutkörperchen bei Aufſuchung größerer Höhenlagen feſtgeſtellt
hatten, ſtanden andere gegenüber, die dies verneinten. Jn
einer ſich über viele Jahre hin erſtreckenden Unterſuchung hat
nun Profeſſor Dr. K. Bürker endlich ſichere Reſultate für dieſe
ſehr intereſſante und mediziniſch bedeutſame Frage gewonnen,
über die er in der Umſchau berichtet.

Die erſte zu erfüllende Aufgabe war die Auffindung einer
ganz zuverläſſigen Methode für die Zählung der Blutkörper-
chen und für die Beſtimmung des Hämoglobingehalts. Das
Blut beſteht bekanntlich aus einer Plasma genannten farbloſen
flüſſigen Subſtanz, in der die roten und die weißen Blut-
körperchen ſchwimmen. Die roten Blutkörperchen ſind winzige
Scheiben von 0,008 Millimeter Durchmeſſer; in 1 Kubikmilli-
meter ſind ihrer 5 Millionen und in einem Menſchen etwa

enthalten. Die roten Blutkörperchen beſtehen16 Billionen
zum größten Teil aus Hämoglobin, einem ſehr kompliziert zu
ſammengeſetzten Eiweißkörper. Das Hämoglobin beſitzt infolge
ſeines Eiſengehaltes die Fähigkeit, Sauerſtoff aus der Luft
aufzunehmen und dieſen dann an die Gewebe abzugeben. Das

Hamoglobin, das dem Blut ſeins rote Farbe gibt, bietet dem
Sauerſtoff eine Fläche von nicht weniger als 2048 Quadrat-
meter in einem Menſchen. Die an Zahl viel geringeren, aber
größeren weißen Blutkörperchen bilden die Schutztruppe, die
den Orgeanismen gegen den Ueberfall feindlicher Lebeweſen
(Bakterien) zu verteidigen und unlösliche Stoffe fort zu trans-
portieren haben.

Prof. Dr. Bürker hat nün an vier Verſuchsperſonen, deren
eine er ſelbſt war, im Jahre 1910 von Mitte Auguſt bis Mitte
September täglich Verſuche angeſtellt, deren Reſultat das war,
daß das Höhenklima eine entſchiedene Wirkung auf das Blut
hat, indem unter ſeinem Einfluß die Blutkörperchenzahl und
der Hämoglobingehalt nicht nur relativ, ſondern auch abſolut
zunahmen. Die Verſuche wurden auf der 1874 Meter hoch
gelegenen Schatzalp gemacht; als Vergleichsort diente
Tübingen, das 314 Meter über dem Meere gelegen iſt. Alle
Fehlerquellen waren ausgeſchaltet. Von den vier Verſuchsper
ſonen machten drei den Höhenwechſel durch, während eine
dauernd in der Höhe blieb. Die Verſuchsperſon 1 zeigte in
Tübingen 4,95 Millionen rote Blutkörperchen in 1 Kubikmilli-
meter Blut, in der 1 Woche auf der Schatzalp ſtieg der Gehalt
auf 5,36 Millionen, in der 2 auf 5,50, in der 3. auf 5,46, in der
4. auf 5,52; er ſank in der nächſten Woche nach der Rückkehr
nach Tübingen zunächſt auf 5,26 Millionen, um in der über
nächſten auf 3,70 zu ſteigen. Die übrigen Perſonen reagierten
ähnlich, wenn auch nicht ganz ſo kraß. Jn gleicher Richtung
variierte der Gehalt an Hämoglobin.

Wie iſt nun dieſe Erſcheinung zu erklären. Je höher hin-
auf, deſto dünner wird die Luft, deſto geringer alſo auch die
den Lungen zur Verfügung ſtehende Sauerſtoffmenge. Außer-
dem trennt ſich bei geringerem Luftdruck der Sauerſtoff leich-
ter vom Hämoglobin. Jnfolgedeſſen leidet der Organismus
Sauerſtoffhunger im Hochgebirge. Der Körper ſucht nun dieſe
Schädigungen auszugleichen, indem er die Zahl der roten Blut-
körperchen und damit ihre aufnahmefähige Fläche vermehrt
und gleichzeitig den Hämoglobigehalt im Blut ſteigert. Wir
haben alſo in der beobachteten Erſcheinung eine Schutz An-
paſſung zu ſehen. Die für den Organismus günſtige Wirkung
hält aber, wie die Verſuche erwieſen haben, auch im Tiefland
an, wenn auch zunächſt ein Rückgang an roten Blutkörperchen
und Hämoglobingehalt ſtattfindet, ſo daß der Gewinn für den
Organismus ein dauernder oder wenigſtens eine gewiſſe Zeit
dauernder iſt. Somit wäre der Wert des Aufenthaltes im
Hochgebirge für Leute mit ſchlechter Blutzuſammenſetzung,
Bleichſüchtige, an Stoffwechſelkrankheiten Leidende erwieſen.

Die Träume der Blinden.
Jn der Daily Mail hat jemand neulich die Frage aufge-

worfen, ob ein Blindgeborener Träume hat und wie dieſe
Träume ſich von denen der Sehenden unterſcheiden. Dies iſt
eine äußerſt intereſſante Frage, die merkwürdigerweiſe bis jetzt
noch nicht viel Beachtung gefunden hatte. Die Antworten dar-
auf werfen in mancher Beziehung ein Licht auf das Problem.
Jm allgemeinen glaubte man, daß die Träume der Blinden
ſich auf ſolche beſchränkten, in denen ein körperlicher Reiz ge-
wiſſe Vorſtellungen hervorrief daß alſo z. B. eine unbe-
queme Lage oder eine organiſche Störung die Jlluſionen des
Fallens, der Flucht, des Erſtickens, des Druckes hervorbrachten.
Ein Londoner Geſchäftsmann jedoch, der blind geboren iſt, hat

könne, es ſei das Gegenteil von ſchwar z. Er

über ſeine perſönlichen Erfahrungen allerlei Aufſchlüſſe ge
eben, die auf. wenn auch unvolkkommene, viſuelle Jllu-
ionen ſchließen laſſen. Er träumte, daß er von merkwürdigen

Tieren verfolgt wurde. Da er nie ein Tier geſehen hat, ſo
nannte er ſie Tiere ſeiner Ein bitdungy Und er träumte von
Schlachten. Da waren Reihen von nnern, die farbloſen
Formen von Männern. Sie zogen in Reihen auf, und dann
gab es ein Krachen und Blitzen, und wo die Männer nicht
waren, da war es weiß.

Man ſieht, daß dieſer Blinde notgedrungen zur Terminologie
der Sehenden greift. Er ſpricht von weiß. Fragt man ihn,
was er darunter verſtehe, ſo antwortet er, genau ſo unfähig zu
definieren wie ein Sehender ſelbſt, daß er das nicht ſagen

i ſpricht vonBlitzen, und hier folgt er ſicher nicht nur dem was er gehört
hat, denn auch er hat jene funkenartigen Erſcheinungen, die das
Auge hervorbringt durch einen Schlag von außen, ohne Ein-
wirkung von Licht. Am merkwürdigſten iſt das Wort von „farb-
loſen Reihen von Männern“, das den Stempel aufrichtiger Be
obachtung birgt, denn ſelbſt der phantaſievollſte Blinde kann
ſich keine Farben denken, ebenſo wenig wie ein Sehender eine
neue Farbe hinzudenken kann. Sonderbar iſt, daß der Raum,
wo keine Männer waren, ihm „weiß“ erſcheint. Wir Sehenden
würden ſagen „leer“, trotzdem er für uns ganz farbig erſcheinen
würde die Abweſenheit der Form wäre uns das Weſent
lichere. Es iſt eben kein Wortſchatz vorhanden, der die Welt
des Blinden auch dem Sehenden verſtändlich machen könnte
ebenſo wie wir ihn unſere Welt durch alle Wortmalerei der Erde
nicht erſchließen können. Man begreift wieder einmal, wie eng
die Grenzen unſerer Sinne gezogen ſind und wie gänzlich die
Mitteilung ihrer Wahrnehmungen darauf beruht, daß der
andere mit gleichen Werkzeugen dieſelben Eindrücke ſammelt.
Deshalb muß das beſte von dem, was ſolch ein Blinder uns
ſagen könnte, unausgeſprochen bleiben, weil es eben keine
Worte gibt, die es ausſprechen können. H. S. Wells hat einmal
mit dem ihm eigenen Genie für ſolche Spekulationen einen
Roman geſchrieben: Das Land der Blinden. Es geht uns
auch wie dem Helden dort, dem gerade durch den Umſtand, daß
er ſehen konnte, ein Verſtändnis der Jdeen und Auffaſſungen
des Blindenlandes unmöglich erſchien.

Humor und Satire.
Der Zweck der Uebung. Eines Tages erklärt Herr X., er

wünſche ſich zum bevorſtehenden Geburtstage nichts anderes
als die möglichſt vollzähligen Photographien ſeiner ſämt-
lichen Verwandten zur Anlage eines Familienalbums.
Allgemeine Rührung. Man erhofft ſich den Beginn einer
neuen Familienära; jeder ſteuert, heiß vor Eifer, dem Gewal-
tigen zu gefallen, ſein Abbild bei. Am Abend ſeines Geburts-
tages wandert Herr X., mit dem Album unter dem Arm, zu
ſeinem Portier in die Loge hinunter und überreicht ihm das
Wert: „Wutke, ſehen Sie ſich jede Morgen genau dieſe Ge-
ſichter hier an. Wenn Sie auch nur einen von dieſen Leuten
in mein Haus laſſen, am nächſten Tag fliegen Sie raus!“

Jm Kampfe um die Weltanſchauung. „Nein, ſolange mein
Gehrock noch ſo gut erhalten iſt, trete ich nicht aus der Landes

kivche aus (Simpl.)
Sozialdemokratie und Kirche.

Der allgemeine Kirchenſonntag in Berlin.
Zur Sammlung aller kirchentreuen Kreiſe hatten die Ber-

liner Gemeinden angeſichts der wachſenden Austrittsbewegung
für den „allgemeinen Kirchenſonntag“ eine umfaſſende Pro-
vaganda veranſtaltet. Jn zahlloſen Flugblättern, perſönlichen
Einladungen waren alle Gläubigen dringend gebeten, durch
den Beſuch der Kirchen zu demonſtrieren. Der Erfolg ſcheint
(mit Ausnahme der wenigen Kirchen, in denen anerkannt be-
rühmte Kanzelredner ſprachen) nicht übermäßig groß geweſen
zu ſein. Die Kirche der Trinitatisgemeinde Charlottenburg
(über 1000 Sitzplätze) zeigte bei 63 000 evangeliſchen Seelen im
Vormittagsgottesdienſt einen Beſuch von 269 Perſonen, da-
von 204 Frauen und Kinder, und nur 65 Männer. Jn der
Zwinglikirche am Rudolfplatz waren zum Gottesdienſt 240 Er-
wachſene und 130 Kinder. Die Kirche umfaßt 1028 Sitzplätze!
Wenn man berückſichtigt, daß bei dem Bau von Kirchen auf je
40 evangeliſche Seelen 1 Sitzplatz berechnet wird, ſo beleuchtet
dieſer ſchwache Beſuch am „Ehrentag“ der Kirche wohl deutlich
genug die abſolute Gleichgültigkeit der weiteſten
Volkskreiſe.

Jm Gegenſatz dazu waren die 16 Austrittsverſammlungen
in Berlin und Vororten ausnahmslos ſehr gut beſucht, zum
Teil überfüllt, wie z. B. die Brauerei Friedrichshain, in der
der wegen Kirchenaustritts gemaßregelte ſrühere Sekretär der
Deutſchen Friedensgeſellſchaft in Stuttgart in ſehr wirkungs-
voller Weiſe ſprach. Die Verſammlungen waren ſämtlich mit
Ausnahme der Lichtenberger polizeilich überwacht. Jm Fried-
richshain ſah man ein ganzes Aufgebot von Schutzleuten mit
demonſtrativ umgeſchnallten Revolvern. Zu den erwarteten
und von manchen auch wohl erwünſchten Ruheſtörungen kam es
aber nicht, da durch Verleſung einer Erklärung allgemein die
Verſammlungen auf die Gefahren aufmerkſam gemacht waren,
die der Austrittserklärung durch ſolche von gegneriſcher Seite
ſehr beliebten Zwiſchenfälle eventuell durch polizeiliche Maß-
nahmen drohen können. Es iſt bezeichnend, daß in der Ver-
ſammlung, in der Pfarrer Häcker ſprach, der Veranlaſſung gab
zu den beſchimpfenden Berichten über die Novemberverſamm-
lungen in der Poſt, es wieder zu Ruheſtörungen ge-
kommen iſt. Dem Pfarrer Häcker iſt daraufhin der weitere
Beſuch ſolcher Verſammlungen von den Veranſtaltern unter-
ſagt worden. Jntereſſant iſt es, daß in Steglitz der Herr
Pfarrer Le Seur von der kirchlichen Preſſe demonſtrativ ab-
rückte. Jm ganzen waren zirka 13 000 Perſonen anweſend, und
es erfolgten 2343 Austritte.

Obwohl offenbar das Kirchenregiment den Pfarrern nahe-
gelegt hatte, ſich an der Diskuſſion nicht zu beteiligen, waren
doch eine Reihe liberaler ſowohl wie poſitiver Geiſtlicher an-
weſend. Die Diskuſſion, die dadurch in den meiſten Verſamm-
lungen ermöglicht wurde, förderte manches intereſſante Zuge-
ſtändnis an den Tag. So meinte der Pfarrer Graue, der Dr.
Liebknecht entgegentrat: Wir werden Sie nicht auf
den Himmel vertiröſten, das wäre frivol und
lächerl ich.“

Soweit Nachrichten aus dem Reiche vorliegen, haben auch die
zahlreichen Verſammlungen, die u. a. in Halle, Leipzig. Braun-
ſchweig, im Rheinland uſw. ſtattfanden, das größte Jntereſſe
gefunden. Es iſt bezeichnend für die zunehmende Anteilnahme
an dieſen Fragen, daß in einer kleinen Stadt wie Fürſtenwalde
an der Spree in einer ſolchen Verſammlung 1000 Perſonen an-
weſend waren und über 100 Austritte erfolgten.

n SESII
Die „Kirchen“ der Demokratie.

Jede Zeit ſchafft ihre Bauten und Denkmäler aus ihren eige-
nen Bedürfniſſen heraus. Organiſch wachſen die Kirchen aus
dem Gefüge der mittelalterlichen Geſellſchaft. Jn den ſtolzen
Bauten der romaniſchen und gotiſchen Dome ſpürt man das
Leben der mittelalterlichen Blütezeit eindringlicher und un-
mittelbarer als aus jeder papiernen Darſtellung. Hier war
die Kirche Mittelpunkt und Zuſammenhalt ſtädtiſchen Gemein
weſens, geſchaffen aus der überquellenden Kraft einer wenn
auch gebundenen, ſo doch innerlich geſchloſſenen Kultur. Hinter
ihnen treten bezeichnenderweiſe die öffentlichen Gebäude zu-
rück. Die Kirche war eben mehr als nur Erbauungsort, ſie
war der Sammelpunkt des ganzen Volkslebens, der Marktplatz
der alten Griechen und Römer.

Der Kirchenorganismus verfiel mit dem Aufkommen welt-
licher, ſtaatlicher Gewalten unabhängiger Staatsnationen
unter abſolutem Fürſtenregiment. Die Reformation, viel mehr
Folge als Urſache dieſer Entwicklung, trägt ſchon darum den
Todeskeim in ſich, weil ſie keine ſelbſtändige Bewegung iſt. Als
Dienerin des abſoluten Fürſtentums vermag ſie auch keine ein-
beitliche Kultur, keine neue Blüte der Kunſt zu erzeugen. Das
Ueberwuchern des religiöſen Fanatismus und das Elend der
Religionskriege zerſtören die alte, eingewurzelte Ueberlieferung
und helfen die kulturelle Lehre ſchaffen, in der in Deutſchland
der Kapitalismus noch verhängnisvoller wirken kann, als in
anderen Ländern. Eine von „oben“ gepflegte Kultur iſt ein
Widerſinn; ſelbſt der Reichskanzler erkennt das. Sie kann
nur von unten heraufwachſen. Jn den neuen Gebilden, die
der Zuſammenſchluß der Volksmaſſen zu eigener Befreiung
und kultureller Hebung erzeugt, in den Arbeiterdemo-
kratien entſtehen die Anſätze eines neuen „bodenſtän-
digen“ Kulturlebens. An die Stelle der Kirchenfeſte
treten die Volksfeſte; je mehr ſich die Kirchen leeren, deſto mehr
füllen ſich die eigenen Häuſer des Volkes. Der demokratiſche
Geiſt ſchafft ſich die Formen, die unſerer Zeit entſprechen und
ihr nötig ſind. An die Stelle der geiſtigen Gebundenheit tritt
die erwachende eigene ſelbſttätige Arbeit der Volksmaſſen, die
(gegen ein Heer von Feinden) ſich ſelbſt zur Demokratie er
ziehen. So werden die Volkshäuſer die Kirchen
unſerer Zeit und die alten leeren Gebäude zu künſtlichen
Ueberreſten einer ſchwindenden Epoche. Wohl wehren ſich dieſe
alten Mächte. aber vergeblich. Die Kirchenflucht zeigt. wie
man unmöglich überflüſſig gewordene Formen erhalten kann.
Wer ſich geſchichtlichen Notwendigkeiten entgegenſtellt, über den
geht die Zeit am Ende doch hinweg. Wie die alten Kirchtürme
nur von alten Tagen, ſo werden die eigenen Häuſer der Ar-
beiter-Organiſationen von neuen Tagen zeugen.

t hokhhoopoſ!

Katholizismus, Alkohol und Verbrechen.
Jn der Nummer 1129 der Köln. Volksztg. befaßt ſich Pfarrer

Dr. Weertz (Ründeroth) mit der Kriminalität der Angehöri-
den der drei großen Konfeſſionen, bei der der Katholizismus
bei weitem am ſchlechteſten abſchneidet. Die ſozialdemokratiſche
Preſſe hat jene Statiſtik bereits in den erſten Tagen des No-
vember beſprochen und dabei u. a. geſchrieben:

Der katholiſche Glaube ſoll der Schutzwall gegen die
rote Flut ſein. Die Gegenüberſtellung von Konfeſſion und
Kriminalität aber offenbart unwiderleglich, daß die ſo-
ziale und geiſtige Rückſtändigkeit der Zentrums-
wählerſchaft gleichermaßen der Nährboden der ſtarken Kri-
minalität und der Zahlenſtärke des Zentrums iſt.

Pfarer Dr. Weers iſt ein Vorkämpfer der Antialkohol-
bewegung unter den Katholiken, und er betrachtet die Krimi-
nalität von dieſem Standpunkte aus. Er greift auf eine andre
Statiſtik des Kaiſerl. Stat. Amtes zurück. Nach dieſer iſt in
den Jahren 1898 bis 1902 in Deutſchland die Durchſchnittszahl
der Verurteilungen wegen gefährlicher Körperverletzung 239
auf 100 000 ſtrafmündige Perſonen; in einer Reihe von Ge-
bieten mit überwiegend katholiſcher Bevölke-
rung aber wird dieſer Durchſchnitt gewaltig über-
ſchritten. Dr. Weertz führt an: Pfalz 633, Niederbayern
565, Mannheim 481, Oppeln 473, und er zitiert aus der ge-
nannten amtlichen Schrift dieſe Stelle:

Die Straftat iſt häufig in den öſtlichen Grenzgebieten des
Reiches, in welchen der Branntwein am meiſten zu
Hauſe iſt, noch mehr in Bayern, das durch ſein Bier be-
rühmt iſt, vollends in der durch reichlichen und billigen
Wein ausgezeichneten Pfalz, auch in anderen Ufergebieten
des Rheins.

Weiter ſchreibt dann der katholiſche Geiſtliche in ſeinem
Artikel:

Man beachte nun, daß in den genannten Gebieten gerade
die Katholiken überwiegen, und der Schluß dürfte
herechtigt ſein, daß die Katholiken zum Teil wenigſtens
darum in der Kriminalſtatiſtik ſchlecht abſchneiden, weil ſie
dem Alkoholismus verhältnismäßig viel verfallen ſind.
Das liegt nicht an der Religion, ſondern zum Teil an den
Erwerbsverhältniſſen, an der Bodenkultur (Weinländer), an
dem Volkscharakter, aber man ſieht doch, wo wir den Hebel

anſetzen müſſen, wenn wir beſſern wollen. Wir müſſen die
Nüchternheitsbewegung mit aller Kraft fördern. Gott ſei
Dank wird dieſe Notwendigkeit immer mehr erkannt, und
ganz auffallend wächſt die Bewegung unter den Katholiken.

Dr. Weertz hatte ſchon auf den Zuſammenhang der Krimi-
nalität mit anderen ſozialen und wirtſchaftlichen Momenten
bei der katholiſchen Bevölkerung hingewieſen, die ja materiell
im allgemeinen ungünſtiger geſtellt iſt als die anderen Be-
kenntniſſe. Er geht alſo einig mit unſerem früheren Ar-
tikel, aus dem wir oben eine Stelle zitiert haben, und er, der
katholiſche Geiſtliche, gibt demzufolge die bekannte klerikale
Rederei von der größeren ethiſchen Kraft der ka-
tholiſchen Lehre gänzlich preis.

Daß die Kölniſche Volkszeitung dem ihr zweifel
los ſehr unangenehmen Artikel Raum gewährt hat, das ver-
dankt Dr. Weertz der Kritik der ſozialdemokratiſchen Preſſe:
Herr Weertz war früher Kaplan in Köln. Als er damals die
Kölniſche Volkszeitung und deren lokalen Ableger für den
Kampf gegen den Alkoholismus intereſſieren wollte, da wurde
ihm von den Beſitzern des Bachemſchen Verlags erklärt, man
wolle die Abſtinenzbewegung wohl finanziell unterſtützen, aber
die Spalten der beiden Blätter könne man ihr nicht zur Ver-
fügung ſtellen, weil man auf die Brauinduſtrie und
die Wirte Rückſicht nehmen müſſe. Das geſchah nicht
nur wegen der Jnſerate der letzteren, ſondern auch, weil das
Kölner Zentrum bei den Stadtratswahlen auf die in der
zweiten Wählerklaſſe entſcheidenden Brauer und Wirte an-
gewieſen war, wenn es über die Mehrheit im Rathaus ver-
fügen wollte. Dieſe echt kölniſche Klüngel- und Korruptions-
politik konnte von unſerem Kölner Bruderblatt aufgedeckt wer
den, ohne daß die Bachemſchen Blätter die obigen Angaben zu
erſchüttern vermochten.

Deutſche Biſchöfe gegen den Geburtenrückgang.
Die deutſchew Biſchöfe haben einen gemeinſamen Hirtenkriri

erlaſſen. Sie wenden ſich darin zunächſt gegen den Ge-
burtenrückgang, als deſſen Urfachen neben dem Woh-
nungselend in den Großſtädten, der Luxus in den oberen
Ständen bezeichnet werden. Eheleuten, die Maßnahmen gegen
den Kinderſegen treffen, werden die ſchwerſten kirchlichen
Strafen angedroht. Der Hirtenbrief warnt dann vor dem Be-
ſuch der Kinos durch Jugendliche und Kinder. Lediglich be
ſondere Schülervorſtellungen zum Zwecke ernſter Belehrung
werden als zuläſſig bezeichnet. Schließlich verdammt der
Hirtenbrief die neue Kleidermode der Frauen, die durch un
genügende Bekleidung des Körpers Aergernis erregend wirkt.

Die biſchöflichen Hirtenbriefe zeigen die Richtlinien, nach
denen die Geiſtlichen im Beichtſtuhl zu wirken haben. Der
Geburtenrückgang iſt eine Folge der Umgeſtaltung der wirt-
ſchaftlichen Zuſtände, eine Folge, die nur durch wirtſchaftliche
Maßnahmen, nicht aber durch Beichtſtuhl und Weihwedel be-
ſeitigt werden kann. Die Androhung der Verweigerung der
Abſolution mag religiöſe Gemüter zunächſt einmal ſchrecken,
aber die wirtſchaftlichen wirken ſtärker, als die
Angſt vor den Strafmitteln der Kirche.

Wie geiſtliche Herren ſich bezahlen laſſen.
Der kürzlich geſtorbene Kardinal Luigi Oreglia bezog

als Kurienkardinal das Fixum von 21500 Frank in Gold, als
Dekan und Kämmerling des Heiligen Kollegiums vom Jahre
1895 ab 8000 Lire, als Präfekt und Sekretär zweier Kongre
gationen und Proteltor von drei Ordensgeſellſchaften 14 000
Lire und endlich ſeit ſeiner 1873 erfolgten Ernennung als
Kardinal die Pfründe des Bistums Oſtig an der Tibermün-
dung, dem er ein einziges Mal in vierzig Jahren einen Beſuch
abgeſtattet haben ſoll. Dafür ſtrich der Kardinal und ſoge-
nannte „Reichsverweſer der heiligen Kirche“ ein weiteres Ge-
halt von 98 800 Lire im Jahre ein und daß für ein Bistum,
das weniger Seelen zählt als jede mittelgroße Pfarrei am
Rhein. Das Geſamteinkommen dieſes älteſten Kurienkardi
nals mit beſcheidenſter theologiſcher Bildung betrug 138 00(
Lire gleich 111 000 Mark im Jahr.
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